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					Über dieses Buch
				

			
			 
			
					Überall in Europa und mit Trump auch in den USA gewinnen Rechtspopulisten massiv an Unterstützung und gefährden die liberale Demokratie. Ihr Ziel ist die schrittweise Aushöhlung der demokratischen Institutionen, um ihre eigene Agenda durchzusetzen: gegen Migration, gegen die vermeintlichen «Eliten», für einen autoritär regierten Nationalstaat, in dem die freiheitliche Rechtsordnung zunehmend ausgehebelt wird. Gezielt erodieren sie das Vertrauen in die liberalen Elemente des demokratischen Systems.
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					Einleitung

				Egal, wo man in Europa spazieren geht: Auf den ersten Blick scheint alles wie immer. Die Menschen flanieren auf den Straßen, gehen einkaufen oder laufen hektisch von einem Termin zum nächsten. Die Bars, Cafés, Restaurants sind voll, man lacht, man trinkt, man isst, man unterhält sich angeregt. Alles erscheint entspannt, normal. Eben: wie immer. Aber der Schein trügt. Und natürlich gibt es Politiker, Intellektuelle, Journalisten und andere, denen sehr wohl bewusst ist, dass sich gerade etwas grundlegend verändert in ihrem Land, in Europa. Einer von ihnen ist Gaetano Azzariti, ein italienischer Politikwissenschaftler, der zugleich Präsident einer Organisation italienischer Verfassungsrechtler ist, die sozusagen als Wächterin über Verfassungsänderungen dient. Sie versuchen, den italienischen Staat vor Zugriffen antidemokratischer Kräfte zu bewahren. Als solche sehen sie die Regierung von Giorgia Meloni. Azzariti eilt von Demonstration zu Demonstration, ist mit seiner Expertise und seinem Engagement ein gefragter Redner. Immer in der Hoffnung, dass nicht nur die Anwesenden ihm zuhören, sondern auch die Menschen an den Bildschirmen und im Netz. In Neapel spricht er vor Tausenden und ruft in seiner Rede die italienischen Abgeordneten auf, sich den Plänen von Regierungschefin Meloni zu widersetzen: «Wollt ihr euch einer freiwilligen Knechtschaft unterwerfen?» Der Verfassungsrechtler ist tief besorgt und überzeugt, dass sich Italien an einem Wendepunkt befindet, dass sein Land in wenigen Jahren eine fragilere Demokratie sein wird. «Ich habe Angst vor einer solchen Demokratie», sagt er im persönlichen Gespräch, «große Angst.»
Keine Angst, sondern Belustigung spürt und erfährt man – zunächst – am Marché d’Aligre im 12. Arrondissement in Paris. Die Verkäufer kommen aus dem Maghreb, aus Afrika, aus China. Viele von ihnen haben keinen französischen Pass, der Rassemblement National (RN) will Menschen wie sie loswerden, da sie nicht genügend «assimiliert» sind, wie es heißt. Habib Jebli stammt aus Tunesien, verkauft Obst und Gemüse und lebt schon seit knapp fünfundzwanzig Jahren in Paris. «Was interessiert mich, was Le Pen sagt, das ist mir doch egal.» Er zuckt mit den Schultern. Er habe nur die tunesische Staatsangehörigkeit, er brauche keine andere, er habe ja eine Identität. Ja, er lebe gern in Paris, zahle hier Steuern, «das ist doch selbstverständlich». Er habe auch keine Angst, dass er vertrieben werden könnte. «Na und? Dann gehe ich halt. Wenn sie mich nicht wollen – ich will sie auch nicht.» Auch Lilly findet die Situation eher absurd denn gefährlich. Sie ist Chinesin, hat nur wenige Meter von Habib ebenfalls einen Früchte- und Gemüsestand. Ihr Mann ist Franzose. «Und mein Sohn, der hier geboren ist, ist auch Franzose, wovor soll ich mich fürchten?» Dass sie möglicherweise ausgewiesen wird? «Dann gehe ich halt zurück nach China, aber die Franzosen werden schon sehen, was sie von so einer Politik hätten.»
Natürlich sind Lilly und Habib privilegiert. Sie haben einen Pass und vor allem ein Land, in das sie zurückgehen können. Bei den afrikanischen Händlern, die auf dem Marché alte Klamotten, Uhren, Schränke, Platten oder sonst was feilbieten, sieht es schon anders aus. Sie wollen nicht sprechen, schon gar nicht über den RN. Viele von ihnen können nicht zurück in ihre Heimatländer, sie sind aus politischen oder wirtschaftlichen Gründen geflohen, manche von ihnen sind illegal in Frankreich. Man begegnet einer Wand des Schweigens, wenn man sie auf die politischen Pläne der Rechtspopulisten anspricht. Nicht auffallen, nichts Falsches sagen. Angst ist zu spüren – da ist sie eben doch. Und Misstrauen.
Aus gutem Grund. Als Sébastien Chenu noch Vizepräsident der Assemblée Nationale war, des französischen Parlaments, konnte man ihn ohne Probleme in seinen Amtsräumen besuchen. Der joviale bekennende Homosexuelle ist Mitglied des Rassemblement National; sein junger Assistent hat, wen wundert’s, in Budapest studiert, parliert im besten Ungarisch mit uns und erzählt von einem ausgezeichneten ungarischen «Resto» mitten in Paris. Chenu sitzt im Nadelstreifenanzug, mit weißem Hemd und Krawatte leger in seinem Sessel und plaudert locker vor sich hin: dass man das Ius soli ändern wolle, also das alte französische Recht, nach dem jeder, der auf französischem Boden geboren wurde, automatisch Franzose ist. Wenn man die Macht übernehmen werde, dann sollen «die wahren Franzosen», so Chenu, darüber entscheiden, wer Franzose sein darf und wer nicht. Spricht’s und wechselt das Thema, erzählt von Freunden in München und Berlin, ganz beiläufig. Und verabschiedet sich von uns mit größter Freundlichkeit, während sein Assistent uns noch durch die heiligen Hallen der Assemblée Nationale führt und uns die Geschichte der eindrücklichen Räume und Kunstwerke erzählt.
In Budapest ist alles ruhig. Es gibt so gut wie keine Migranten, dafür viele Touristen, die sich den Magen mit Gulasch, Gänseleber und Cremeschnitten vollhauen. Der Charme der K.-u.-k.-Monarchie ist überall zu spüren, ganz wie in Wien, nur etwas kleiner, etwas ärmlicher, manchmal auch ein bisschen schäbiger, doch genau das macht Budapest so interessant. Die Stadt hat eine gewisse Patina. Seit 2010 gibt es in Ungarn keine liberale Demokratie mehr, doch der Alltag der Menschen ist nicht anders als zuvor. Gewiss, viele Ungarn sind ärmer geworden unter ihrem ewigen Regierungschef Viktor Orbán, die Wirtschaft schwächelt, aber in ihrem persönlichen Leben spüren nur die wenigsten, dass sie in einem System leben, das ihnen nur enge politische Freiheiten zugesteht. Umso absurder wirkt daher das Gebäude der CEU, der Central European University, mitten in der Stadt. Ein eindrucksvoller, architektonisch anspruchsvoller und teurer Bau, innen Räume mit Ziegelwänden, die moderne Fabrikhallenanmutung. Dazu eine ausgeklügelte Lichttechnik und technische Unterrichtsausstattung, die man jeder deutschen Universität nur wünschen kann. Nur, die CEU gibt es nicht mehr in Budapest. Sie musste vor einigen Jahren das Land verlassen, Viktor Orbán wollte es so.
Die von dem ungarisch-jüdisch-amerikanischen Philanthropen George Soros gegründete Hochschule musste nach Wien umziehen, ihre liberale Weltanschauung passte der ungarischen Regierung nicht mehr. Doch das Gebäude existiert noch, gehört nach wie vor der CEU. Und es wuselt darin: Veranstaltungen und Seminare werden dort abgehalten, und Zsuzsanna Szelényi, eine in Ungarn bekannte Politikerin und Autorin, arbeitet dort als Direktorin der «Democracy Institute Leadership Academy for Central and Eastern Europe». Sie läuft mit großer Selbstverständlichkeit durch die Gänge, trifft Gesinnungsgenossen. Sympathisanten von Orbán findet man hier natürlich nicht. Und doch, sie spricht es ehrlich aus: «Die Uni – sie ist eben einfach weg.» Geblieben ist eine scheinbar gut gefüllte Leerstelle. Im Alltag der Budapester spielt das jedoch keine Rolle. Es ist wie überall: Die Bedrohung, die Gefahr für die liberale Demokratie ist kaum wahrzunehmen, nicht greifbar. Das ist in Amsterdam genauso wie in Stockholm, in Berlin oder Wien. Nur ab und an wird sie sichtbar. Bei Aufmärschen und rechten Demos oder neuen, schärferen Gesetzen, vor allem aber bei Wahlen und in den Programmen rechtspopulistischer Parteien, deren Mitglieder nicht im Braun- oder Schwarzhemd daherkommen, sondern in schicken Slim-Fit-Anzügen oder mit Kostüm und Perlenkette. Man gibt sich gern bürgerlich – die Programme all dieser Parteien sind es aber nicht. Im Gegenteil, sie wollen eindeutig eine ganz andere Gesellschaftsform. Sie träumen für ihre Länder von einer «illiberalen Demokratie». Das ist ihr Ziel.
Noch vor wenigen Jahrzehnten war der Begriff «illiberale Demokratie» weitgehend unbekannt. Für manche klang er wie ein Scherz, andere hielten ihn für ein Oxymoron. In den Augen der meisten Menschen gehörten Demokratie und Liberalismus zusammen wie Schlüssel und Schloss – sie waren untrennbar miteinander verbunden. Wenn überhaupt, dann wurde der Begriff für bestimmte Regime fernab des Westens verwendet. Zum ersten Mal tauchte er Mitte der 1990er Jahre im Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen Erfolg Asiens auf. Damals argumentierten Experten, dass viele Gesellschaften dort wohlhabender und in gewisser Weise auch demokratischer wurden, aber nicht unbedingt liberaler – zumindest nicht so, wie man sich das im Westen vorstellte.[1] International bekannt wurde er durch den Publizisten Fareed Zakaria, der 1997 einen Artikel über «Den Aufstieg der illiberalen Demokratien» veröffentlichte. Doch auch Zakaria konzentrierte sich auf Staaten außerhalb des Westens. Was ihm Sorgen machte, war die Entwicklung in Belarus, Kasachstan und anderen Ländern der vormaligen Sowjetunion, wo es zwar nach wie vor Wahlen gab, aber Freiheitsrechte immer stärker beschnitten wurden. Dass der Trend eines Tages auch den Westen erreichen würde, konnte sich zu dieser Zeit niemand vorstellen.[2]
Kaum eine Generation später hat sich die Lage komplett geändert. Die liberale Demokratie befindet sich laut einer Untersuchung des britischen Magazins Economist seit Jahren auf dem Rückzug. Autoritäre Staaten wie China und Russland gewinnen in Afrika und Asien immer weiter an Einfluss. Und auch innerhalb des Westens sind dezidiert «illiberale» Kräfte mittlerweile auf dem Vormarsch. Das zeigt sich vor allem am Zuspruch für sogenannte rechtspopulistische Parteien: Deren Wähleranteil ist in Europa von durchschnittlich fünf Prozent im Jahr 2010 auf zehn Prozent im Jahr 2015 und zwanzig Prozent im Jahr 2023 gestiegen, bevor er 2025 einen Rekordwert von fast fünfundzwanzig Prozent erreichte.[3] In der Nachkriegsgeschichte hat keine andere politische Strömung in so kurzer Zeit so viele Wähler hinzugewonnen. Und in mehr als einem Dutzend europäischer Staaten haben diese Parteien inzwischen sogar Regierungsverantwortung übernommen.[4] Selbst in Deutschland, das aufgrund seiner Geschichte gegenüber Rechtsaußenparteien lange Zeit als immun galt, existiert mit der Alternative für Deutschland (AfD) mittlerweile eine «illiberale» Partei, die in allen Umfragen bei über zwanzig Prozent liegt.
Stirbt also die Demokratie? Die Antwort auf diese Frage ist komplizierter, als es auf den ersten Blick scheint. In diesem Buch untersuchen wir die Situation in fünf Ländern in Europa und Nordamerika, in denen rechtspopulistische Parteien an die Macht gekommen sind oder kurz davorstehen. Sie alle halten sich für demokratisch, aber lehnen die liberale Demokratie ab und wollen sie durch eine illiberale Demokratie ersetzen. Doch was soll das bedeuten? Ist es nur ein Vorwand, oder entsteht hier tatsächlich eine neue Form von populärer Demokratie? Was genau haben sie vor? Und was geschieht, wenn ihre politische Fantasie zur Realität wird?
Basierend auf dem, was wir beobachten konnten, besteht die Antwort aus drei Teilen. Erstens: Demokratie bedeutet für Rechtspopulisten nicht Gewaltenteilung oder Kontrolle der Mächtigen, sondern eine möglichst unmittelbare Verbindung zwischen Herrschern und dem «wahren» Volk. Aus ihrer Sicht liegt das zentrale Problem derzeitiger Demokratien darin, dass der Volkswille durch «liberale Eliten» in Justiz, Parlamenten, Medien, Zivilgesellschaft und internationalen Organisationen verwässert, verfälscht oder gar verhindert wird. Um «echte» Demokratie herzustellen, müssen ihrer Meinung nach alle Institutionen, die zwischen Volk und Machthabern stehen, systematisch geschwächt oder aus dem Weg geräumt werden. Dies ist der Plan, den Rechtspopulisten überall auf der Welt verfolgen.
Zweitens: Die Ideologie, die diesem Plan zugrunde liegt, hat wenig mit der (liberalen) Demokratie zu tun, die westliche Staaten in den letzten achtzig Jahren geprägt hat – und fügt ihr erheblichen Schaden zu. Indem Rechtspopulisten behaupten, nur sie würden den «wahren» Volkswillen repräsentieren, delegitimieren sie andere politische Akteure und stellen den gesellschaftlichen Pluralismus infrage. Verfassungsrechtlich streben sie eine Situation an, in der die eigene Machtstellung faktisch unumkehrbar wird. Und ihre politischen Programme enthalten oft Maßnahmen, die Minderheiten diskriminieren oder Freiheitsrechte einschränken.
Und dennoch – so der dritte Teil – läuft Rechtspopulismus nicht unbedingt auf Faschismus hinaus, denn Rechtspopulisten wollen die Demokratie nicht vollständig abschaffen, erlauben ein gewisses Maß an Widerspruch und schätzen die Bestätigung in (mehr oder weniger) freien Wahlen. Das wirkliche Problem ist ein anderes: Wenn Rechtspopulisten ihren Plan umsetzen, können sie leichter zu Faschisten werden, denn die Schwächung der Gewaltenteilung schafft eine Situation, in der es keine funktionierenden Mechanismen mehr gibt, die eine Änderung des Systems hin zu Autokratie, Kleptokratie oder gar zum Faschismus stoppen könnten. Auch wenn Rechtspopulismus also noch kein Faschismus ist, erhöht er somit das Risiko, dass Faschismus aus ihm entsteht. Genau darin liegt etwa das aktuelle Dilemma mit Donald Trump, der die Gewaltenteilung systematisch untergräbt und in seiner verbleibenden Amtszeit versuchen könnte, mithilfe einer (absichtlich herbeigeführten) Krise die Verfassung außer Kraft zu setzen.
Um es auf den Punkt zu bringen: Der Rechtspopulismus beinhaltet ein Demokratieverständnis, das dem gängigen Konzept der liberalen Demokratie fundamental widerspricht. Dennoch ist Rechtspopulismus nicht automatisch gleichbedeutend mit Diktatur oder gar Faschismus. Wo Rechtspopulisten an der Macht sind, stirbt die Demokratie. Aber tot ist sie in den meisten Fällen (noch) nicht.
Dieses Buch kann sich auf eine Vielzahl von wissenschaftlichen Veröffentlichungen zu Populismus und zu populistischen Parteien oder Bewegungen stützen.[5] Auf diesen Arbeiten beruhen auch unsere Definitionen von Demokratie, worunter wir Volkssouveränität und Mehrheitsherrschaft verstehen, und von Liberalismus, womit alle Institutionen und Prozesse gemeint sind, deren Aufgabe es ist, die Macht des Staates zu begrenzen, Machthabende zu kontrollieren sowie Freiheit und Rechte des Einzelnen zu schützen.
Als wir im Jahr 2024 für 3sat eine zweiteilige Dokumentation zum Thema Rechtspopulismus in Europa machten, entschieden wir uns schnell, das Thema in einem Buch zu vertiefen, auszuweiten und genauer zu analysieren. Die Auswahl der Länder war dabei nicht willkürlich, sondern folgte einem Prinzip. Mit Ungarn und Italien wollten wir zeigen, wie Rechtspopulisten vorgehen, wenn sie bereits an der Macht sind. Am Beispiel von Frankreich und den Niederlanden stellten wir dar, welche Wege von rechtspopulistischen Parteien beschritten werden, um an die Macht zu kommen. In den Niederlanden konnte Geert Wilders mit seiner «Partei für die Freiheit» (PVV) im Laufe unserer Recherchen eine Regierung bilden. Wir sprachen mit Dutzenden von Politikern, Experten und Betroffenen und konnten so vor Ort ganz unmittelbar beobachten, wie sich die politische Landschaft in Europa verändert. Das Buch baut so auf breites theoretisches Wissen und konkrete «Feldforschung» auf und kann die Entwicklungen dieses Jahres, inklusive des zweiten Amtsantritts von Donald Trump, mit einbeziehen.
Interessant ist, dass weite Teile der Gesellschaften die allmähliche Erosion ihrer liberalen Demokratie kaum wahrnehmen. Der Grund dafür ist offensichtlich: In den Köpfen vieler wird der Zusammenbruch einer Demokratie immer noch mit Bildern eines gewalttätigen oder auch ruhig ablaufenden Putsches verbunden, mit einem «Fackelzug durch das Brandenburger Tor», woraufhin dann schlagartig ein totalitäres System alles an politischen Institutionen und Regularien hinwegfegt, was es vorher gab. Es sind Bilder des 20. Jahrhunderts. Was sich aber im 21. Jahrhundert vor unseren Augen abspielt, ist etwas gänzlich anderes: Wir stehen vor einer schleichenden Erosion von innen bei gleichzeitiger Beibehaltung demokratischer Institutionen und gewisser demokratischer Spielregeln. Dieser subtilere Prozess lässt viele Menschen nicht sofort erkennen, wie sie nach und nach in ein illiberales und unfreies System hineinrutschen.
Im ersten Teil des Buchs beschreiben wir deshalb zunächst den Plan der Rechtspopulisten. Wir erklären, dass für Populisten die zentrale politische Bruchlinie in liberalen Demokratien zwischen dem «wahren» Volk und den angeblich abgehobenen, korrupten Eliten verläuft. Die Idee einer «illiberalen Demokratie» ist aus ihrer Sicht keine Bedrohung, sondern verspricht die Wiederherstellung «echter» Volksherrschaft. Auch machen wir deutlich, was passiert, wenn diese Logik mit rassischen, ethnischen oder kulturellen Vorstellungen über das vermeintlich «wahre» Volk verschmilzt. Das Ziel von Rechtspopulisten ist dabei kein Faschismus, sondern eine Aushöhlung liberaler Institutionen bei gleichzeitigem politischem Rechtsruck. Wie wir zeigen, kann dies gefährlich sein: erstens weil das System dadurch an Legitimität verliert; zweitens weil die eigene Machtposition irgendwann unumkehrbar wird; und drittens weil politische Maßnahmen umgesetzt werden, die mit demokratischen Prinzipien unvereinbar sind. Hinzu kommt ein weiterer Aspekt, nämlich die enge Verknüpfung des Rechtspopulismus mit Verschwörungstheorien. Unserer Einschätzung nach befördert dies nicht nur eine Paranoia vor vermeintlichen Bedrohungen, sondern oft auch einen latenten Antisemitismus.
Im zweiten Teil des Buchs geht es dann um die Umsetzung des Plans. Zuerst beschäftigen wir uns mit Ungarn – dem Land, in dem die derzeitige europäische Welle des Rechtspopulismus ihren Ursprung hat. Viktor Orbáns Regierung ist in der Transformation hin zu einer «illiberalen Demokratie» am weitesten fortgeschritten und dient fast allen anderen als Vorbild. Anschließend schauen wir nach Italien, wo seit 2022 Giorgia Meloni und ihre «Fratelli d’Italia» («Brüder Italiens») regieren. Anders als Orbán hat sie es geschafft, den Umbau von Staat und Gesellschaft konsequent voranzutreiben, ohne gleichzeitig die internationale Gemeinschaft gegen sich aufzubringen. Danach analysieren wir die Situation in den Niederlanden, wo die rechtspopulistische PVV seit 2024 eine Vierparteienkoalition anführt. Obwohl nicht Premierminister, ist der starke Mann im Hintergrund Geert Wilders, ein seit Jahrzehnten bekannter «Islamhasser». Daraufhin geht es um Frankreich, wo Marine Le Pen die rechtsextremistische Partei ihres Vaters übernommen und konsequent als rechtspopulistische Partei neu ausgerichtet hat. Wenn der Rassemblement National – mit oder ohne Le Pen als Kandidatin – 2027 die Präsidentschaftswahlen gewinnt, wäre dies ein Durchbruch für die Rechtspopulisten und hätte erhebliche Konsequenzen für den gesamten Kontinent. Das darauffolgende Kapitel dreht sich um die USA und den Aufstieg von Donald Trump. Mehr als alle anderen Rechtspopulisten scheint Trump bereit zu sein, die Grenze zur Autokratie zu überschreiten. Manche nennen ihn deshalb bereits einen «Möchtegern-Faschisten».
Was lässt sich aus all diesen Erfahrungen für die Situation in Deutschland lernen? Zwar gibt es bei uns noch keine rechtspopulistische Partei, die an der Macht ist oder kurz davorsteht, jedoch hat die AfD in den letzten Jahren ähnlich stark an Zustimmung gewonnen wie ihre rechtspopulistischen Schwesterparteien in anderen europäischen Staaten. Sie reitet auf derselben Welle, ist aber in vielerlei Hinsicht noch extremer. Ein Großteil der Debatte in Deutschland beschäftigt sich deshalb aktuell mit der Frage, ob die AfD verboten werden sollte – eine verlockend einfache Lösung, die unserer Meinung nach allerdings nicht ausreicht, um die Gefahr zu bannen.
Längerfristig müssen liberale Demokraten dem Problem Rechtspopulismus nicht nur juristisch, sondern politisch begegnen. Dazu gehört, dass man Verkrustungen im eigenen System erkennt und aufbricht. Es bedeutet, dass man Brandmauern verteidigt, aber gleichzeitig den Mut aufbringt, die Rechtspopulisten viel konsequenter zu stellen und ihre oftmals leeren Versprechungen offenzulegen. Und am wichtigsten: Es heißt, dass liberale Demokraten wieder eine positive Zukunftserzählung entwickeln und lernen müssen, die Menschen dafür zu begeistern – ganz besonders solche, die nicht bereits auf der eigenen Seite stehen. Die Zeit drängt. Aber noch ist es nicht zu spät.

					Teil 1 Der Plan

				
					
						1. Illiberale Demokratie?

					
					Der erste europäische Regierungschef, der den Begriff «illiberale Demokratie» für sich reklamierte, war der ungarische Premierminister Viktor Orbán. In seiner jährlichen Sommeransprache erklärte er am 26. Juli 2014, Ungarn sei unter seiner Führung ein «illiberaler, nicht-liberaler» Staat geworden und grenze sich damit klar von den anderen EU-Ländern ab. Wer dabei sofort an Diktatur oder gar Faschismus denke, liege jedoch falsch: Die Demokratie werde in Ungarn durch den illiberalen Staat nicht eingeschränkt, sondern im Gegenteil sogar gestärkt. «Nur weil ein Staat nicht liberal ist, bedeutet das nicht, dass er keine Demokratie sein kann», so Orbán.[1]

					Die Rede trug maßgeblich dazu bei, dass der Begriff der «illiberalen Demokratie» bis heute allgegenwärtig ist. Während Kritiker ihn als Euphemismus für den Abbau demokratischer Strukturen betrachten, sehen Befürworter darin eine neue, volksnahe Regierungsform, die verkrustete Strukturen aufbricht. Fest steht, dass Orbán mit seiner Rede mehr Fragen aufwarf, als er beantwortete. Die wichtigste davon lautet: Kann es eine Demokratie ohne Liberalismus geben? Oder ist die Vorstellung einer «illiberalen Demokratie» nicht ein Widerspruch in sich?

					Für sogenannte Populisten, zu denen auch Orbán zählt, ist die Unterscheidung zwischen Demokratie und Liberalismus ein zentraler Bestandteil in ihrem politischen Denken. Ihrer Ansicht nach stehen liberale Rechte und liberale Institutionen dem angeblichen Volkswillen im Weg und müssen daher geschwächt werden. Ihr Plan beinhaltet die Aushöhlung aller Prozesse und Instanzen, die die Macht der Exekutive beschränken, sodass die «liberalen Eliten» die Durchsetzung des Volkswillens nicht mehr behindern können. Der Widerspruch in diesem Ansatz ist, dass sich ein authentischer Volkswille ohne liberale Rechte und Institutionen gar nicht bilden kann und – mehr noch – dass gerade liberale Institutionen den gesellschaftlichen Pluralismus schützen, durch den er zum Ausdruck kommt.

					Demokratietheoretisch bewegen sich Populisten deshalb auf dünnem Eis: Kritik an einem – wie auch immer definierten – liberalen «Establishment» oder «den Eliten» ist völlig normal, legitim und vielleicht sogar notwendig, doch wenn dem gesamten System dadurch sein (liberales) Fundament entzogen wird, gerät nicht nur der Liberalismus ins Wanken – sondern auch die Demokratie.

					
						
							Was ist Populismus?

						
						Populismus gehört zu den am häufigsten verwendeten, aber oftmals unscharf definierten Begriffen im aktuellen politischen Diskurs. Seine Wurzeln reichen bis ins 19. Jahrhundert zurück, mit frühen Vertretern wie der «People’s Party» in den USA, die sich gegen wirtschaftliche Eliten und Banken stellte. In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts entwickelten sich in Lateinamerika ähnliche Bewegungen, und ab der zweiten Hälfte gewann der Populismus dann auch in Europa an Bedeutung, vor allem mit dem Aufstieg rechtspopulistischer Parteien. Seit den 2000er Jahren sind Populisten in allen Kulturen und auf allen Kontinenten zu finden. Was sie verbindet, ist keine fixe Weltanschauung und kein bestimmtes politisches Programm, sondern die Erzählung von einem scheinbar unüberbrückbaren Gegensatz zwischen dem «wahren Volk» und den vermeintlich korrupten, abgehobenen Eliten.[2]

						Doch wer genau sind diese Eliten? Die Definition ist oft unklar und kann je nach Thema und politischer Ausrichtung variieren. Manchmal ist sie so weit gefasst, dass daraus regelrechte Verschwörungstheorien entstehen (siehe Kapitel 3). In erster Linie bezieht sich der Begriff jedoch meist auf politische und wirtschaftliche Eliten, die objektiv mächtige Positionen besetzen, also Politiker, Finanz- und Wirtschaftsbosse. Hinzu kommen administrative Eliten wie zum Beispiel hochrangige Beamte und Richter (die den sogenannten Deep State verkörpern) sowie – je nach Kontext – Journalisten, Wissenschaftler und Experten. Bei Rechtspopulisten stehen außerdem kulturelle Aspekte im Fokus: Als Eliten gelten dann nicht nur Personen mit tatsächlicher Macht, sondern alle, die den «progressiven Zeitgeist» verkörpern, wie etwa Vertreter von NGOs, Künstler, Lehrer, Aktivisten, linke Christen und andere vermeintliche «Gutmenschen» (siehe Kapitel 2). Aus populistischer Perspektive haben all diese Gruppen jegliche Verbindung zu den Wünschen und Bedürfnissen der breiten Bevölkerung verloren: Sie leben angeblich in ihrer eigenen Welt, verfolgen eigennützige, oftmals verdeckte Interessen und betreiben ideologische Projekte, die mit der Lebensrealität der meisten Menschen nichts zu tun haben. Nach Ansicht des amerikanischen Populismusbefürworters Christopher Lasch sind sie «wie eine Aristokratie – aber ohne deren Tugenden».[3]

						Und das Volk? Für Populisten zeigt sich der Volkswille nicht unbedingt in Wahlergebnissen oder Mehrheiten am Wahltag. (Sonst müssten sie ja, gemessen am eigenen Anspruch, viel erfolgreicher sein.) Stattdessen berufen sie sich auf eine Idee, die der Philosoph Jean-Jacques Rousseau im 18. Jahrhundert als «allgemeinen Willen» (volonté générale) bezeichnete – eine Art unausgesprochener Konsens, der jedem Volk innewohne. Der amerikanische Präsident Richard Nixon artikulierte zweihundert Jahre später eine ähnliche Idee, als er von der «schweigenden Mehrheit» sprach – einer Gruppe, die in der öffentlichen Debatte kaum wahrnehmbar sei, aber dennoch die Mehrheitsmeinung vertrete. In beiden Fällen wird suggeriert, dass es eine Volksmeinung gibt, die von der «herrschenden Klasse» verschwiegen wird. Populisten inszenieren sich als Sprachrohr dieser imaginären Meinung und behaupten, sie allein würden die «wahren» Interessen der Bevölkerung repräsentieren.[4]

						Die Erfolgschancen dieser Art von Ansprache sind in den letzten Jahrzehnten deutlich gestiegen. Einer der Gründe ist, dass der Handlungsspielraum nationaler Regierungen durch Globalisierung und internationale Institutionen immer enger geworden ist. In zahlreichen Politikfeldern, wie etwa Währungs-, Handels- oder Migrationspolitik, ist die Souveränität vieler Staaten mittlerweile stark eingeschränkt, und etablierte Parteien haben darauf bislang keine überzeugende Antwort gefunden: Entweder sie betreiben «asymmetrische Demobilisierung» und erklären, dass es keine Alternativen zum bestehenden Kurs gebe. Oder sie versuchen, es den Populisten gleichzutun, indem sie wider besseres Wissen behaupten, sie könnten sämtliche Probleme im Handumdrehen lösen. Beide Szenarien spielen letztlich den Populisten in die Hände.

						Hinzu kommen die zahlreichen Krisen. Von der Eurokrise und der «Flüchtlingswelle» über die Corona-Pandemie bis hin zu Russlands Überfall auf die Ukraine: Innen- und außenpolitische Schocks haben vielerorts Ängste und Verunsicherungen ausgelöst, die von Populisten gezielt aufgegriffen, verstärkt und für ihre Zwecke instrumentalisiert wurden – oftmals mit simplen Erklärungen wie «Die korrupten Eliten sind schuld!». Außerdem sind neue Interessengruppen entstanden, die im bestehenden politischen System entweder noch nicht oder nicht mehr ausreichend vertreten sind. Die Kombination aus Besitzstandswahrung und institutioneller Trägheit hat so ein politisches Vakuum geschaffen, das Populisten nutzen, um sich als Stimme der «Vergessenen» zu positionieren.

						Ein weiterer Faktor ist das, was der Politikwissenschaftler Ronald Inglehart als «kognitive Mobilisierung» beschreibt.[5] Damit ist gemeint, dass Bevölkerungen heute mehr Zugang zu Informationen haben und kritischer sind als früher – mit der Folge, dass Autoritätspersonen wie Politiker oder Experten weniger Vertrauen genießen. Besonders wichtig ist dabei das Internet, das angeblich demokratischste Medium aller Zeiten. Es hat traditionelle «Gatekeeper» wie etwa Journalisten entmachtet und den Zugang zu Informationen massiv erleichtert. Dadurch können sich Menschen direkt mithilfe von sogenannten alternativen Medien informieren, die oftmals die Narrative der Populisten unterstützen. Gleichzeitig verstärken besonders die sozialen Medien Empörungsspiralen und begünstigen die populistische Rhetorik, wodurch ihre Botschaft noch mehr Reichweite und Wirkung erhält.[6] Populismus steht also nicht notwendigerweise im Widerspruch zu demokratischen Prozessen wie etwa Wahlen oder freien Medien: Er wäre ohne sie gar nicht vorstellbar.

					
					
						
							Welche Demokratie?

						
						Und tatsächlich: Kaum ein Populist versteht sich selbst als Antidemokrat. Im Gegenteil, fast alle halten Demokratie für wichtig und erstrebenswert, sind jedoch der Überzeugung, dass sie in ihrer aktuellen Form «defekt» ist. Eine «echte» Demokratie kann es aus ihrer Sicht nur dann geben, wenn die Eliten ausgeschaltet sind und eine mächtige Exekutive den «ungefilterten» Volkswillen umsetzt.

						Die Logik hinter dieser Position ist einfach. Populisten beziehen sich auf die ursprüngliche Bedeutung des Begriffs Demokratie, der aus dem Altgriechischen stammt und sich aus den Worten demos (Volk) und kratos (Macht, Herrschaft) zusammensetzt. Ihrer Interpretation nach heißt Demokratie also nichts anderes als ungefilterte Volksherrschaft, was bedeutet, dass alles staatliche Handeln den Willen des Volkes reflektieren muss. Die Idee einer «liberalen Demokratie», in der dem vermeintlichen Volkswillen eine Reihe von Prozessen und Institutionen vorgeschaltet ist, halten Populisten für undemokratisch. Ihrer Ansicht nach geht es liberalen Demokraten nicht um Freiheit, den Schutz individueller Rechte oder gar Demokratie, sondern um die Durchsetzung der Interessen und ideologischen Ziele einer privilegierten Minderheit. Das Ergebnis sei demnach keine Demokratie, sondern eine «Demokratie-Simulation».

						Konkret richtet sich ihre Kritik gegen Institutionen, die vom «Establishment» dominiert werden. Dazu gehören beispielsweise Gerichte, die ihrer Meinung nach den Volkswillen blockieren; Parteien und Parlamente, die ihn verzerren; Medien, die ihn manipulieren; und internationale Institutionen, die ihn gar nicht erst zulassen. Häufig zielt die Kritik außerdem auf zivilgesellschaftliche Akteure, wie etwa Kirchen, Gewerkschaften, Unternehmen, Universitäten und Nichtregierungsorganisationen, von denen Populisten sagen, sie seien «ungewählt» und würden nicht die Volksmeinung, sondern «undemokratische» Einzelinteressen vertreten. Kurzum: All jene, die sich dem angeblichen Volkswillen auf irgendeine Weise in den Weg stellen, sind aus populistischer Sicht Gegner – wenn nicht sogar «Volksfeinde».

						Das Verhältnis zu Freiheitsrechten ist oftmals differenzierter. Solange sie in der Opposition sind, geben sich Populisten in der Regel als enthusiastische Verfechter von Freiheitsrechten, insbesondere des Rechts auf freie Meinungsäußerung, von dem sie behaupten, es würde von liberalen Eliten bedroht. Andere Individualrechte, wie etwa das Recht auf freie Religionsausübung, werden kritischer gesehen, insbesondere wenn Gerichte dieses gegen den vermeintlichen Willen der Mehrheit durchsetzen. Damit erklärt sich auch Orbáns zweideutige Haltung bei diesem Thema: In seiner Rede aus dem Jahr 2014 sagte er, dass seine Vorstellung von «illiberaler Demokratie» keinen Kampf gegen Freiheitsrechte bedeute. Gleichzeitig jedoch machte er klar, dass sich diese dem «kollektiven Willen» unterzuordnen hätten. (Wie Kapitel 4 zeigt, gilt dies in Ungarn auch – und vor allem – für das Recht auf freie Meinungsäußerung.) Am kritischsten sind er und seine populistischen Gesinnungsgenossen gegenüber der Idee von Minderheitenrechten. Für Populisten ist schon die Idee kollektiver Rechte fragwürdig – von Minderheitenrechten ganz zu schweigen. Wo ethnische, religiöse oder politische Minderheiten dem angeblichen Volkswillen widersprechen, ist aus ihrer Sicht völlig klar, wer sich durchsetzen sollte, nämlich die Mehrheit.[7]

						Wie also stellen sich Populisten Demokratie vor? Im Kern streben sie ein System an, in dem der Volkswille von einer starken Regierung durchgesetzt wird, ohne dass irgendwelche Institutionen oder Verfahren ihn abschwächen. Ein zentrales Instrument dazu sind Volksabstimmungen und Referenden. Die Reduzierung auf einfache Ja-oder-Nein-Entscheidungen kommt der zuspitzenden Rhetorik der Populisten entgegen. Wichtiger noch: Sie bringt den vermeintlichen Volkswillen unmissverständlich zum Ausdruck und liefert einen klaren Auftrag, dem sich liberale Institutionen nicht entziehen können. Wenn Volksabstimmungen in ihrem Sinne ausgehen, wie etwa beim Brexit-Referendum in Großbritannien, gelten sie den Populisten schnell als endgültiger Ausdruck des Volkswillens, der nicht mehr in Zweifel gezogen werden darf – offenbar selbst dann, wenn sich die Meinung der Bevölkerung ändert.[8]

						Das andere Instrument, mit dem Populisten versuchen, ihre Vorstellung von Demokratie durchzusetzen, ist die Stärkung der Exekutive. Aus ihrer Sicht muss eine demokratische Regierung nicht nur entschlossen sein, den Volkswillen in Regierungshandeln zu verwandeln, sondern auch die dafür notwendigen Mittel zur Verfügung haben. Sie befürworten deshalb Präsidialsysteme, in denen der Regierungschef über weitreichende Befugnisse verfügt und wichtige Entscheidungen per Dekret, also ohne Beteiligung anderer Institutionen treffen kann. Damit einher geht typischerweise eine Aushöhlung der Gewaltenteilung, also die Schwächung von Parlamenten und Justiz sowie Kontrollinstanzen wie etwa unabhängigen Medien, auf die die Populisten mehr Einfluss gewinnen wollen. Je nachdem, wie deren Loyalität eingeschätzt wird, können außerdem die Sicherheitsbehörden – Militär, Polizei und Geheimdienste – in den Fokus geraten. Nicht zuletzt geht es häufig auch um Wahlrechtsreformen: Populisten bevorzugen das Mehrheits- gegenüber dem Verhältniswahlrecht, da es den siegreichen Parteien größere Mehrheiten beschert und dadurch Verfassungsänderungen erleichtert.[9]

						Natürlich sind weder direkte Demokratie – wie etwa in der Schweiz – noch eine starke Exekutive – wie zum Beispiel in Frankreich – per se undemokratisch. Doch die Verbindung beider Elemente ist selten und bildet zumindest theoretisch die Voraussetzung für ein autokratisches Regime. Wenn jegliche Kontrollmechanismen fehlen oder diese stark geschwächt sind, entscheidet nämlich allein der Machthaber, ob sein Land demokratisch, diktatorisch oder gar kleptokratisch regiert wird.

						Wo das hinführen kann, zeigt der konservative Staatswissenschaftler Carl Schmitt, der während der Weimarer Republik zu einem der schärfsten Gegner des Liberalismus wurde. Im Mittelpunkt seiner Kritik stand damals der Parlamentarismus, den er für grundlegend undemokratisch hielt. Anstatt klare, vom Volk gewünschte Entscheidungen zu ermöglichen, sei das Parlamentssystem darauf ausgelegt, den Volkswillen durch Parteipolitik und endlose Kompromisssuche so stark zu verwässern, dass am Ende kaum noch etwas davon übrig bleibe. Nach Schmitts Auffassung war ein entschlossen handelnder «populärer Diktator», der gelegentlich Volksabstimmungen abhalte, demokratischer als jede parlamentarische Ordnung.[10] Mit dieser Argumentation legitimierte er 1933 schließlich auch die Machtübernahme Adolf Hitlers.

					
					
						
							Ist «illiberale Demokratie» möglich?

						
						Nun ist Viktor Orbán kein Hitler, und soweit bekannt, streben weder er noch seine populistischen Mitstreiter eine genozidale Diktatur an. Doch das allein macht seine Idee der «illiberalen Demokratie» nicht demokratisch. Das entscheidende Argument gegen «illiberale Demokratie» ist dabei nicht, dass Demokratie und Liberalismus schon immer zusammengehört hätten. Wie der bereits erwähnte Publizist Fareed Zakaria zeigt, sind Demokratie und das, was er «konstitutionellen Liberalismus» nennt, historisch getrennt voneinander entstanden. England etwa sei bereits jahrhundertelang ein Rechtsstaat mit Freiheitsrechten gewesen, bevor es Ende des 19. Jahrhunderts zur Demokratie wurde. Besonders die Liberalen hätten damals vor dem Aufstieg von Demagogen und einer «Tyrannei der Mehrheit» gewarnt – Argumente, die bereits von den griechischen Philosophen Platon und Aristoteles gegen die Demokratie ins Feld geführt wurden. Und selbst heute gibt es laut Zakarias Analyse viele Länder, die entweder Demokratie oder Liberalismus stärker betonen. So fänden in zahlreichen lateinamerikanischen Staaten zwar freie Wahlen statt, doch es fehle ein funktionierender Rechtsstaat. Und in Teilen der islamischen Welt würden bestimmte Freiheitsrechte, wie etwa die von religiösen Minderheiten, oftmals gerade von säkularen Diktatoren geschützt.[11]

						Das eigentliche Problem mit «illiberaler Demokratie» liegt in der Idee des Volkswillens. Dieser beruht auf der Annahme, dass es zu jeder Zeit und zu nahezu jedem Thema einen einheitlichen Willen des Volkes gebe, der jedoch vom «Establishment» aus ideologischen oder eigennützigen Motiven unterdrückt werde. Diese Vorstellung ist nicht nur falsch, sondern gefährlich, denn ein einheitlicher Volkswille existiert nicht – und wird folglich auch nicht unterdrückt. Vielmehr basiert Demokratie darauf, dass in jeder Gesellschaft völlig unterschiedliche Ansichten, Interessen und Lebensauffassungen zum Ausdruck kommen können, aus denen sich dann im freien Austausch Mehrheiten bilden. Dies setzt voraus, dass eine Vielfalt an Meinungen akzeptiert und auch die Minderheitenposition als legitim anerkannt wird. Wer behauptet, es gebe nur eine «wahre» Volksmeinung, der verneint den gesellschaftlichen Pluralismus – und damit eine zentrale Grundlage von Demokratie.

						Noch problematischer wird es, wenn Populisten aus ihren Vorstellungen ableiten, dass sie die Einzigen seien, die das Volk und seine Interessen repräsentieren. Der Politikwissenschaftler Jan-Werner Müller unterscheidet in diesem Zusammenhang zwischen Populisten, die sagen: «AUCH wir sind das Volk», und solchen, die behaupten: «NUR wir sind das Volk». Ersteres stelle einen legitimen Wunsch nach demokratischer Teilhabe dar, besonders von Gruppen, die sich ausgeschlossen, «ungehört» oder «vergessen» fühlten, während Zweiteres ein Angriff auf die Demokratie sei. Im Kern behaupten Populisten damit, alle anderen Akteure im demokratischen Prozess, insbesondere die sogenannten Altparteien, würden «volksfremde» Interessen vertreten. Laut Müller wird dadurch nicht nur die Legitimität einzelner Parteien, Personen oder Verbände infrage gestellt, sondern die des gesamten Systems.[12]

						Das vielleicht überzeugendste Argument für die Unmöglichkeit «illiberaler Demokratie» liegt jedoch in der Notwendigkeit individueller Rechte als Voraussetzung für Demokratie. So ist das Problem mit der von Carl Schmitt propagierten «populären Diktatur» nicht in erster Linie die Person des «populären Diktators», sondern dass der «Volkswille» in einem illiberalen Umfeld überhaupt nicht zum Ausdruck kommen kann. Wenn grundlegende Rechte wie Versammlungsfreiheit, Meinungsfreiheit sowie die Unabhängigkeit von Medien und Zivilgesellschaft eingeschränkt sind, ist ein «authentischer» Willensbildungsprozess gar nicht vorstellbar. Mit anderen Worten: Es braucht liberale Freiheitsrechte, damit klar werden kann, was das Volk eigentlich will.[13] In der von Schmitt angestrebten «populären Diktatur» mag das keine Rolle spielen, in einer Demokratie jedoch durchaus.

						Es bleibt festzuhalten, dass Populisten weltweit die von Orbán propagierte Idee der «illiberalen Demokratie» unterstützen, weil sie das (liberale) «Establishment» für zu stark halten und den vermeintlich «wahren» Volkswillen wieder stärker zur Geltung bringen wollen. Typischerweise beinhaltet dies Forderungen nach einer größeren Öffnung des politischen Systems, mehr direkter Demokratie und einer mächtigeren Exekutive. Diese Forderungen sind an sich weder undemokratisch noch illegitim. Der Politikwissenschaftler Cas Mudde bezeichnet sie als «illiberale, [aber grundsätzlich] demokratische Antwort auf demokratischen Illiberalismus». Einfach ausgedrückt: Sie sind eine populistische Reaktion auf ein verkrustetes System.

						Doch der Populismus – und insbesondere das Konzept der «illiberalen Demokratie» – enthält eindeutig auch antidemokratische Elemente. Wie gezeigt, kann die Überhöhung des Volkswillens dazu führen, dass gesellschaftlicher Pluralismus geleugnet und das demokratische System delegitimiert wird. Die Beschneidung von Freiheitsrechten behindert einen «authentischen» Meinungsbildungsprozess. Ein allmächtiger Präsident kann sich entweder schamlos bereichern – oder das, was von der Demokratie noch übrig ist, mit einem einzigen Federstrich abschaffen. Die Idee einer «illiberalen» Demokratie ist also ein Widerspruch in sich. Und wie das nächste Kapitel zeigt, wird sie noch problematischer, wenn sie mit rechtsextremen Ideologien verschmilzt.

						
					
				
					
						2. Regimewechsel von rechts

					
					Keine deutsche Partei spricht so häufig vom Volk wie die AfD. Auf vielen ihrer Plakate steht sogar der Satz «Wir sind das Volk» (ein Motto, das sie sich von der DDR-Bürgerrechtsbewegung ausgeliehen hat). Doch wer ist damit eigentlich gemeint? Die genaue Definition bleibt oft vage – sicher ist nur, dass es ihrer Meinung nach zu viele sind. AfD-Vertreter warnen regelmäßig vor der «Durchmischung der Bevölkerung mit Personengruppen anderer Hautfarbe» (AfD Thüringen). Sie sehen in Globalisierung und «Masseneinwanderung» eine Bedrohung für die «kulturelle Homogenität» (AfD-Grundsatzprogramm). Und sie kündigen an: «Wenn wir kommen, … dann wird ausgemistet. Dann wird wieder Politik für das Volk und nur für das Volk gemacht» (Markus Frohnmaier).

					Das Beispiel zeigt: Wenn rechtspopulistische Parteien vom «Volkswillen» sprechen, geht es ihnen nicht bloß um eine (wie auch immer definierte) «schweigende Mehrheit» der Staatsbürger. In ihrer Rhetorik vermischt sich der Volksbegriff mit kulturellen, ethnischen und teils biologistischen Vorstellungen darüber, wer zum Volk gehört. Das «wahre» Volk ist ihrer Überzeugung nach in seiner Existenz bedroht – und schuld daran sind die «liberalen Eliten».

					Die Strategie, die sie zur Durchsetzung ihres politischen Projekts verfolgen, ist eine andere als die von Rechtsextremen in der Vergangenheit. Im Gegensatz zu den Faschisten in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts planen Rechtspopulisten keinen Putsch und wollen die Demokratie auch nicht formal außer Kraft setzen. Ihre Idee von «Regimewechsel» besteht aus der schrittweisen Transformation bestehender Strukturen – einer schleichenden, oftmals kaum spürbaren Veränderung des Systems.

					Die drei zentralen Elemente in diesem Prozess sind: eine Polarisierung von Gesellschaft und Diskurs, die zur Delegitimierung des demokratischen Systems führen kann; eine Beschränkung von liberalen Institutionen, die es immer schwerer macht, die von Rechtspopulisten dominierten Regierungen herauszufordern; und – schließlich – ein Rechtsruck, der immer stärker in Konflikt mit Grundrechten und dem gesellschaftlichen Pluralismus gerät. Am Ende kann ein Staat stehen, der zwar immer noch demokratischen Ritualen folgt, aber in seiner Substanz nicht mehr demokratisch ist.

					
						
							Das «wahre» Volk und seine Feinde

						
						Doch worum geht es Rechtspopulisten überhaupt? Im Mittelpunkt ihres Denkens steht das «wahre» Volk, das ihrer Meinung nach von innen und außen bedroht ist. Im Inneren fürchten sie vor allem den Verlust nationaler Identität. Häufig wird in diesem Zusammenhang die Globalisierung erwähnt, die ausländische Einflüsse verstärke und das Bewusstsein für die Einzigartigkeit des eigenen Volkes, seiner Kultur und Sprache vermindere. Für genauso problematisch halten sie außerdem den Verfall traditioneller Werte. Aus ihrer Sicht sind «progressive» Ideen, insbesondere in den Bereichen der Gleichstellung und der sexuellen Freiheit, dafür verantwortlich, dass klassische Familienstrukturen zerbrechen und die Geburtenraten in vielen westlichen Ländern sinken. Die Konsequenz sei, dass westliche Völker buchstäblich aussterben würden – oder, wie sie es formulieren, «sich der Westen selbst abschafft».

						Die äußere Bedrohung besteht in der Migration. Nach Auffassung von Rechtspopulisten verändert die Einwanderung aus «kulturfremden» Ländern die Zusammensetzung der Bevölkerung und stellt traditionelle Annahmen darüber infrage, was es bedeutet, Europäer (oder Amerikaner) zu sein. Ihrer Meinung nach besitzt jedes Volk eine «Essenz», die – je nach Ausprägung – durch Kultur, Abstammung oder biologische Merkmale bestimmt wird und entweder angeboren ist oder sich – wie im Falle der Kultur – nur unter größter Anstrengung ändern lässt. Die «Massenmigration» der letzten Jahrzehnte habe dazu geführt, dass Volk und Bevölkerung nicht mehr identisch seien und selbst Staatsangehörige nicht mehr automatisch dem «wahren» Volk zugerechnet werden könnten. Aus Sicht der Rechtspopulisten ist Migration und der damit einhergehende Multikulturalismus nicht nur eine Bedrohung für Sicherheit und Stabilität, sondern – zusammen mit sinkenden Geburtenraten der angestammten Bevölkerung – eine existenzielle Gefahr für den Fortbestand des Volkes.[1]

						Aus den zwei Bedrohungen – innen und außen – lässt sich herauslesen, was sich die Rechtspopulisten unter dem «wahren» Volk vorstellen. Nicht dazu gehören zum einen Migranten beziehungsweise alle, die sie für Migranten halten. Je nach Ausprägung sind dies auch Staatsangehörige beziehungsweise Nachkommen von Einwanderern, deren Familien zum Teil bereits seit zwei oder drei Generationen im Land leben und die dort geboren wurden. Ausgeschlossen vom «wahren» Volk sind allerdings auch Nichtmigranten, die die rechtspopulistische Vorstellung von nationaler Identität nicht teilen. Dazu zählen insbesondere Linke und Liberale, aber auch gemäßigte Konservative und Christdemokraten, denen vorgeworfen wird, mit ihren «progressiven» Ideen die schrittweise Zerstörung der Nation entweder aktiv zu betreiben oder stillschweigend zu dulden. Übrig bleibe nach Ansicht von Rechtspopulisten die breite Masse der Bevölkerung, die sich angesichts des schleichenden Verlusts traditioneller Werte und nationaler Identität zunehmend unwohl – wenn nicht sogar unterdrückt – fühle, jedoch keine politische Stimme habe: das «wahre» Volk.

						Was sich ebenfalls ableiten lässt, sind die vermeintlich Schuldigen an dieser Krise. Die Kritik der Rechtspopulisten richtet sich einerseits gegen Finanz- und Wirtschaftseliten, denen vorgeworfen wird, aus rein ökonomischem Eigeninteresse zu handeln. Ihnen wird nicht unbedingt vorgeworfen, das «wahre» Volk zerstören zu wollen, sondern vielmehr, dass es ihnen schlichtweg egal sei. Andererseits geben sie die Schuld «liberalen Eliten», die häufig auch als «Kulturmarxisten» bezeichnet werden. Ihrer Ansicht nach dominieren diese Politik, Verwaltung, Medien, Wissenschaft, Bildung, Kirchen und Kultur – und nutzen ihre «Diskursherrschaft» gezielt, um eine linke Agenda voranzutreiben. Während einige von ihnen der Nation offen den Kampf angesagt hätten, seien andere lediglich «Mitläufer», die durch ihr naives Engagement für Gleichheit, soziale Gerechtigkeit oder Menschenrechte zum Verschwinden der Nation beitrügen. Viele seien ihrer Auffassung nach «Selbsthasser», die das «wahre» Volk – aus dem sie ja selbst stammen – zutiefst verachten.

						Eine weitere Gruppe von Übeltätern sitzt im Ausland. Hierzu gehören multinationale Konzerne und internationale Nichtregierungsorganisationen, aber auch Einzelpersonen wie etwa der Philanthrop George Soros (siehe Kapitel 3). Besonders verhasst sind internationale Institutionen wie beispielsweise die Vereinten Nationen oder die Europäische Union. Nach Meinung von Rechtspopulisten verfolgen diese Organisationen nicht nur keine nationalen Interessen, sondern sind darauf ausgelegt, sie zu untergraben – wenn nicht sogar, wie im Falle der EU, die nationale durch eine supranationale Identität zu ersetzen. Wenn Rechtspopulisten nach der «Wiederherstellung von Souveränität» rufen, dann meinen sie damit letztlich das Gleiche wie auf nationaler Ebene, nämlich eine Wiederermächtigung des «wahren» Volkes.[2]

						Die aufschlussreichste – und bei Rechtspopulisten aktuell populärste – Zusammenfassung dieser Ideen ist die Theorie vom «großen Austausch» des französischen Rechtsintellektuellen Renaud Camus. Demnach agiert im Hintergrund der Politik eine Allianz aus «vaterlandslosen Gesellen» und «Kulturmarxisten», die aus egoistischen und ideologischen Interessen die «Massenmigration» aus mehrheitlich muslimischen Ländern nicht nur gutheißt, sondern aktiv vorantreibt. Camus unterscheidet dabei zwischen den Eliten, die er als «Austauschende» bezeichnet, den Einwanderern, die er «Austauscher» nennt, und den «Ausgetauschten», also der angestammten Bevölkerung, deren Anteil im Laufe der Zeit immer kleiner werde.

						Camus bestreitet, dass es sich hierbei um eine Verschwörungserzählung handelt: «Ich persönlich habe mir nie vorgestellt, dass sich eine Gruppe mit bösen Absichten in einem großen, luxuriösen Vorstandszimmer versammelt und beschließt, die Bevölkerung gegen eine billigere auszutauschen, deren Zahl schneller wächst.» Stattdessen sieht er die Schuld beim linksliberalen Zeitgeist und seinen Befürwortern. Sie hätten durch ihre Vorstellungen von einer grenzenlosen Welt «eine Kombination von enormen, bizarren und komplexen Prozessen» in Gang gesetzt, «die so kompliziert sind, dass niemand genau verstehen kann, wie sie funktionieren».[3] Das Ergebnis sei, dass die angestammte europäische Bevölkerung – also das «wahre» Volk – Schritt für Schritt durch eine «kulturfremde» Bevölkerung verdrängt und innerhalb weniger Jahrzehnte fast völlig verschwinden werde.

						Die Theorie vom «großen Austausch» artikuliert nicht nur eine in den Augen von Rechtspopulisten plausible Erklärung für die zunehmende Einwanderung aus nichteuropäischen Staaten und den damit einhergehenden Wandel europäischer Gesellschaften, sondern sie suggeriert, dass die vermeintliche Überfremdung gewünscht ist, wenn nicht sogar mit Absicht herbeigeführt wurde. Mehr noch: Ganz im Sinne der populistischen Rhetorik gibt sie die Schuld nicht den Migranten selbst, sondern den «liberalen Eliten». Aus ihrer Sicht sind sie die wahren «Volksfeinde».

					
					
						
							Rechter Regimewechsel damals

						
						Auf den ersten Blick mögen diese Ideen ähnlich klingen wie die von klassischen Rechtsextremisten. Und in der Tat: Rechtspopulisten werden in der Presse häufig als «Faschisten des 21. Jahrhunderts» dargestellt. Doch ganz so einfach ist es nicht. Trotz vieler Gemeinsamkeiten unterscheiden sich Faschisten von Rechtspopulisten sowohl in ihrer Absicht als auch in der Vorgehensweise.

						Um den Unterschied zu verstehen, hilft ein Blick in die Geschichte. Der erste erfolgreiche Faschist, der Italiener Benito Mussolini, verstand sich zu keinem Zeitpunkt als Demokrat und verachtete die seiner Meinung nach bürgerliche Demokratie zutiefst. Die entscheidende Transformation in seinem Leben war die vom Arbeiterführer hin zum revolutionären Nationalisten, der die Demokratie nicht von links, sondern von rechts bekämpfte. Nach Ende des Ersten Weltkriegs gründete er sowohl eine Partei als auch eine paramilitärische Organisation – die sogenannten Schwarzhemden –, deren Zweck darin bestand, Linke und Bürgerliche zu terrorisieren. Von Beginn an verfolgte er somit legale wie auch illegale Wege, um an die Macht zu gelangen. Seine Partei war jedoch nur mäßig erfolgreich – bei Wahlen im Jahr 1921 erreichte sie gerade mal sieben Prozent –, und so kündigte er im Herbst 1922 einen «Marsch auf Rom» an, mit dem die Schwarzhemden ihren Anführer an die Spitze des Staates putschen sollten.

						Dass ein Putsch am Ende gar nicht notwendig war, lag vor allem an der Ängstlichkeit konservativer Eliten. Bereits die Ankündigung des Marschs versetzte den damaligen italienischen König, Viktor Emanuel III., in Panik und schürte die Angst vor einem Bürgerkrieg. Er lud Mussolini deshalb zu Gesprächen ein und rang ihm das Versprechen ab, die konstitutionelle Monarchie zu bewahren. Seine Hoffnung war, dass sich Mussolini durch Beteiligung an der Macht ins System einbinden ließ. Doch Mussolini hatte überhaupt kein Interesse daran, Teil des verhassten Systems zu werden. Bereits wenige Wochen nach seiner Ernennung zum Ministerpräsidenten begann er damit, Grundrechte zu beschneiden und eine demokratische Institution nach der anderen auszuhebeln. Der wichtigste Schritt war eine Änderung des Wahlrechts im Jahr 1924, die den Faschisten eine siebzigprozentige Mehrheit im Parlament bescherte. Ab diesem Moment gab es keine Institution mehr, die sich Mussolini in den Weg stellen konnte, und im Jahr 1925 erklärte er sich konsequenterweise zum «Duce» – zum absoluten Führer.[4]

						Ein ähnliches Szenario spielte sich, wenn auch zeitversetzt, in Deutschland ab. Adolf Hitlers Partei – die NSDAP – beteiligte sich an Wahlen, aber lehnte die bürgerliche Demokratie offen ab. Genauso wie bei Mussolini existierte parallel zum Parteiapparat eine paramilitärische Truppe – die sogenannten Braunhemden –, die Andersdenkende bedrohte und einschüchterte. Inspiriert von Mussolinis «Marsch auf Rom» organisierte Hitler 1923 einen Putsch gegen die bayerische Landesregierung, der in einen «Marsch auf Berlin» münden sollte. Am Abend des 8. November stürmten er und seine Anhänger den Münchner Bürgerbräukeller, in dem der Ministerpräsident und führende Mitglieder der Landesregierung versammelt waren.

						Doch obwohl Teile der bayerischen Regierung Hitlers Kritik an der Weimarer Republik teilten, stellten sich am Ende weder staatliche Institutionen noch die Reichswehr auf seine Seite. Am frühen Nachmittag des 9. November griff die Polizei ein, eröffnete das Feuer und tötete fünfzehn Putschisten. Hitler wurde im Frühjahr 1924 als Rädelsführer verurteilt und verbrachte die darauffolgenden neun Monate in Festungshaft. Während dieser Zeit änderte er seine Strategie. Er erkannte, dass eine Machtübernahme ohne Unterstützung von Militär, Polizei, Verwaltung und Wirtschaft nicht realistisch war. Und statt weitere Putschpläne zu schmieden, konzentrierte er sich auf den Aufbau seiner Partei.[5]

						Auch Hitler gelang die Machtübernahme jedoch nicht aus eigener Kraft. Es ist zwar richtig, dass die NSDAP mit Beginn der Weltwirtschaftskrise im Jahr 1929 massiv an Unterstützung gewann: Bei den Reichstagswahlen stieg sie von unter drei Prozent im Jahr 1928 auf 18 Prozent im Jahr 1930 und erreichte über 37 Prozent im Jahr 1932, als sie erstmals zur stärksten Partei wurde. Aber für eine absolute Mehrheit reichte es nie, und das Kanzleramt erreichte Hitler im Januar 1933 nur deshalb, weil konservative Parteien ihm die Hand reichten. Ähnlich wie der italienische König hofften sie, Hitler durch Einbindung in das System «zähmen» zu können.[6] Der Nationalkonservative Franz von Papen meinte sogar: «In zwei Monaten haben wir [ihn so weit] in die Ecke gedrückt, dass er quietscht.»[7] Doch genauso wie Mussolini hatte Hitler keine Absicht, sich zähmen zu lassen. Nach dem Reichstagsbrand Ende Februar verabschiedete er das sogenannte Ermächtigungsgesetz, mit dem er die Verfassung umgehen und Gesetze ohne Beteiligung des Parlaments beschließen konnte. Bis Mitte des Jahres waren alle Institutionen, die ihn einschränken oder kontrollieren sollten, ausgeschaltet. Hitlers Macht war fortan absolut, und wie Mussolini machte er aus seiner Verachtung für das bürgerliche System niemals ein Geheimnis. Er hatte es, nach eigener Aussage, «hinweggefegt».

					
					
						
							… und heute

						
						Im Gegensatz zu den Faschisten aus der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts unterhalten die heutigen Rechtspopulisten keine Sturmtruppen, sie planen (in der Regel) keinen gewaltsamen Umsturz und lehnen auch die Demokratie nicht grundsätzlich ab. Ganz im Gegenteil. Sie halten sich für «Superdemokraten», ihnen ist öffentliche Zustimmung wichtig, und sie suchen in (mehr oder weniger freien) Wahlen die Bestätigung der eigenen Politik. Die zentrale Frage ist, ob das angestrebte System wirklich demokratisch ist. Die Antwort lautet: Es kommt darauf an.

						Der rechtspopulistische Modus Operandi basiert im Kern auf drei Prozessen. Je nach deren Intensität kann das Resultat entweder eine Art populistische Demokratie oder ein schleichender Übergang in den Autoritarismus sein. Der erste dieser Prozesse ist die Polarisierung von Gesellschaft und Diskurs. Populisten, unabhängig von ihrer politischen Ausrichtung, treten als Außenseiter auf und versuchen, ein erstarrtes System mit neuen Themen und frischem Personal aufzubrechen. Häufig setzen sie dabei auf Provokation und Zuspitzung, was auch positive Seiten haben kann. Polarisierung fördert Debatten, macht gesellschaftliche Konflikte sichtbar, stärkt das politische Engagement und beschleunigt notwendige Veränderungen. Kurz gesagt, Polarisierung kann ein wichtiges, möglicherweise sogar notwendiges Mittel sein, um eine Demokratie von innen heraus zu erneuern. Eine «radikalisierte Demokratie», so etwa die belgische Soziologin Chantal Mouffe, ist nicht automatisch etwas Schlechtes.[8]

						Polarisierung wird jedoch zum Problem, wenn sie das gesamte System delegitimiert. Dies geschieht, wenn Populisten politische Mitbewerber oder wichtige Institutionen wie etwa Parlamente, Gerichte, Verwaltung und Medien pauschal als korrupt darstellen und sich selbst als die einzig wahren Vertreter des Volkes inszenieren. Ebenso gefährlich sind generalisierte Angriffe auf Minderheiten oder den demokratischen Prozess, insbesondere die Integrität von Wahlen. Anders ausgedrückt: Wenn Polarisierung das Vertrauen in die bestehende Demokratie erschüttert und Menschen gegeneinander aufhetzt, dann führt sie nicht zu Erneuerung, sondern zu Spaltung. Populisten werden in diesem Fall Wegbereiter für Kräfte, die nicht an mehr Demokratie, sondern an ihrer Zerstörung interessiert sind.

						Der zweite Prozess ist die Einschränkung von Kontrollinstanzen und liberalen Institutionen. Aus Sicht von Populisten ist dies notwendig, damit sich das Volk wieder Gehör verschaffen kann. Wie im vorigen Kapitel gezeigt, sind nach ihrer Auffassung alle Prozesse und Strukturen, die zwischen dem «wahren» Volk und der Exekutive stehen, eine undemokratische Verzerrung des Volkswillens. Deshalb setzen sie sich für eine erhebliche Beschneidung der Befugnisse von Parlamenten, Gerichten und Verwaltungen ein. Um den Widerstand der Eliten (die diese Institutionen dominieren) leichter zu umgehen, fordern sie zudem mehr Volksabstimmungen und eine stärkere Exekutive.

						Die Gefahr dabei ist, dass Kontrollinstanzen so sehr geschwächt werden, dass das Abgleiten in den Autoritarismus unumkehrbar wird. Wenn Parlamente, Gerichte und Medien die Regierenden nicht mehr zur Rechenschaft ziehen können, weil sie von diesen entmachtet oder korrumpiert wurden, steigt die Versuchung zum Machtmissbrauch. Regierende können sich dann eher über Gesetze, aber auch über den vermeintlichen Volkswillen hinwegsetzen. Im Laufe der Zeit steigt außerdem das Risiko, dass sie ihre Position ausnutzen, um sich oder ihre Unterstützer zu bereichern. Spätestens wenn der politische Prozess und die Institutionen so stark ausgehöhlt sind, dass die Opposition keine realistische Chance mehr hat, die Regierung in freien Wahlen abzulösen, gibt es keinen Weg mehr zurück. Dann ist auch die Versuchung groß, mithilfe einer Krise die Verfassung komplett außer Kraft zu setzen. Selbst wenn der Staat weiterhin demokratischen Ritualen folgt, ist er ab diesem Zeitpunkt de facto zur Autokratie geworden.

						Der dritte Prozess ist der Rechtsruck. Auch hier gilt, dass eine konservativere Regierung nicht zwangsläufig zum «Sterben der Demokratie» führt, solange dies dem Wunsch der Bevölkerung entspricht. Es ist völlig legitim, sich etwa für traditionelle Werte und die Stärkung von Familien einzusetzen. Auch Forderungen nach einer Begrenzung der Migration, die Abschiebung von ausländischen Straftätern und eine Stärkung der nationalen Souveränität sind als politische Positionen per se nicht undemokratisch. Wer politisch weiter links steht, mag dies ablehnen, weil es nicht den eigenen Vorstellungen entspricht, aber als Ausdruck einer Weltanschauung ist ein konservatives Programm prinzipiell genauso berechtigt wie ein linkes oder ein liberales.

						Ein Rechtsruck wird dann undemokratisch, wenn die ergriffenen Maßnahmen mit grundlegenden liberalen und demokratischen Prinzipien unvereinbar sind. Bei Rechtspopulisten ist dies der Fall, wenn das «wahre» Volk ausschließlich über ethnische oder gar rassische Kriterien definiert wird, Minderheiten- oder Menschenrechte missachtet, individuelle Freiheitsrechte verneint oder Bürger aufgrund ihrer Herkunft oder Religion vom politischen Prozess ausgeschlossen werden. Genauso problematisch ist es, wenn Rechtspopulisten die Möglichkeiten der Opposition so stark beschneiden, dass keine politische Alternative zu ihrer Agenda mehr artikuliert werden kann. Dies trifft besonders auf die Einschränkung unabhängiger Medien und der Wissenschaft zu.

						Kurzum: Rechter «Regimewechsel» heute ist fundamental anders als noch vor hundert Jahren. Im Gegensatz zu den Faschisten aus der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts halten sich heutige Rechtspopulisten scheinbar an die Spielregeln und wollen das System auch nicht gänzlich abschaffen. Die Gefahr, die von ihnen ausgeht, ist kein abrupter Tod der Demokratie, sondern ihr langsames Sterben. Ihr polarisierender Politikstil, ihre Feindschaft gegenüber den «liberalen Eliten» und – nicht zuletzt – ihre Vorstellungen vom «wahren» Volk sind nicht in allen Fällen undemokratisch, aber sie können zur schrittweisen Aushöhlung der Demokratie führen – bis außer Ritualen nichts mehr übrig ist. Eine eng hiermit verbundene Gefahr ist die Neigung zu Verschwörungstheorien und zum Antisemitismus, von dem das nächste Kapitel handelt.

					
				
					
						3. «Das Gerücht über die Juden»

					
					Die vergangenen zwei Jahrzehnte waren nicht die erste große Ära des Rechtspopulismus. Schon in den frühen 1960er Jahren erlebten etwa die USA eine ähnliche Welle, die mit der Präsidentschaftskandidatur des republikanischen Senators Barry Goldwater im Jahr 1964 ihren Höhepunkt erreichte. Goldwater war ein Gegner der Bürgerrechtsbewegung und fanatischer Antikommunist, der alle Liberalen und Linken verdächtigte, Marionetten Moskaus zu sein. Unter der Überschrift «Der paranoide Stil in der amerikanischen Politik» veröffentlichte der Publizist Richard Hofstadter damals einen einflussreichen Artikel, der sich mit dem rasanten Anstieg von Verschwörungstheorien beschäftigte. Für Hofstadter war Goldwater nur das Symptom einer weit über seine Person hinausreichenden Bewegung, die mit Populismus, grandiosen Verschwörungserzählungen, übertriebenen Drohungen und einer «Wir gegen sie»-Mentalität die Menschen in den politischen Wahnsinn trieb. Die große Gefahr sei, so sorgte sich Hofstadter, dass Politik fortan nicht mehr auf Fakten, sondern auf Spekulationen, Vorurteilen und Illusionen basiere. Seine Schlussfolgerung: «Wir alle sind Opfer unserer Geschichte, aber der Paranoide leidet doppelt, da er nicht nur von der realen Welt betroffen ist, wie wir anderen, sondern auch von seinen eigenen Fantasien.»[1]

					Es ist vielleicht kein Zufall, dass der deutsche Philosoph Theodor W. Adorno genau zu dieser Zeit eine der bekanntesten Definitionen des Antisemitismus formulierte. In einem Vortrag aus dem Jahr 1962 bezeichnete er den Judenhass als «das Gerücht über die Juden» und brachte damit zwei seiner wichtigsten Merkmale auf den Punkt. Das erste ist seine Unbestimmtheit. «Ein Gerücht kann etwas Wahres enthalten, muss es aber nicht», erklärt die Psychoanalytikerin Christine Kirchhoff: «Gerüchte … beruhen auf Hörensagen, Nacherzählen, Weglassen und Hinzufügen. Gerade weil sie flüchtig und vergänglich wirken …, bleibt meist etwas hängen, selbst wenn jeder erkennen müsste, dass nichts daran ist.»[2] Verbunden hiermit ist das zweite Merkmal, nämlich sein verschwörungstheoretischer Charakter. Im Unterschied zu anderen Formen des Rassismus porträtieren Antisemiten ihre Opfer als übermächtig. Ihnen wird unterstellt, sich zu bereichern, die Gesellschaft zu kontrollieren und sogar über Krieg und Frieden zu entscheiden. Mit anderen Worten: Aus Sicht von Antisemiten sind Juden «Strippenzieher», wenn nicht sogar das «Böse schlechthin». Und allein die Tatsache, dass «Gerüchte» über sie kursieren, sei Beweis für ihre Bedeutung.

					Der enge Zusammenhang zwischen Rechtspopulismus und Verschwörungstheorien einerseits sowie zwischen Verschwörungstheorien und Antisemitismus andererseits ist also nichts Neues. Neu ist, wenn überhaupt, die Beziehung zwischen Rechtspopulismus und einem sich wandelnden (rechten) Antisemitismus. Lange Zeit galt die Regel: Je weiter rechts eine politische Strömung, desto ausgeprägter ihr Antisemitismus. Doch in den letzten Jahrzehnten hat sich dieses Verhältnis scheinbar verändert. Da sich der politische Fokus der Rechtspopulisten inzwischen so stark auf Migration – und insbesondere Migration von Muslimen – verlagert hat, werden Juden nicht mehr als Sündenböcke für die Probleme westlicher Gesellschaften gebraucht. Viele Rechtspopulisten geben sich inzwischen sogar als «Philosemiten», bewundern die jüdische Kultur und unterstützen den «jüdischen Staat» Israel, der ihrer Ansicht nach den Islam bekämpft.

					Wie dieses Kapitel zeigt, ist dieser Wandel jedoch oftmals nur oberflächlich. Auch wenn die Begeisterung für Israel auf den ersten Blick aufrichtig erscheint, verbirgt sich hinter der judenfreundlichen Fassade nicht selten ein opportunistischer Antisemitismus: Juden werden in den betreffenden Ländern nach wie vor nicht uneingeschränkt als Teil des «wahren» Volkes angesehen und können, sobald es politisch opportun erscheint, rasch wieder zum «inneren Feind» werden. Und die Sympathie gilt nicht Israel als solches, sondern vor allem einem Israel, das sich ähnlich positioniert wie die Rechtspopulisten selbst: als vermeintliches Bollwerk gegen die Linke und den Islam.

					
						
							Verschwörungstheorien

						
						Grundlage für diese Entwicklungen ist die rasante Ausbreitung von Verschwörungstheorien. Häufig auch als Verschwörungserzählungen oder Verschwörungsideologien bezeichnet, scheinen diese populärer zu sein als je zuvor. Eine Untersuchung des Londoner King’s College aus dem Jahr 2023 ergab, dass ungefähr ein Drittel der Briten mindestens eine Verschwörungstheorie für «wahr» oder «teilweise wahr» hält. Dazu zählen beispielsweise die Vorstellung, dass die Regierung wichtige Informationen über Terroranschläge unter Verschluss halte (34 Prozent), die Coronapandemie ein Vorwand gewesen sei, um die Bevölkerung zur Impfung zu zwingen (31 Prozent), oder das Weltwirtschaftsforum in Davos plane, eine totalitäre Weltregierung zu errichten (30 Prozent).[3] Was solche Theorien zu Verschwörungstheorien macht, ist die Fantasie, dass mächtige Akteure im Verborgenen agieren, um ihre Eigeninteressen auf skrupellose Weise – und zum Nachteil der Bevölkerung – durchzusetzen.[4]

						Die Parallelen zum Rechtspopulismus sind so ausgeprägt, dass beide Phänomene in manchen Bereichen nahezu untrennbar sind. Zunächst ist auffällig, dass sowohl Verschwörungstheorien als auch der Rechtspopulismus unter ähnlichen Bedingungen gedeihen. Beide gewinnen typischerweise an Zustimmung, wenn sich die politische oder gesellschaftliche Situation krisenhaft zuspitzt, Unsicherheit herrscht und viele Menschen nicht einschätzen können, was die Zukunft bringt. In solchen Momenten – wie etwa während der Coronapandemie – steigt das Bedürfnis nach einfachen Erklärungen, die Ereignisse in einen klaren Zusammenhang setzen, Verantwortliche benennen und eine vermeintlich plausible Logik hinter dem Geschehen aufzeigen – selbst, wenn diese zum eigenen Nachteil ist.

						Paradoxerweise kann für manche Menschen der Gedanke beruhigender sein, dass das Weltwirtschaftsforum die Pandemie nutzt, um eine totalitäre Weltregierung zu etablieren, als sich einzugestehen, dass die Situation chaotisch und unvorhersehbar ist. Im Rechtspopulismus übernehmen die «liberalen Eliten» eine ähnliche Funktion: In verwirrenden Zeiten bieten ihre angeblichen Machenschaften eine zwar negative, aber nachvollziehbare Erklärung dafür, warum die Politik versagt – und dienen als Projektionsfläche für das, was sich ändern muss.

						Eine weitere Gemeinsamkeit besteht darin, dass sich Verschwörungstheorien und Rechtspopulismus an dieselbe Zielgruppe richten. Empirische Studien zeigen, dass der Glaube an Verschwörungstheorien eng mit einem geringen Vertrauen in gesellschaftliche Institutionen wie Regierung, Politik, Mainstream-Medien und Wissenschaft zusammenhängt. Verschwörungstheorien verstärken dieses Misstrauen, indem sie offizielle Erklärungen infrage stellen und Alternativinterpretationen anbieten – noch dazu mit dem Hinweis auf eine verborgene Agenda. Rechtspopulisten gewinnen ihre Anhängerschaft ebenfalls unter Menschen, die bestehenden Institutionen wenig bis gar nicht vertrauen. Sie vermitteln den Eindruck, dass «liberale Institutionen» anderen Interessen dienen als öffentlich bekundet und eine «echte» Demokratie nur möglich ist, wenn diese Strukturen entmachtet werden. In gewisser Hinsicht bedienen Rechtspopulismus und Verschwörungstheorien also denselben Reflex.

						Darüber hinaus verbreiten sich Verschwörungstheorien und Rechtspopulismus auf ähnliche Weise. Wie bereits erwähnt, hat das Internet den Zugang zu Informationen grundlegend verändert. Da Menschen nicht mehr auf traditionelle «Gatekeeper» angewiesen sind, die Nachrichten entsprechend ihrer Relevanz und ihrem Wahrheitsgehalt «filtern», können sich auch Falschinformationen, Desinformation und Verschwörungstheorien einfacher verbreiten. Die oben genannte Studie des King’s College zeigt, dass viele Anhänger der Verschwörungserzählung über das Weltwirtschaftsforum diese zuerst auf YouTube, Facebook oder X (vormals Twitter) entdeckt haben. Zudem spielen sogenannte Alternativmedien eine zentrale Rolle – also Blogs und Webseiten, die auf der Annahme basieren, dass etablierte Medien die vermeintliche Wahrheit bewusst unterdrücken.

						Durch die Vernetzung dieser Plattformen entstehen sogenannte Filterblasen, in denen sich verschwörungstheoretische Kanäle gegenseitig verstärken und dadurch den Eindruck erwecken, ihre Informationen seien überprüft und glaubwürdig. Rechtspopulisten agieren ähnlich: Sie nutzen zum Teil dieselben Kanäle wie Verschwörungstheoretiker und sind besonders in sozialen Netzwerken äußerst erfolgreich. Auch Alternativmedien sind für sie von Bedeutung: Einige Parteien haben sogar eigene Plattformen geschaffen, um ihre Botschaft am Einfluss der «liberalen Eliten» vorbei direkt an die Bevölkerung zu bringen. Ein Beispiel dafür ist der YouTube-Kanal «FPÖ TV» der Freiheitlichen Partei Österreichs.

						Eine der gefährlichsten Folgen dieser Art von Kommunikation ist die «Ansteckungsgefahr».[5] Denn wer an eine Verschwörungserzählung glaubt, tendiert dazu, auch andere für wahr zu halten. Nach der Logik: Wenn uns die Regierung in Bezug auf Corona belogen hat, warum nicht auch über den Terroranschlag vom 11. September 2001? Was mit einer vermeintlich harmlosen Spekulation beginnt, kann so zu immer radikaleren Annahmen über die «liberalen Eliten» oder sogenannte Globalisten führen. Und nicht selten endet es mit der Schlussfolgerung, dass die Verantwortlichen für alles Leid und Elend in der Welt die Juden sind.

					
					
						
							Die Sache mit den Juden

						
						Hass auf Juden gibt es natürlich nicht erst seit dem Internet. In seiner christlichen Ausprägung reicht der Antisemitismus bis ins Altertum zurück, als Juden für den Tod Jesu verantwortlich gemacht wurden – ein Vorwurf, der zur Grundlage zahlreicher antijüdischer Stereotype wurde. Ab dem Mittelalter verstärkten sich diese Feindbilder dann durch Legenden von Brunnenvergiftungen oder Ritualmorden, wonach Juden das Blut christlicher Kinder für religiöse Rituale verwendeten. In ganz Europa führte dies zu Pogromen und hatte zur Konsequenz, dass Juden in sogenannte Ghettos verbannt wurden. Antisemitische Verschwörungstheorien nahmen dadurch nicht ab, sondern eher noch zu. Bis in die Moderne repräsentierten die Juden in europäischen Gesellschaften «das Andere», mitunter sogar das Böse an sich, und wann immer es zu gesellschaftlichen Krisen kam, mussten sie als Sündenböcke herhalten.

						Der klassische rechte Antisemitismus entstammt dieser Tradition, hat aber auch eigene Wurzeln. Ein wesentlicher Faktor war der erstarkende Nationalismus ab Mitte des 19. Jahrhunderts, der Völker dazu drängte, ihre nationale Identität klarer zu definieren. Neben dem Territorium standen dabei vor allem Kultur, Religion und Abstammung im Vordergrund. Juden hatten in solchen Konzeptionen in aller Regel keinen Platz. Im Gegenteil: Sie dienten oft als negativer Gegenentwurf zum nationalen Ideal und galten mit dem Aufstieg der sogenannten Eugenik (oder Rassenwissenschaft) nicht mehr nur als «anders», sondern auch als biologisch «minderwertig». Gerade weil sie aus der eigenen Gesellschaft stammten, fürchtete man, dass sie das «wahre» Volk mit ihrer Fremdartigkeit von innen heraus «infizieren» würden. Der französische Rechtsextremist Charles Maurras forderte sogar, Juden einen Sonderstatus zuzuweisen und sie als «Ausländer im Innern» zu deklarieren.[6]

						Hinzu kam, dass die jüdische Bevölkerung sehr stark von dem sich ausbreitenden Liberalismus profitierte. Ab der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erhielt sie in den meisten europäischen Staaten gleiche Rechte und war nicht mehr auf bestimmte Berufe oder wirtschaftliche Sektoren beschränkt. Dies führte dazu, dass sie innerhalb weniger Jahrzehnte herausgehobene Stellungen in vielen Bereichen ihrer Gesellschaften erreichte, darunter im Handels- und Finanzsektor, in der Justiz, in der Wissenschaft und in den Medien. Für Juden war dies eine Bestätigung der eigenen Leistungsfähigkeit und ein Zeichen des Fortschritts. Doch weite Teile der Gesellschaft witterten eine Verschwörung: Wie konnte es sein, dass die vermeintlich «minderwertigen» Juden in so kurzer Zeit so mächtig wurden? Und was war ihr Ziel?

						Antisemitische Vorurteile gewannen also (paradoxerweise) genau zu dem Zeitpunkt an Zuspruch, als sich die Juden in europäische Gesellschaften integrieren konnten. Das prominenteste Beispiel dafür sind die «Protokolle der Weisen von Zion» – ein angeblicher Plan für die jüdische Weltherrschaft, der von der russischen Geheimpolizei im Jahr 1903 in Umlauf gebracht wurde. Obwohl das Dokument relativ schnell als Fälschung entlarvt wurde, erlangte es eine große Verbreitung und wurde in zahlreiche Sprachen übersetzt. In den Augen vieler Menschen schien es zu bestätigen, dass die Juden allmächtig waren, ihre Loyalität nur ihnen selbst galt und sie finstere Absichten verfolgten – mit anderen Worten: Es enthielt alle Elemente einer Verschwörungstheorie.

						Oft bedurfte es jedoch keines Dokuments und keiner raffinierten Theorie. Allein der Eindruck, dass Juden in der Gesellschaft an Prominenz gewannen und schneller aufstiegen als andere, reichte aus, um Ressentiments und «Gerüchte» zu befeuern. In gewisser Hinsicht entsprachen die Juden ab dem frühen 20. Jahrhundert nicht mehr nur dem Stereotyp des Außenseiters oder des «Ausländers im Innern», sondern zunehmend auch dem, was Rechtspopulisten später als «liberale Eliten» bezeichneten: gebildet, mächtig und scheinbar abgehoben – vor allem aber bereit, den vermeintlich «wahren» Volkswillen zugunsten eigener oder ideologischer Interessen zu manipulieren. Wie der Historiker George Mosse erklärt, kombinierten Juden in der öffentlichen Wahrnehmung immer stärker die Merkmale des äußeren mit denen des inneren Feindes: Sie «repräsentierten die Moderne in all ihrer Zerstörungskraft».[7]

						In den Jahren nach dem Nationalsozialismus und dem Mord an sechs Millionen Juden verschwanden solche Vorurteile keineswegs vollständig. Anstatt die historischen Fakten anzuerkennen, wurden sie von der extremen Rechten entweder verdrängt oder offen geleugnet. Nur wenige ihrer Vertreter waren bereit, den Judenhass kritisch zu hinterfragen und sich mit den eigenen, tief verwurzelten Vorurteilen auseinanderzusetzen. Politisch gerieten rechte Antisemiten damit zunächst ins Abseits, da offener Judenhass zunehmend gesellschaftlich verpönt war und Parteien, die den Nationalsozialismus verharmlosten oder gar verherrlichten, in vielen Ländern verboten wurden. Für wenige Jahrzehnte wurde es um den traditionellen rechten Antisemitismus deshalb erst einmal still.

					
					
						
							Der neue Philosemitismus

						
						Beginnend in den späten 1960er Jahren durchlief die extreme Rechte eine ideologische Transformation, die im Laufe der Zeit auch – und ganz besonders – ihr Verhältnis zu den Juden neu definierte. Französische Rechtsintellektuelle wie etwa Alain de Benoist waren damals von der andauernden Erfolglosigkeit ihrer Bewegung frustriert und kamen zu dem Ergebnis, dass die ständige Beschäftigung mit dem, was im Zweiten Weltkrieg passiert war, den eigenen Erfolgschancen mehr schadete als nutzte. Sie rieten ihren Gesinnungsgenossen, sich sowohl inhaltlich als auch stilistisch neu aufzustellen. Statt dem Faschismus hinterherzutrauern und sich weiter mit den angeblichen Machenschaften der Juden auseinanderzusetzen, sollten sie stärker die zunehmende Einwanderung aus der «Dritten Welt» thematisieren, die schon damals bei Teilen der Bevölkerung unpopulär war. Juden waren aus ihrer Sicht zwar weiterhin «Fremdkörper», die nicht zum «wahren» Volk gehörten, aber der übermäßige Fokus auf die «jüdische Bedrohung» galt ihnen als nicht mehr zeitgemäß – oder gar notwendig.[8]

						Die Faszination mit dem «jüdischen Staat» Israel begann erst später. Der Grund dafür war, dass sich während der 1990er Jahre die Wahrnehmung der außereuropäischen Migration langsam, aber stetig änderte. Die Einwanderer, die nach Deutschland, Frankreich oder Großbritannien gekommen waren, galten jetzt nicht mehr nur als Türken, Algerier oder Pakistanis, sondern zunehmend auch als Muslime, deren Glaube sich angeblich in einem zivilisatorischen Konflikt mit Europa und dem christlich geprägten Westen befand. Quasi über Nacht wandelte sich Israel dadurch vom «Judenstaat» zur Vorhut der abendländischen Zivilisation – oder, wie es der Rechtsintellektuelle Guillaume Faye formulierte, zum «Stachel im Fleisch des Islam».[9] Nicht alle Rechtsextremen machten diese ideologische Kehrtwende mit, und im Laufe des Jahrzehnts kam es konsequenterweise zu einem Bruch. Doch für Intellektuelle wie Faye schien offensichtlich, dass Juden – insbesondere jene in Israel – nicht länger als Feinde, sondern als Verbündete betrachtet werden sollten.

						Die neue, teils überschwängliche Begeisterung für Juden und insbesondere Israel nahm nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 weiter zu und schlug sich auch in den Wahlprogrammen rechtspopulistischer Parteien nieder. Dies entsprach nicht nur ideologischer Überzeugung, sondern auch wahlstrategischen Erwägungen. Durch eine positive Haltung gegenüber Juden und Israel konnte man sich von rechtsextremen und weiterhin offen antisemitischen Parteien – wie etwa der deutschen NPD – distanzieren und signalisierte potenziellen Wählern, dass man mit Nazis und Faschismus nichts (mehr) zu tun hatte. Eine Studie des Politikwissenschaftlers Bodo Kahmann zeigt, dass sich rechtspopulistische Parteien umso juden- und israelfreundlicher gaben, je stärker sie an einem bevorstehenden Wahlerfolg interessiert waren.[10]

						Wie in Kapitel 7 ausführlich dargestellt wird, lässt sich das gut am Beispiel des französischen Front National (seit 2018 Rassemblement National) beobachten. Nachdem Marine Le Pen im Jahr 2011 die Führung der Partei übernahm, distanzierte sie sich umgehend von ihrem Vater, dem Parteigründer Jean-Marie Le Pen, dessen Antisemitismus sie als Hindernis auf dem Weg zur Präsidentschaft sah. In den folgenden Jahren positionierte sie den Front National demonstrativ pro-israelisch, verurteilte terroristische Angriffe auf das Land und erklärte dessen Sicherheit zur «unverhandelbaren» Priorität. Gegenüber der jüdischen Bevölkerung in Frankreich präsentierte sie ihre Partei als «Beschützerin» und versprach, den Kampf gegen den «islamischen Extremismus» konsequenter zu führen als jede andere Partei.

						Das bedeutete jedoch nicht, dass Rechtspopulisten in Bezug auf Juden plötzlich unbedenklich waren. Wie bereits erwähnt: Sowohl der Rechtspopulismus als auch der Antisemitismus folgen einer verschwörungstheoretischen Logik, die gesellschaftliche Missstände vermeintlich skrupellosen Eliten anlastet. Selbst wenn keine explizit antisemitische Absicht besteht, entsprechen Sprache und Argumentation von Rechtspopulisten deshalb häufig antisemitischen Mustern. Begriffe wie «Strippenzieher» oder «Marionettenspieler» sind in antisemitischen Kreisen Chiffren für «die Juden». Und auch Konzepte wie «Globalisten» oder «Kosmopoliten» knüpfen an jahrhundertealte antisemitische Stereotype an. Tatsächlich zirkulieren rechtspopulistische Memes, Bilder oder Karikaturen oftmals auf denselben Plattformen wie antisemitische Inhalte. Wie groß die Schnittmenge ist, belegt auch Renaud Camus, der Urheber der Theorie vom «großen Austausch»: In einem Nachdruck seines Textes musste er ausdrücklich klarstellen, dass er mit den «Austauschenden» nicht die Juden meinte – offenbar, weil viele seiner Leser den Begriff genau so verstanden hatten.[11]

						Des Weiteren zögern selbst philosemitische Rechtspopulisten nicht, antisemitische Vorurteile zu aktivieren, wenn es ihrer politischen Agenda nutzt. Dies betrifft vor allem Juden, die sich dem antiliberalen, explizit islamfeindlichen Programm der Rechtspopulisten entgegenstellen. Ein prominentes Beispiel dafür ist der bereits erwähnte jüdische Philanthrop George Soros. Nach einer erfolgreichen Laufbahn als Banker und Investor, die ihn zum Milliardär machte, finanzierte Soros in den vergangenen Jahrzehnten zahlreiche links und liberal orientierte Projekte, die den Pluralismus im Sinne von Karl Poppers Idee der «offenen Gesellschaft» fördern sollen. Für rechte und rechtspopulistische Kräfte wurde er dadurch zum Feindbild. Sie porträtieren Soros routinemäßig als ultimativen «Strippenzieher», der mit seinem Vermögen überall auf der Welt Politiker kontrolliert und «globalistische» Vorstellungen zu Migration, Gleichstellung und «globaler Gerechtigkeit» vorantreibt.

						So ließ der ungarische Premierminister Viktor Orbán, der sich von Anfang an als großer Unterstützer Israels inszenierte (siehe Kapitel 4), während einer Referendumskampagne Plakate eines hämisch grinsenden Soros aufhängen – begleitet von dem Satz: «Sorgt dafür, dass er nicht als Letzter lacht.» Obwohl Orbán jeglichen Antisemitismus von sich wies, häuften sich in den darauffolgenden Wochen antisemitische Schmierereien und Angriffe auf Holocaust-Mahnmale. Der Präsident der jüdischen Gemeinde in Ungarn nannte die Kampagne «toxisch», ja sogar «gefährlich» und sagte, sie erinnere ihn an «die finstersten Stunden unserer Geschichte».[12] Der Philosemitismus Orbáns, so wurde klar, galt offenbar nur für Juden, die die politischen Ziele der Rechtspopulisten teilten.

					
					
						
							Die Sache mit Israel

						
						Die Tragödie ist, dass diese zynische Vereinnahmung in Israel nicht überall auf Widerstand stößt. Der 26. März 2025 könnte dabei als Zäsur in die Geschichte der Beziehungen zwischen Israel und den rechtspopulistischen Parteien Europas eingehen. Amichai Chikli, der «Minister für Diaspora-Angelegenheiten und die Bekämpfung des Antisemitismus», hatte im Namen der israelischen Regierung von Premier Benjamin Netanyahu zu einer großen Antisemitismus-Konferenz nach Jerusalem geladen. Doch in den Tagen und Wochen vor dem Termin sagten viele jüdische Persönlichkeiten, wie etwa der französische Autor und Philosoph Bernard-Henri Lévy, der die Keynote halten sollte, oder der Oberrabbiner Großbritanniens, Sir Ephraim Mirvis, ihre Teilnahme ab – genauso wie alle großen jüdischen Organisationen Europas. Der Grund war offensichtlich: Chikli hatte zahlreiche Vertreter rechtspopulistischer und rechtsradikaler europäischer Parteien ebenfalls eingeladen, wie etwa Jordan Bardella, den Vorsitzenden des französischen Rassemblement National, oder Vertreter der Schwedendemokraten und der ungarischen Fidesz-Partei. Liberale Freunde Israels wie Felix Klein, der Antisemitismus-Beauftragte der deutschen Bundesregierung, oder Volker Beck, Präsident der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, zogen ihre Teilnahme ebenfalls zurück. Der britische Soziologe David Hirsh formulierte sein Entsetzen nicht nur als Antisemitismus-Experte, sondern auch als Diaspora-Jude: «Israel könnte den Ratschlägen der jüdischen Gemeinden vor Ort aufmerksamer zuhören. Und es sollte der populistischen Rechten, in deren Erbe und Anhängerschaft es faschistischen Antisemitismus gibt, kein offizielles Gütesiegel ausstellen.»[13]

						Hirsh spricht aus, worum es den europäischen Rechtspopulisten geht. Sie brauchen die Freundschaft mit Israel, um «salonfähig», um für die gesellschaftliche Mitte wählbar zu werden. Israel ermöglicht es ihnen. Erst jüngst hielt Israels Außenminister Gideon Sa’ar seine Diplomaten an, Kontakt mit dem Rassemblement National (RN), mit der Vox und den Schwedendemokraten aufzunehmen. In früheren israelischen Regierungen wären solche Schritte noch undenkbar gewesen. Der israelische Politikwissenschaftler Gideon Rahat nennt diese engen Beziehungen inzwischen sarkastisch «eine sehr natürliche Allianz»: «Sie sind gegen Muslime, und viele von ihnen sind große Unterstützer Israels. Unserer Regierung ist es egal, ob sie rassistisch oder islamophob sind.»[14] So verwundert es auch nicht, dass Jordan Bardella vom RN auf der Konferenz eine zentrale Rolle spielte. Er bezeichnete seine Partei als «den besten Schutzschild für unsere jüdischen Landsleute» und verknüpfte geschickt Israels Kampf gegen die Hamas und den Islamismus mit seiner Anwesenheit in Jerusalem: «Ich bin mir der symbolischen Bedeutung meiner Einladung bewusst und der Verantwortung meiner Partei … im Krieg gegen die Barbarei, der auch unser Krieg ist.»[15]

						Bardellas Verknüpfung des israelischen Krieges mit dem «Krieg» der radikalen Rechten in Europa wird von anderen Rechtspopulisten in Europa ebenso formuliert. Die Unterstützung Israels ihrerseits wird benutzt, um den eigenen Kampf gegen Muslime als rechtens darzustellen und als großen Krieg der abendländischen Zivilisation gegen die Migranten und den Islam. Der niederländische Rechtspopulist Geert Wilders, der einige Zeit in Israel gelebt hat, spitzt diese Allianz so zu: «Der Kampf gegen Israel ist ein Kampf gegen uns. Wir sind Israel. Der Grund, warum niederländische Eltern ruhig schlafen können und sich nicht um ihre Kinder sorgen müssen, ist, weil israelische Eltern nachts wach bleiben, weil ihre Kinder in der Armee sind.»[16] In die gleiche Stoßrichtung gehen Aussagen etwa von Italiens Premier Giorgia Meloni von den Fratelli d’Italia: «Juden in Europa sind auch Bedrohungen ausgesetzt, die nicht nur von links- und rechtsextremen Gruppierungen ausgehen, sondern insbesondere von radikalisierten islamischen Einwanderern, die Ressentiments gegenüber Israel schüren.»[17] Und der EU-Abgeordnete der FPÖ Harald Vilimsky fand, es sei «beschämend, wie in zahlreichen EU-Ländern Palästinenser und arabischstämmige Gruppen gleichzeitig die Terrorakte der Hamas öffentlich gefeiert haben. Diese Personen müssen umgehend ausgewiesen, ihre Organisationsstrukturen verboten werden.»[18]

						Wie paradox diese Haltung ist, sieht man bei fast all diesen Parteien, da sie ihr Antisemitismusproblem nicht vollständig in den Griff bekommen. Immer wieder werden skandalöse Vorfälle bekannt, auf die die Parteiführungen reagieren müssen – oder auch nicht. Le Pen und Meloni werfen Antisemiten aus ihren Parteien, bei der AfD und der FPÖ sieht das anders aus. Völlig abstrus verhielt sich ausgerechnet Viktor Orbán, dessen Fidesz-Partei in ihren Gründungsjahren nichts mit antisemitischer NS-Ideologie zu tun hatte. Die bereits erwähnte Plakataktion gegen George Soros spielte jedoch mit antisemitischen Klischees, Andeutungen, das «internationale Finanzkapital» unterdrücke Ungarn, kamen hinzu. Schlimmer noch: Orbán ließ die Soros-Plakate sogar auf Fußböden von U-Bahn-Stationen kleben, sodass die Menschen über das Gesicht des Juden Soros laufen mussten. Als dann Israels Premier Netanyahu 2017 auf Staatsbesuch nach Budapest kam, ließ Orbán Plakate in all jenen Straßen entfernen, durch die die Autokolonne von Netanyahu fahren sollte.

						Für die meisten Rechtspopulisten ist Israel geradezu das Vorzeigebild eines Staates, wie er ihnen vorschwebt – und Netanyahu ein Mann, der das Rückgrat hat, gegen alle Widerstände sein rechtsnationales Ideal umzusetzen und mithilfe des Nationalstaatsgesetzes von 2018 eine identitäre Politik zu betreiben. Derselbe Netanyahu, der ein enger Verbündeter und Freund von US-Präsident Donald Trump ist, der sogar bei Putin im Kreml jahrelang ein und aus ging. Derselbe Netanyahu, der liberal-demokratische US-Präsidenten wie Barack Obama oder Joe Biden düpierte, Donald Trump überredete, den Nukleardeal mit dem Iran aufzukündigen, und der sich nicht um die Vorwürfe und Kritik der EU schert. Und last, but not least: derselbe Netanyahu, dessen Armee mit großer Gewalt gegen Islamisten und andere Feinde vorgeht und die Interessen des Staates durchsetzt. Netanyahus Israel ist genau das, wovon die europäischen Rechtspopulisten träumen.

						Selbstverständlich verknüpft auch Netanyahu Interessen mit dieser Allianz. Seine langjährige Beziehung zu Orbán und seine Annäherung an die anderen Visegrád-Staaten (Polen, Tschechien, Slowakei) dienen dazu, anti-israelische Beschlüsse der EU zu torpedieren, indem Ungarn und andere Osteuropäer diese ablehnen. Dass Netanyahu für solche Beziehungen bereit ist, sehr weit zu gehen, zeigt der Skandal um die Rolle Polens während des Holocaust. Im Januar 2018 verabschiedete die nationalkonservative PiS-Partei ein Holocaust-Gesetz, das es unter Strafe stellte, Polen oder die polnische Nation für NS-Verbrechen mitverantwortlich zu machen. International wurde dieses Gesetz heftig kritisiert, leugnete es doch die Kollaboration vieler Polen mit den Nationalsozialisten. Netanyahu reagierte zunächst verärgert. Doch dann begannen Gespräche, die zu einer Einigung führten. In einer gemeinsamen Erklärung betonten Netanyahu und der damalige polnische Premier Mateusz Morawiecki, dass Polen als Nation nicht für den Holocaust verantwortlich sei. Internationale Holocaust-Forscher protestierten gegen die Unterstützung des polnischen Geschichtsrevisionismus. Aber Israel war gerade dabei, ein großes Handelsabkommen mit Polen im Rüstungs- und Hightech-Bereich abzuschließen. Netanyahu wollte das auf keinen Fall gefährden.

						Und natürlich ging es auch darum, neue Allianzen aufzubauen, jenseits der liberal-demokratischen Staaten, die Israels Politik gegenüber den Palästinensern kontinuierlich kritisieren und wirtschaftlich-militärische Boykotte in Erwägung ziehen. Eine «Realpolitik», die viele Israelis als fragwürdig ansehen, da ausgerechnet der jüdische Staat den Rechtspopulisten Persilscheine ausschreibt.

						Netanyahu sieht das auf ideologischer und weltpolitischer Ebene grundlegend anders. Sein Kampf gilt dem Islamismus und den «liberalen Eliten» des Westens, also allem, was linksliberal ist. Manchmal ist das sogar nachvollziehbar, etwa wenn die radikal linke Partei La France Insoumise ganz im Gegensatz zum Rassemblement National mit antizionistischen Slogans Politik betreibt. Oder wenn drei amerikanische Hochschulrektorinnen bei einer Befragung im US-Repräsentantenhaus im Dezember 2023 auf die Frage, ob ein Aufruf zum Völkermord an den Juden gegen den Verhaltenskodex ihrer Universitäten verstoße, allen Ernstes antworten, es komme «auf den Kontext» an. Entsprechend äußerte sich der israelische Premier am 26. März auf der Antisemitismus-Konferenz: «Dies ist Ausdruck einer tiefen Fäulnis, die das intellektuelle Zentrum freier Gesellschaften durchdrungen hat. Diese Verunglimpfung Israels, des jüdischen Volkes und westlicher Werte wird von einer systemischen Allianz zwischen der ultraprogressiven Linken und dem radikalen Islam propagiert. Zivilisierte Gesellschaften müssen ihr entschlossen entgegentreten, um ihre Zukunft zu sichern.» Dieser Appell dürfte Wasser auf die Mühlen der europäischen Rechtspopulisten gewesen sein – auch sie wollen ja das angeblich «wahre», christliche Europa retten.

						Sechzig Jahre nachdem Adorno die Idee formulierte, ist das «Gerücht über die Juden» also gleichzeitig komplexer und populärer denn je. In gewisser Weise ist die Einstellung der Rechtspopulisten zu den Juden genauso widersprüchlich wie das von ihnen propagierte Modell der «illiberalen Demokratie». Genauso wie die Juden wird auch die Demokratie nur dann wirklich akzeptiert, wenn sie den eigenen politischen Vorstellungen entspricht und zur Erlangung der Macht beiträgt. Die Risiken liegen auf der Hand: Die von Rechtspopulisten forcierte Polarisierung kann das demokratische System delegitimieren; eine Schwächung liberaler Kontrollinstanzen öffnet Tür und Tor für den Machtmissbrauch; und der politische Rechtsruck kann Maßnahmen nach sich ziehen, die grundlegenden liberalen und demokratischen Prinzipien widersprechen. Wie der nächste Teil des Buches zeigt, steht am Ende dieser Entwicklung nicht zwangsläufig eine faschistische «Machtergreifung» – vielmehr entsteht häufig eine ausgehöhlte Demokratie, die ihre äußeren Rituale fortführt, während ihr demokratischer Kern «gestorben» ist.

					
				
					Teil 2 Die Umsetzung

				
					
						4. Ungarn: Das Vorbild

					
					Wer das Vorgehen der Populisten verstehen will, muss seinen Blick zunächst nach Ungarn wenden. Dort konnte sich im Jahr 2010 eine rechtspopulistische Partei mit einer absoluten Mehrheit etablieren und seitdem ihr politisches Programm ohne Koalitionszwänge oder andere nennenswerte Widerstände größtenteils durchsetzen. Ungarns Politik ist für viele europäische Populisten zum Vorbild geworden. Dahinter steht ein Mann, der von vielen Gleichdenkenden zutiefst bewundert wird: Viktor Orbán.

					Ins Licht der Öffentlichkeit trat er am 16. Juni 1989, am Budapester Heldenplatz. Es war der Tag, an dem die sterblichen Überreste von Imre Nagy feierlich umgebettet wurden. Nagy war im Jahr 1956 die führende politische Figur während des Ungarischen Volksaufstandes gegen die sowjetische Besatzung gewesen. Der Aufstand war gescheitert, Nagy hatte man wegen angeblichen Hochverrats 1958 hingerichtet und in einem Massengrab beigesetzt. Nun, am 31. Jahrestag seiner Hinrichtung und nur wenige Monate nach dem Ende der kommunistischen Ära, feierte Ungarn seinen Nationalhelden und bestattete ihn in einem Ehrengrab. Zuvor aber wurde Nagy auf dem Budapester Heldenplatz aufgebahrt. Der junge Viktor Orbán, der nur ein Jahr zuvor mit sechsunddreißig Studenten den «Bund der jungen Demokraten», auf Ungarisch «Fiatal Demokraták Szövetsége» («Fidesz»), gegründet hatte, war einer der Redner beim Festakt. Er stellte eine Forderung, die ihn in seinem Land schlagartig berühmt und zu einem neuen Helden machte: «Wenn wir die Ideale von 1956 nicht vergessen, dann wählen wir eine Regierung, die Gespräche über den Abzug russischer Truppen aus unserem Land beginnt.»[1] Mit anderen Worten: Er forderte die Russen auf, nach Hause zu gehen.

					Bereits bei den ersten freien Wahlen in Ungarn im April 1990 gewann Fidesz 22 von 386 Mandaten, ein erstaunlicher Achtungserfolg. Ihr politisches Programm war antikommunistisch, ihre Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik liberal. Fraktionschef Orbán verurteilte im Parlament nationalistische oder antisemitische Äußerungen bei den Regierungsparteien scharf. Doch in den darauffolgenden Jahren blieb der Erfolg aus, die Umfrageergebnisse von Fidesz sanken. Auf dem siebten Parteitag im April 1995 kündigte Orbán deswegen einen Richtungswechsel an: «In der Mitte haben wir allein, gegen die Linke und die Rechte, keine Chance. In meinem Denken ist die Möglichkeit einer Zusammenarbeit mit der Linken nicht drin. Meine Antwort ist, dass Fidesz die Zusammenarbeit mit den Kräften rechts der Mitte suchen müsse.»[2] Damit erklärte sich Fidesz zu einer bürgerlichen Partei, deren Themen nationalistischer und konservativer wurden: Das Ungartum und nationale Interessen wurden in den Vordergrund gerückt. Besonders bedeutsam wurde in der neuen Gedankenwelt Viktor Orbáns die Kriegsniederlage im Ersten Weltkrieg, die im Friedensvertrag von Trianon 1920 festgeschrieben wurde. Ungarn musste damals etwa zwei Drittel seines Staatsgebietes an Rumänien, die Slowakei, Kroatien und Serbien abtreten, rund 3,2 Millionen Ungarn lebten plötzlich außerhalb des radikal verkleinerten ungarischen Staatsgebietes – ein Trauma, über das zu Zeiten des Warschauer Pakts nicht geredet werden durfte. Orbán holte diese nationale Schmach nach 1989 wieder zurück ins Bewusstsein der Bevölkerung, ein außerordentlich wichtiges Thema für seine Partei, die sich anschickte, eine neue antikommunistische nationale Volkspartei zu werden.

					Bei den Wahlen 1998 konnte Fidesz 148 Mandate erreichen, das war siebenmal mehr als bei den Wahlen zuvor. Orbán gelang es, eine rechtskonservative Koalition zu bilden. Seinen Wahlsieg verdankte er einem geschickten politischen Schachzug: Regierungschef Gyula Horn hatte 1995 das höchst umstrittene «Bokros-Paket» durchgesetzt, mit dem Auslandskapital nach Ungarn geholt und das Budgetdefizit des Landes verbessert wurde, was jedoch brutale Einschnitte für den Lebensstandard der ungarischen Bevölkerung bedeutete. Orbán hatte das ausgenutzt. Die Regierung sei nicht national genug, sondern «fremdartig», hatte er erklärt, sie würde die Interessen der ungarischen Bürger nicht ausreichend berücksichtigen.

					Schon in seiner ersten Amtszeit als Regierungschef zeigte Orbán seinen unbedingten Machtanspruch. Anders als früher üblich, legte er seinen Amtseid nicht zusammen mit allen anderen Ministern ab, sondern zwei Tage früher. Erschien er auf einer Sitzung des Ministerrates, mussten sich alle Minister erheben. Protokolle oder Tonaufnahmen von den Sitzungen wurden abgeschafft; welche Themen besprochen werden sollten, legte Orbán mit einem engen Kreis von Vertrauten im Vorhinein fest. Schon damals begriff Orbán die Macht der Medien, bald gab es eine wöchentliche Radioshow mit ihm, im Fernsehen trat er monatlich auf, um seine Anhänger zu mobilisieren. Als «Mann des Volkes» ging der passionierte Sportfan zu Fußballspielen, er ging zu Gottesdiensten und besuchte Jahrmärkte. Das Christentum wurde von ihm schon damals als wesentlicher Teil der ungarischen Identität markiert. Damit verbunden verankerte Orbán die nationale Symbolik fest mit seiner Partei. So ließ er bei den Feierlichkeiten zum Gedenkjahr der Krönung Stephans des Heiligen, des ersten Königs von Ungarn, die Stephanskrone aus dem Nationalmuseum ins Parlament überführen – ein eindeutiges Statement.

					Überall, wo die Amtszeit von Spitzenfunktionären endete, setzte er Freunde und Verbündete ein, etwa Lajos Simicska als Leiter der staatlichen Finanzbehörde oder Péter Polt als Oberstaatsanwalt, um nur zwei Beispiele zu nennen. Seine Haushaltspolitik, zu Beginn noch ziemlich restriktiv, wurde vor den Parlamentswahlen 2002 zur mehr als großzügigen «Bescherung» für die Bürger, indem beispielsweise Mindestlöhne und Renten massiv erhöht wurden. In jener Zeit verstärkten sich ultrarechte Tendenzen in Ungarn. In Sendungen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, bei dem inzwischen Orbán-Freunde in führenden Positionen saßen, wurde immer häufiger Miklós Horthy verherrlicht, der Ungarn an der Seite Nazideutschlands in den Zweiten Weltkrieg geführt hatte. Vor allem István Csurka, der Führer der rechtsextremistischen Partei MIÉP, sorgte ständig für Schlagzeilen mit seinen antisemitischen und antiamerikanischen Ausfällen, von denen sich Orbán nicht eindeutig distanzierte. Immer häufiger begannen Fidesz-Politiker auch über Autonomiewünsche der ungarischen Minderheiten in den Nachbarländern zu schwadronieren. All das wurde im Ausland nicht goutiert – und doch galt Ungarn international als zunehmend wichtiger Partner, die Wirtschaft war stabil, aus dem Ausland gab es immer mehr Investitionen. Zudem bereitete sich Ungarn auf den Beitritt in die EU vor und wurde schon 1999 NATO-Mitglied. Alles schien gut zu laufen für Orbán.

					Doch es kam anders. Bei den Wahlen 2002 gab es für Fidesz eine krachende Niederlage. Orbáns Wahlkampf gegen den Sozialistenführer Péter Medgyessy war zu aggressiv, zu unbeherrscht. Er bezichtige den Konkurrenten etwa der Korruption, was nicht bewiesen werden konnte. Medgyessy wirkte neben Orbán moderater und konnte so bei der ungarischen Wählerschaft punkten; das linksliberale Lager errang die Mehrheit. Orbáns Leute aber sprachen schnell von einem «gestohlenen Sieg». Nach der Wahlniederlage erklärte sich Viktor Orbán zum einzigen und wahren Vertreter der ungarischen Nation und rief: «Die Nation kann nicht in der Opposition sein!»[3] Und doch sollte Fidesz, quasi «die Nation», acht Jahre in der Opposition bleiben. Diese Zeit ließ Viktor Orbán allerdings nicht ungenutzt.

					In seinen Reden, die er nach den Wahlen überall im Lande hielt, betonte Orbán immer wieder, dass nur er und Fidesz die wahren Vertreter der Nation seien. Orbán erkannte jedoch, dass das nicht ausreichen würde, um erneut Wahlen zu gewinnen. Die Linke hatte noch aus der kommunistischen Ära überall gute Verbindungen und somit Einfluss. Das wollte, das musste auch Orbán schaffen. Unter dem Slogan «Ein Lager, eine Flagge» formte er seine Partei zu einer nationalen Bewegung um. Fidesz gründete im ganzen Land sogenannte Bürgerkreise. Hinzu kam die Unterstützung von Rechtsextremen aus Parteien, die zerfielen. Hatte Orbán sich von solchen Gruppen während seiner Regierungszeit komplett ferngehalten, störte er sich nun nicht mehr daran. Er brauchte alle Verbündeten, die er kriegen konnte, um zurück an die Macht zu gelangen. In diesen «Bürgerkreisen» organisierte man Gesprächsrunden zu Themen wie Nation und Religion oder zu Europa, und natürlich ging es immer wieder um die Frage der ungarischen Identität. Orbán war ständig unterwegs, wetterte zunehmend gegen die Globalisierung, lobpreiste die «christliche Liebe» als Gegenpol, denn nur sie würde das Wesen der ungarischen Nation definieren.

					Ein Jahr nach seiner Wahlniederlage wurde Orbán, der sich nach dem schlechten Ergebnis von der Spitze der Partei zurückgezogen hatte, wieder zum Parteichef gewählt, nun bereits als Führer einer nationalen Bewegung, was auch in dem neuen Namen der Partei zum Ausdruck kam: «Fidesz – Magyar Polgári Szövetség» («Fidesz – Ungarischer Bürgerbund»). Die Statuten der Partei wurden so geändert, dass Orbán auf fast alle Positionen direkten Einfluss hatte. In der Linken gab es in jenen Jahren ebenfalls massive Veränderungen. Die Oppositionszeitung Magyar Nemzet fand heraus, dass Regierungschef Péter Medgyessy als Abwehroffizier im kommunistischen Geheimdienst gedient hatte. Obwohl ein Skandal, überlebte Medgyessy zunächst diese Enthüllung politisch. Ähnlich wie Orbán zuvor begann er die Bevölkerung mit Geldgeschenken zu überhäufen, was aber zu einem heftigen Staatsdefizit führte, weil diese Finanzpolitik nicht gedeckt war. Medgyessy verlor an Glaubwürdigkeit, und als Ungarn das erste Mal als neues EU-Mitglied 2004 an den Europawahlen teilnehmen konnte, gewann Fidesz die Hälfte aller Sitze der ungarischen Parteien – eine schallende Ohrfeige für die damalige Regierung. Die Sozialisten ersetzten deshalb Medgyessy schnell durch Ferenc Gyurcsány, und es gelang, mit dem neuen Mann an der Spitze die ungarischen Parlamentswahlen 2006 erneut zu gewinnen. Gyurcsány, einer der reichsten Männer in einem Land, in dem zu jener Zeit jeder fünfte Einwohner am Rande der Armutsgrenze lebte, wurde für Fidesz wegen seines Wohlstands schnell zur Zielscheibe bösartiger Attacken; er gehörte zu jener «liberalen Elite», die Orbán schon damals als Feind der ungarischen Nation markierte. Dennoch gelang es Gyurcsány, der ein glänzender Redner war, den eher hilflos wirkenden Orbán in einem TV-Duell unmittelbar vor der Wahl zu schlagen.

					Doch nur wenige Monate später, am 17. September 2006, brach ein Skandal aus, der Gyurcsány und das ganze Land in die Katastrophe stürzte. Der Ministerpräsident hatte im Mai desselben Jahres eine Rede vor den 190 linksliberalen Parlamentsabgeordneten gehalten, in der er ihnen klarmachen wollte, dass es schmerzhafte Reformen für das Land brauchte. Aus dieser Rede tauchten plötzlich Tonbandausschnitte auf, die auf allen Kanälen und im Netz verbreitet wurden: «Kein Land in Europa hat solche Blödheiten begangen wie wir … Offensichtlich haben wir die letzten eineinhalb, zwei Jahre hindurch gelogen. Es war ganz klar, was wir sagten, war nicht wahr … Und inzwischen haben wir übrigens vier Jahre lang nichts getan. Nichts … Ich bin fast daran verreckt, dass wir in den letzten anderthalb Jahren so tun mussten, als ob wir regierten. Stattdessen logen wir morgens, nachts und abends.»[4]

					Die Glaubwürdigkeit der Regierung war zerstört. Viktor Orbán ließ nicht lange mit einer Hetzjagd gegen die «Lügenregierung Gyurcsány» auf sich warten, es kam zu öffentlichen Unruhen, an denen sich auch Anhänger der antisemitischen Jobbik-Partei beteiligten, die damals noch nicht im Parlament vertreten war. Im Zuge der Proteste wurde ein Gebäude des ungarischen Fernsehens gestürmt, dessen Räume man in Brand setzte. Die Zusammenstöße mit der Polizei in Budapests Straßen waren blutig. In dieser für die Regierung desaströsen Situation war es kein Wunder, dass Fidesz bei den landesweiten Kommunalwahlen im Oktober 2006 einen überwältigenden Sieg errang. Die Mobilisierung der Massen durch die Empörung über eine Rede, die ganz anders gemeint war, als die veröffentlichten Ausschnitte insinuierten, hatte funktioniert. Orbán stellte der Regierung ein Ultimatum von 72 Stunden, um den Ministerpräsidenten gegen jemand anderen auszutauschen. Gyurcsány stellte daraufhin die Vertrauensfrage im Parlament – und gewann, trotz allem.

					Für Orbán bedeutete dies nun: aufs Ganze gehen. Vor mehr als 100000 Menschen hielt er vor dem Parlamentsgebäude eine Rede gegen die «unrechtmäßige diktatorische Regierung» und forderte die «Patrioten» des Landes auf, so lange täglich vor dem Parlament zu demonstrieren, bis die Regierung zurücktrat. Am 23. Oktober 2006, dem 50. Jahrestag des Ungarn-Aufstands, eskalierte die Situation in Budapest endgültig. Rechtsextreme Organisationen und Parteien ebenso wie Fidesz hatten zu Massendemonstrationen aufgerufen. Es kam zu brutalen Straßenschlachten mit der Polizei, bei denen insgesamt mehr als 700 Menschen verletzt wurden. Orbán warf der Regierung vor, einen «Krieg gegen das eigene Volk begonnen» zu haben.[5] Von allen Seiten schoss sich die Opposition auf die linksliberale Regierung ein. Im März 2009 war es schließlich so weit: Gyurcsány trat zurück, nachdem er nur noch eine Minderheitsregierung angeführt hatte. Sein Nachfolger schaffte es zwar, Ungarn wirtschaftlich zu stabilisieren, doch die Linksliberalen waren längst am Ende.

					Am 5. September 2009 trafen sich die Vordenker der ungarischen Rechten in dem kleinen Dorf Kötcse, nicht weit vom Balaton. Dort hielt Orbán eine programmatische Rede, die später unter dem Titel «Die Bewahrung der ungarischen Lebensqualität» veröffentlicht wurde. Orbán kündigte eine neue Ära an: Die Zeit der postsozialistischen liberalen Elite sei vorbei, die Rechte bereite sich auf eine Regierung für die nächsten fünfzehn bis zwanzig Jahre vor. «Anstelle einer Politik, die auf ständigen Kampf ausgelegt ist, müssen wir eine Politik wählen, die auf ständiges Regieren ausgerichtet ist …, um bestimmte nationale Themen mit Überzeugungskraft zu vertreten … Die ideale amtierende ungarische Regierung muss sich von der Erkenntnis leiten lassen, dass die Gemeinschaft der Ungarn und sogar die ungarische Lebensqualität teilweise auf der Tatsache beruhen, dass wir eine einzigartige Art haben, Dinge zu sehen.»[6] Mit diesen Sätzen zementierte Orbán gleich zwei Überzeugungen: dass eine populistische, illiberale Regierung unter seiner Führung eine Art Daueranspruch auf die Macht habe und dies dem Nationalcharakter der Ungarn entspreche. Eine Verknüpfung, die dem Volk suggerieren will, dass «ewige Macht» typisch ungarische Normalität sei.

					 

					11. April 2010: Der Tag, der Ungarn bis heute veränderte. Bei den Wahlen erzielte Fidesz einen Erdrutschsieg. Mit 263 Abgeordneten errang Viktor Orbán die Zweidrittelmehrheit. Am Wahlabend erklärte Orbán: «Heute fand eine Revolution an den Wahlurnen statt.»[7] Diese Revolution sollte sofort in die politische Praxis umgesetzt werden. Was nun folgte, sollte zur Blaupause für viele andere rechtspopulistische Parteien in Europa werden. Orbáns Weg zur absoluten Macht wurde zum Ideal, das es anzustreben galt. Doch Orbán, das darf nicht vergessen werden, konnte seine Pläne nur deswegen beinahe ohne Abstriche umsetzen, weil er die Verfassungsmehrheit besaß. Das ist einzigartig in Europa: In keinem anderen Land konnten Rechtspopulisten bislang eine solche Zweidrittelmehrheit erringen. Orbáns Ziel war die Schaffung einer «illiberalen Demokratie», wie er sein neues politisches System 2014 in einer programmatischen Rede umschrieb. Ein Novum im 21. Jahrhundert.

					Das Nationale wurde zum treibenden Faktor für Fidesz. Schon früh hatte Viktor Orbán, wie erwähnt, das nationale Trauma des Friedensdiktats von Trianon zu seinem Thema gemacht und später eine zusammengehörende Nation «über die Staatsgrenzen hinweg» beschworen.[8] Kein Wunder, dass die Fidesz-Regierung gleich nach dem Wahlsieg zwei wichtige «nationale» Gesetze verabschiedete: Zum einen hatten alle Auslandsungarn ab sofort ein Anrecht auf die ungarische Staatsbürgerschaft, und zum anderen wurde ein «Tag der nationalen Zusammengehörigkeit» am 4. Juni eingeführt, dem Tag, an dem im Jahr 1920 in Versailles der Vertrag von Trianon unterzeichnet wurde, das offizielle Ende des Ersten Weltkriegs zwischen den Alliierten und dem Königreich Ungarn. Für Orbán war die Verleihung der Staatsangehörigkeit an die Auslandsungarn ein geschickter Schachzug: Bei den Wahlen 2014 durften diese das erste Mal in Ungarn wählen. 95 Prozent derjenigen, die sich an der Wahl beteiligten, stimmten für Fidesz.

					
						
							Angriff auf die Justiz

						
						Was Orbán nun in Windeseile anstrebte, war die komplette Machtübernahme. Es ging nicht nur um die Exekutive, sondern vor allem um die Justiz, die in ihrer Kontrollfunktion über Staat und Politik ausgeschaltet werden musste. Orbán kam das Glück zu Hilfe: Im Juni 2010 endete die Amtszeit des damaligen Staatspräsidenten László Sólyom, den Orbán durch den früheren Fechtolympiasieger Pál Schmitt ersetzte. Zwar hat der Staatspräsident in Ungarn nur geringe Befugnisse, doch er kann sich weigern, Gesetze zu unterschreiben, er kann sie ins Parlament zur Überarbeitung zurückschicken und sogar bereits bestehende Gesetze verfassungsrechtlich überprüfen lassen. Das wäre für Orbán ein Problem geworden. Doch wie vorgesehen erklärte Schmitt bereits in seiner ersten Rede, er wolle kein Hindernis für die Regierung sein, sondern ein «Motor».[9] Brav unterschrieb er jedes Gesetz, das die Regierung Orbán ihm vorlegte. Mit der Umbesetzung des Staatspräsidenten allein war es aber nicht gemacht. Orbán tauschte auf vielen Ebenen das Personal aus: im Rechnungshof, in der Finanzaufsicht, bei der Polizei, der Eisenbahn und vielen anderen Institutionen. Und wenn Staatsbeamte nicht freiwillig gehen wollten, dann konnte Orbán sie durch ein neu erlassenes Gesetz ohne Begründung jederzeit entlassen.

						Um die Verfassung und damit die gesamte unabhängige Justiz radikal umzubauen, musste Orbán ein neues System einführen, damit Gesetze im Parlament in kürzester Zeit durchgepeitscht werden konnten. Tatsächlich wurde in nur anderthalb Jahren die Verfassung grundlegend geändert: Im Schnellverfahren wurden mithilfe von zwölf Gesetzen insgesamt sechsundzwanzig Veränderungen durchgezogen. Das war nur möglich, weil gerade einmal einen Monat nach der Regierungsbildung die sogenannte Schutzklausel mit der Zweidrittelmehrheit abgeschafft wurde. Sie hatte vorgesehen, dass die Vorbereitungen für eine neue Verfassung von mindestens vier Fünfteln des Parlaments abgesegnet werden mussten. Von da an konnte die neue Regierung innerhalb von achtundvierzig Stunden neue Gesetze verabschieden, die niemand mehr infrage stellte. Die Opposition war machtlos. Bereits im Januar 2012, zwei Jahre nach dem Wahlsieg der Fidesz, trat die neue Verfassung in Kraft.

						Sie diente nicht nur dazu, Orbáns Macht zu sichern, sondern wurde auch im Sinne der propagierten nationalen Identität entsprechend ausgestattet. In der Präambel wurden ein «nationales Bekenntnis» sowie das ethnische Verständnis der Nation festgehalten und die Stephanskrone als Trägerin der ungarischen Souveränität, als heiliges christliches Symbol und somit zentrales Element der «staatlichen Kontinuität Ungarns» hervorgehoben. Dass Fidesz gleichzeitig mit seiner Lesart der ungarischen Geschichte einem historischen Revisionismus Vorschub leistete, versteht sich beinahe von selbst: Während der Ungarn-Aufstand von 1956 als «Revolution» gefeiert wird, sieht man den 19. März 1944, den Tag der Besetzung Ungarns durch Nazideutschland, als Verlust «staatlicher Selbstbestimmung unserer Heimat» an. Diese wurde demnach erst am 2. Mai 1990 wiedergewonnen, dem Tag der konstituierenden Sitzung der ersten wieder frei gewählten Volksvertretung in Ungarn. Damit werden die Verbrechen an den Juden durch das Horthy-Regime und die Pfeilkreuzler, die ungarische faschistische und antisemitische Partei, heruntergespielt. Die Ungarn waren in Orbáns Geschichtsbild nichts anderes als Opfer, damals wie auch später unter der Herrschaft der Sowjets.

						Orbáns Angriff auf die Verfassung war nur möglich, weil er parallel den Angriff auf die Justiz im großen Stil durchzog. Das Verfassungsgericht kontrollierte in Ungarn bis zum Wahlsieg Orbáns das Justizsystem streng, um die noch junge Demokratie nach 1989 zu schützen. Doch gegen den neuen Premier hatten die Richter nur wenig Chancen. Kaum an der Macht, änderte Orbán sogleich das Auswahlverfahren für die Verfassungsrichter. Wurden diese bislang über einen paritätisch besetzten Parlamentsausschuss vorgeschlagen, bestimmte jetzt die Parlamentsmehrheit, wer Verfassungsrichter werden durfte. Fidesz mit seiner Zweidrittelmehrheit nominierte die Kandidaten, das Parlament «wählte» sie anschließend. Um das Verfassungsgericht so schnell wie möglich auf Linie zu bringen, ließ Orbán die Zahl der Richter von elf auf fünfzehn erhöhen – ein Posten war gerade vakant, sodass Orbán auf Anhieb fünf Richter seines Geschmacks im Verfassungsgericht einsetzen konnte.

						Doch das war bei Weitem nicht alles. Der Angriff auf das Justizsystem war total und umfassend. Das Pensionsalter für Richter wurde von siebzig auf zweiundsechzig Jahre gesenkt; alle, die dieses Lebensjahr vollendet hatten, wurden zwangspensioniert. Der Oberste Gerichtshof wurde in seiner alten Form abgeschafft und mit einem Fidesz-nahen Richter als Vorsitzendem neu besetzt. Die Selbstverwaltung der Gerichte fiel weg, indem ein neues «Oberstes Landesgerichtsamt» als Kontrolle über die Richter eingeführt wurde.

						Mit solchen Mitteln gelang es zwar, die Richter einzuschüchtern, aber nicht, sie vollends mundtot zu machen. So «besserte» man immer wieder nach, schuf neue, umstrittene Gesetze, die zu Konflikten mit dem Europäischen Gerichtshof und der Venedig-Kommission des Europarates, der Europäischen Kommission für Demokratie und Recht, führten. Doch Orbán zog seine Systemveränderung gegen den Widerstand von Brüssel durch. Die Aushöhlung des demokratischen Systems schritt voran, natürlich auch in vielen anderen Bereichen des öffentlichen Lebens. So wurde beispielsweise der zuständige Minister ermächtigt, fünftausend Schuldirektoren zu ernennen, die einer neuen Zentralverwaltung unterstellt wurden. Firmen und Unternehmen wurden begünstigt, wenn sie Fidesz nahestanden – wo man hinsah, wurden Schritte hin zur Korrumpierung des Wirtschaftssystems unternommen, sehr zum Unwillen der EU.

						Im April 2025 setzte Orbán sein Bestreben fort, seine Macht weiter zu zementieren. Péter Magyar, einst ein politischer Weggefährte Orbáns, ist inzwischen ein Gegner des Premiers und als Vorsitzender der neu gegründeten Partei TISZA ein ernst zu nehmender Konkurrent, der Orbán bei den Parlamentswahlen 2026 durchaus gefährlich werden könnte, da der Unmut gegen die Regierung in der Gesellschaft wächst. So versucht Orbán mit erneuten Änderungen der Verfassung, des wachsenden Protestes gegen ihn Herr zu werden. Ab jetzt sind Regenbogenparaden der LGBTQ-Community verboten, es gibt ab sofort in Ungarn nur noch zwei Geschlechter. Das Verbot der Pride-Demos kann aber auch weiter ausgelegt werden, dafür sorgt der Gesetzestext. So können auch andere Demonstrationen gegen die Regierung verboten werden oder Kundgebungen unzufriedener Bürger, wo sich auch LGBTQ-Organisationen beteiligen. Die Regierung kann nun auch einfach nur behaupten, dass an einer Demo queere Menschen teilnehmen, und sie so verbieten. Ab sofort kann in Ungarn auch Gesichtserkennungssoftware gegen Demonstranten eingesetzt werden; inwieweit dies mit europäischem Recht vereinbar ist, ist die Frage. Und noch eine Gesetzesänderung hat Viktor Orbán durchgesetzt. Doppelstaatsbürgern kann die ungarische Staatsbürgerschaft auf zehn Jahre entzogen werden, wenn sie eine Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit darstellen. Natürlich entscheidet die Regierung, wer eine solche Gefahr ist. Hier könnte der Weg in eine Diktatur vorbereitet werden, die Grenzen werden allmählich fließend.[10]

					
					
						
							Das Ende der freien Medienlandschaft

						
						Die Verteilung von Reichtümern, Privilegien und Monopolen hat unter Orbán Methode. Im selben Stil konzentrierte sich Fidesz auch auf den Kampf um die Medien. Als er ab 2010 durchregieren konnte, schuf Orbán die NMHH, die «Nationale Medien- und Kommunikationsbehörde», und mit ihr ein neues Mediengesetz. Die NMHH erhielt weitreichende Befugnisse. Sie entschied von da an über die Verteilung von Sendefrequenzen und konnte selbständig Verordnungen erlassen, was in der neuen Verfassung verankert wurde. Der gesetzliche Informantenschutz fiel weg, für den Fall, dass die «nationale Sicherheit» betroffen wäre. Ebenso wurde das Redaktionsgeheimnis gekippt: Redaktionsräume konnten jederzeit durchsucht werden. Ab sofort gab es Bußgelder für «nicht ausgewogene» Berichterstattung. Zugleich wurde ein «Fonds für Programmdienstleistungen und Vermögensverwaltung» unter dem Dach der NMHH gegründet: der MTVA. Mit ihm wurden alle öffentlich-rechtlichen Medien unter staatlichen Besitz gestellt, neben TV- und Radiosendern auch die amtliche Nachrichtenagentur MTI. Letztere stellte ab sofort ihre Arbeit gratis für alle zur Verfügung. Kleinere, nichtstaatliche Nachrichtenagenturen gingen in kürzester Zeit natürlich pleite. Mit dieser Neuerung bezog die offizielle ungarische Presse ihre Informationen nur noch über eine einzige Quelle – eine sehr «elegante» Weise der Gleichschaltung.

						Die EU kritisierte das neue Mediengesetz scharf. Orbán musste es in einigen Punkten ändern, doch die Änderungen bezogen sich vor allem auf die ausländischen Medien, die dadurch weiterhin in Ungarn frei arbeiten konnten. Nachdem sich aber das ungarische Verfassungsgericht aufgebäumt und den Wegfall des Informantenschutzes als nicht verfassungskonform abgelehnte hatte, musste Orbán eine der wenigen wirklich empfindlichen Niederlagen einstecken und das Gesetz entsprechend ändern. Trotz permanenter Proteste aus Brüssel nahm die Kontrolle der öffentlich-rechtlichen Medien jedoch ein totales Ausmaß an. Viele Journalisten, die der Regierung nicht passten, wurden entlassen, staatliche Werbeaufträge gingen nur noch an Fidesz-nahe Sender, private Sender hatten kaum eine Chance zu überleben.

						Nach den Parlamentswahlen 2014 ging es so weiter. Oppositionelle Medien wurden allmählich von regierungsnahen Unternehmern und Weggefährten Orbáns übernommen. Für größte Aufmerksamkeit sorgte 2016 das Ende der Tageszeitung Népszabadság. 1956 gegründet, wurde sie nach 1989 das wichtigste linksliberale Blatt Ungarns. Der Oligarch und alte Schulfreund Viktor Orbáns, Lőrinc Mészáros, sorgte dafür, dass das Blatt über Nacht eingestellt wurde. Bis 2014 war der Mehrheitseigentümer die Schweizer Ringier-Gruppe. Doch dann wurde die Zeitung über ein österreichisches Unternehmen an Mészáros’ «Mediaworks»-Gruppe verkauft – die ehrwürdige Népszabadság war am Ende.

						Mészáros und andere Verbündete Orbáns hatten im Lauf der Jahre immer mehr Zeitungen, Sender und Online-Medien aufgekauft. Nachdem Fidesz 2018 die Wahlen erneut gewonnen hatte, wurden zahlreiche Medienunternehmen von Mészáros an eine neu gegründete Organisation übergeben, die KESMA («Mitteleuropäische Presse- und Medienstiftung»). Andere Unternehmer folgten Mészarós’ Beispiel, sodass sich schließlich 476 Fidesz-freundliche Medienunternehmen in KESMA vereinigten und den größten Teil der staatlich vergebenen Werbeaufträge erhielten. Oppositionelle Medien hatten somit kaum noch eine Chance, finanziell zu überleben, sie versuchten sich als Nischenangebote irgendwie über Wasser zu halten. Offiziell diente KESMA allerdings dazu, «Fake News und Desinformation entgegenzusteuern, gegen politische Korrektheit vorzugehen und die national-bürgerliche Seite zu stärken, um im öffentlichen Diskurs wahres konservativ-christliches Denken mit der gleichen Stärke zu präsentieren wie seine links-liberale Alternative».[11]

						2021 folgte dann das Aus für einen der beliebtesten privaten Radiosender: «Klubrádió» wurde die Sendelizenz entzogen. Die Redaktion machte im Netz weiter. Ähnlich erging es dem erfolgreichen Investigativ-Medienportal «Index.hu», das 2017 von Lajos Simicska gekauft worden war. Viele Jahre war der millionenschwere Unternehmer mit Orbán befreundet gewesen, doch 2015 überwarfen sich die beiden Männer. Simicska sorgte dafür, dass «Index.hu» unabhängig arbeiten konnte. 2019 wurde Szabolcs Dull neuer Chefredakteur, der eine seriöse, kritische Berichterstattung garantierte. Doch als ein Geschäftspartner von Mészáros fünfzig Prozent der Firma übernahm, die für das Anzeigengeschäft von «Index.hu» zuständig war, war klar, wohin die Reise ging. Am 22. Juli 2020 wurde Dull entlassen; er habe angeblich interne Papiere an andere Medien weitergegeben, hieß es. Nur zwei Tage später kündigten mehr als achtzig Journalisten mitsamt der gesamten Redaktionsleitung ihren Job. Ein Teil der ehemaligen Journalisten von «Index.hu» gründete schon bald danach ein neues Nachrichtenportal: «telex.hu». Im Sommer 2024 war es bereits die viertwichtigste Online-Nachrichtenseite in Ungarn.

						«telex.hu» ist ein gutes Beispiel für das System Orbán. Ungarn ist keine Diktatur, Journalisten, die nicht genehm sind, müssen nicht befürchten, ins Gefängnis geworfen zu werden oder gar gefoltert oder getötet. Sie werden an den Rand gedrängt, aber sie können arbeiten, wenngleich auch nur unter erschwerten Bedingungen. Finanziell kommt «telex.hu» über Crowdfunding durch, jedoch ist eine vernünftige Recherche extrem schwierig. Die dort tätigen Journalisten bekommen nur selten Akkreditierungen zu Pressekonferenzen der Regierung, geschweige denn Interviews mit Regierungsmitgliedern. Als Journalisten von «telex.hu» im Januar 2025 wieder einmal keine Chance hatten, bei einer Pressekonferenz von Viktor Orbán Fragen zu stellen, warteten sie auf einem Parkplatz auf den Premier. Doch dann erschien die Polizei und nahm sie fest. Allerdings konnten die Reporter darüber später im Netz durchaus berichten – in einer Diktatur wäre das unmöglich gewesen.

						Ähnlich geht Orbán mit Oppositionsparteien um. Sie werden nicht verboten, es gibt in Ungarn nach wie vor freie Wahlen. Doch was bedeutet frei? Angesichts der Medienkonzentration in den Händen von Fidesz haben Oppositionspolitiker kaum Möglichkeiten, sich Gehör zu verschaffen. Die Fidesz-Wahlkampagnen sind aggressiv und beleidigend, greifen den politischen Gegner persönlich an, häufig auch mithilfe von Fake News. Dennoch bestätigt auch die OSZE, dass die Wahlen frei sind. Frei, aber nicht fair, denn auch die finanziellen Ressourcen sind nicht gerecht verteilt. Zusätzlich ändert Fidesz bei jeder Wahl die Regeln. Orbán hat seit 2010 schätzungsweise mehr als fünfundzwanzig Änderungen im Wahlsystem vorgenommen, alle natürlich stets zugunsten seiner Partei. Das System Orbán ist daher ein hybrides System: keine Diktatur, sondern eine Mischung aus Autoritarismus und Resten von Demokratie. Das zeigt sich übrigens auch bei Demonstrationen gegen die Regierung. Die Polizei wird so gut wie nie aggressiv, vermeidet es, die Demonstrierenden mit Gewalt auseinanderzuschlagen oder gar zu verhaften. Doch die wachsende Korruption im System Orbán frustriert die Menschen zunehmend und macht sie wütend. Mit Péter Magyar, einem ehemaligen Weggenossen Orbáns, stellt sich dem Ministerpräsidenten seit Kurzem ein politischer Gegner in die Quere, der dessen System genau kennt und der es schafft, große Menschenmengen für sich zu begeistern. Es scheint, als könne Viktor Orbán nur von einem einstigen Insider bekämpft werden.

					
					
						
							Orbán entdeckt das Thema Migration

						
						Gewalt gegen Demonstranten wird also kaum angewendet – im Gegensatz dazu gab es jedoch große Gewalt gegen Migranten. Die Bilder von der ungarisch-serbischen Grenze aus dem Sommer 2015 bei Röszke haben sich tief ins kollektive Gedächtnis ganz Europas eingebrannt. Mit Tränengas und Schlagstöcken ging die ungarische Polizei brutal sogar gegen Frauen und Kinder vor, die versuchten, auf der Balkanroute über die ungarische Grenze in die EU zu kommen. Anfänglich ließ Orbán die Migranten durch sein Land ziehen. Ausgerechnet Bundeskanzlerin Angela Merkel lieferte dem Populisten mit ihrem «Wir schaffen das!» eine Steilvorlage für seine nationalen Aspirationen. Die deutsche Regierungschefin hatte den Flüchtlingen vor allem aus dem Nahen Osten die Türen geöffnet. Viele von ihnen kamen über Ungarn nach Deutschland. Auf dem Bahnhof von Budapest drängten sich die Massen, es herrschte völliges Chaos. Die Ungarn verteilten Essen wie in einem Raubtierkäfig, man schmiss Brotlaibe einfach in die Menge hinein, ein unmenschliches Schauspiel. Orbán wollte damit nur eines erreichen: dass die überwiegend muslimischen Migranten so schnell wie möglich aus seinem Land verschwinden. Das Migrationsproblem stilisierte er sofort als Teil einer seit Jahrhunderten existierenden Bedrohung Ungarns von außen.

						Tatsächlich hat Ungarn sich stets als umzingelt erlebt. Als ethnisch und sprachlich ganz eigenes Volk in einem Meer aus Slawen musste es obendrein noch im 16. Jahrhundert die türkische Fremdherrschaft ertragen, ein für die meisten Ungarn immer noch lebendiger und bedrückender Teil der eigenen Geschichte. Orbán beruft sich gerne darauf, interpretiert um und erklärt, dass Ungarn Europa vor einer muslimischen Invasion bewahrt habe. Die Migrationswelle half Orbán, sich selbst als Bewahrer der ungarischen Nation und des wahren Europas darzustellen, obwohl es faktisch kein Migrationsproblem in Ungarn gibt. Nach einer Volkszählung gab es in Ungarn im Jahr 2022 gerade mal achttausend Muslime. Orbán identifizierte die Migranten dennoch als neuen Feind, ein typisches Element jeder populistischen Politik, zum vermeintlichen Wohl der eigenen Nation.

						Waren Orbáns Feinde anfänglich die Kommunisten, später die sogenannten linksliberalen Eliten, so waren es ab 2015 die muslimischen Flüchtlinge. Interessant ist, dass im Ungarischen bis dato stets der Begriff «menekült», Flüchtling, gebraucht wurde. Ab 2015 wurde dann «migrans», Migrant, von den Fidesz-Medien etabliert, natürlich negativ konnotiert. Orbán rief zum Kampf gegen die Migranten auf, indem er entgegen EU-Prinzipien Flüchtlinge und Asylbewerber an der Grenze in Lagern festhielt, und etablierte sich so bei anderen rechtspopulistischen Akteuren in Europa als einer der ihren. Orbán, der diese Problematik bis dahin in seinem Land nicht hatte, konnte mit seiner Politik punkten – übrigens auch bei nicht-populistischen Parteien in Europa, die insgeheim froh waren, dass der ungeliebte Ungar ihnen das Problem abnahm. Mit dem Migrationsthema konnte Orbán auch seine Abneigung gegen alles «Liberale» verfestigen: «Westeuropa hat das christliche Europa aufgegeben und experimentiert stattdessen mit einer gottlosen Welt, mit Regenbogenfamilien, Migration und offenen Gesellschaften.»[12]

					
					
						
							Russland und die EU

						
						Doch zu Beginn seiner Karriere war Orbán dem Westen keineswegs abgeneigt, im Gegenteil. In einer Rede im Jahr 2007 erklärte er: «Haltet durch für ein westliches Ungarn; lasst nicht zu, dass Ungarn von diesem Weg gebracht wird … Öl mag aus dem Osten kommen, aber die Freiheit kommt stets aus dem Westen.»[13] Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion drängten viele ehemalige Ostblockstaaten in Richtung Westen. Sie erhofften sich davon wirtschaftliche, demokratische und vor allem auch sicherheitspolitische Vorteile. Die Angst vor Moskau, die Erfahrung der sowjetischen Besatzung saß tief. So wurde Ungarn bereits 1999 NATO-Mitglied und 2004 mit neun weiteren Staaten Mitglied der EU. Doch die Hoffnung auf Wohlstand erfüllte sich nicht, zumindest nicht sofort. Ungarn geriet 2004 in wirtschaftliche Schwierigkeiten, die internationale Finanzkrise 2008 verschlimmerte die Situation zusätzlich. Mit seinem Machtantritt 2010 änderte Orbán auch deswegen seinen Kurs. Er erklärte, der westliche Kapitalismus sei in der Krise, und strebte einen Dialog mit Russland an. Orbán sah darin die Möglichkeit, sein Land besser zu positionieren. Während er mit der EU zusammenarbeitete, verfolgte er spätestens ab 2014 eine von Brüssel gänzlich unabhängige Politik. Im selben Jahr definierte Orbán in einer Rede seine Idee von der «illiberalen Demokratie» und begann seine Beziehungen auch zur Türkei und zu China zu intensivieren. Dass er sich dadurch mit Brüssel anlegte, war Orbán herzlich egal, da er primär ökonomischen Interessen folgte.

						Mit der Migrationswelle 2015 eskalierte allmählich der Streit zwischen Ungarn und der EU. Im September 2015 ließ Orbán den besagten Grenzzaun mit Stacheldraht an der Grenze zu Serbien errichten. Er klagte vor dem Europäischen Gerichtshof gegen einen Verteilungsschlüssel für die Asylsuchenden unter den EU-Staaten. Ungarn verlor den Prozess, und die Europäische Kommission leitete ein Verfahren wegen Nichteinhaltung der Rechtspflichten ein. Die nächste Anklage wurde erhoben, da Ungarn die Standards des europäischen Asylrechts mit Absicht nicht einhielt. Als die Regierung in Budapest dann auch noch zivilgesellschaftliches Engagement für Migranten und Flüchtlinge unter Strafe stellte, wurde ein weiteres Verfahren eingeleitet. Im Mai 2020 entschied der EuGH, dass das ungarische Transitzonenregime gegen EU-Recht verstieß. Ungarn schloss daraufhin die Zone, jedoch erhielten die Migranten dennoch keinen besseren Zugang zum Asylsystem des Landes. Orbán begann in dieser Zeit immer mehr zu polemisieren und zu polarisieren, Brüssel und eine Art «tiefer Staat» würden gegen die Interessen der Nationalstaaten vorgehen. Ob man die Europäische Union ermächtigen solle, zu entscheiden, welche nichtungarischen Bürger sich in Ungarn niederlassen dürften, ohne die Zustimmung des Parlaments? Mit solchen Fragen wusste Orbán die Stimmung in der ungarischen Bevölkerung anzuheizen.

						Auch die Europawahl 2019 führte zu einem Eklat. Ungarn führte seinen Wahlkampf in erster Linie gegen Flüchtlinge und die EU. Fidesz veröffentlichte ein Foto von Jean-Claude Juncker, damals EU-Kommissionspräsident und Mitglied der konservativen EVP-Fraktion, mit dem Text: «Auch Sie haben das Recht zu wissen, was Brüssel plant!» Die Mitglieder der EVP, zu der Fidesz und auch die deutsche CDU/CSU gehörten, reagierten drastisch. Die Mitgliedschaft von Fidesz wurde ausgesetzt, die Partei aber nicht aus der Fraktion geworfen, da man ihre Stimmen für die Wahl von Ursula von der Leyen als neue Kommissionspräsidentin brauchte. Dennoch ging Ungarn, damals noch zusammen mit Polen unter Kaczyński, der EU zunehmend auf die Nerven. In Brüssel gab es wachsende Bestrebungen für eine engere Zusammenarbeit und gemeinsame Verteidigungspolitik, um die Souveränität der EU zu stärken. Für Orbán – und andere Rechtspopulisten – waren diese Reformpläne jedoch eine Bedrohung. Sie hätten seinen Aktionsradius und seine Macht eingeschränkt. Orbán rebellierte, versuchte Brüssel als Teufel darzustellen, gegen den sich Ungarn zur Wehr setzen musste.

						Im Herbst 2020 erschien dann der EU-Bericht zur Rechtsstaatlichkeit ihrer Mitgliedstaaten. Ungarn schnitt dabei extrem schlecht ab. Viktor Orbán war empört und forderte den sofortigen Rücktritt von Věra Jourová, der EU-Kommissarin, die für den Bericht zuständig war. Kurz danach folgte der nächste Paukenschlag der EU: Das Budget für das Jahr 2021, ebenso wie die sogenannten Wiederaufbaugelder für die Folgen der Pandemie, wurden an die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit geknüpft. Orbán versuchte die Entscheidung zu verhindern und brach einen Streit vom Zaun, bei dem der CSU-Politiker Manfred Weber als Vorsitzender der EVP-Fraktion deutlich Stellung gegen Ungarn nahm. Das brachte ihm von ungarischer Seite umgehend den Vorwurf ein, er würde Gestapo-Methoden anwenden. Noch dazu verglich Orbán das Vorgehen der EU mit dem der Sowjetunion zur Zeit des Warschauer Pakts. Die Auseinandersetzungen wurden so heftig, dass die EVP erwog, Fidesz aus der Fraktion zu werfen. Orbán kam dem zuvor und verließ die Fraktion aus eigenen Stücken. Er begann eine neue Formel für die EU zu gebrauchen, die als «Europa der Nationen» subsumiert wurde. Was er damit meinte, war offensichtlich: Ungarn wollte weiterhin alle finanziellen und politischen Vorteile der EU-Mitgliedschaft genießen bei gleichzeitiger nationaler Unabhängigkeit seines inzwischen autokratischen Systems. Dabei spielte er den Osten gegen den Westen geschickt aus: Er betonte in seinem Narrativ die Arroganz des Westens, der kein Recht habe, den Osteuropäern vorzuschreiben, was sie zu tun und zu lassen hätten, was manchmal so falsch gar nicht war. Orbáns Furor machte ihn zu einer wichtigen Symbolfigur aller EU-feindlichen Kräfte. Das brachte ihm auch Unterstützung von Seiten rechtspopulistischer Parteien des «Westens» ein, wie etwa dem Rassemblement National von Marine Le Pen, die ähnlich wie Fidesz einem prorussischen und antieuropäischen Kurs folgte.

						Orbáns prorussische Haltung stellte die EU mit dem Überfall Russlands auf die Ukraine vor große Probleme, etwa als Orbán 2024 als EU-Ratspräsident ohne Absprache nach Moskau fuhr, um sich mit Staatspräsident Wladimir Putin zu treffen. Er sei als ungarischer Regierungschef da, erklärte Orbán lapidar, nicht als Ratspräsident. Zwischen den jeweiligen Vorzügen der EU, der NATO und Russlands abwägend, versucht der Ungar politisch so vorzugehen, dass es seinem Land und vor allem ihm selbst nicht schadet. Das scheint ihm zumindest teilweise zu gelingen. Inzwischen sitzt Fidesz in Brüssel in einer neuen Fraktion, den «Patrioten für Europa», zu denen auch Marine Le Pens RN gehört und die österreichische FPÖ. Allerdings entschied die EU im Januar 2025, Hilfen an Ungarn in Höhe von einer Milliarde Euro nicht freizugeben, da das Land seine Auflagen für Reformen, wie zur Bekämpfung der Korruption im Land, nicht erfüllt hat. Das tut Ungarn weh – doch es dürfte Orbán wohl kaum daran hindern, mit seinen europäischen Gesinnungsgenossen den Kampf gegen Brüssel unter dem Deckmantel eines «Europas der Nationen» fortzuführen, und erst recht nicht, seitdem Donald Trump wieder im Weißen Haus sitzt und die EU zum neuen Feind erkoren hat.

					
				
					
						5. Italien: Zwischen Anti- und Postfaschismus

					
					Um den Aufstieg von Giorgia Meloni, einer sogenannten Postfaschistin, zu verstehen, muss man zurückblicken zum historischen Neubeginn Italiens nach dem Zweiten Weltkrieg und dem Zusammenbruch des Faschismus unter dem «Duce» Benito Mussolini. Der italienische Nachkriegsstaat sollte in seinem Wesenskern antifaschistisch sein. Von Anfang an waren so gut wie alle nichtfaschistischen Gruppen, Parteien und Organisationen Italiens an der Entstehung der neuen Verfassung beteiligt und hatten sich zum Ziel gesetzt, einen neuen Faschismus nie mehr zuzulassen. Das Ergebnis war eine Aufgabenteilung zwischen den beiden Kammern, dem Senat und der Abgeordnetenkammer, die so komplex ist, dass neue Gesetze oftmals viel Zeit benötigen, bis sie verabschiedet werden können, da sie zwischen den beiden Kammern immer wieder hin- und hergeschickt werden, mit entsprechenden Veränderungen, Einwänden oder Ergänzungen. Das führte im Laufe der Jahre zunehmend zu einem Reformstau, zur Unfähigkeit, das politische System flexibler zu gestalten, doch es sorgte zumindest dafür, dass der Faschismus in Italien keine echte Chance hatte.

					Doch anders als in Deutschland waren die Faschisten nach dem Krieg nicht einfach «verschwunden». Sie organisierten sich neu, vor allem im «Movimento Sociale Italiano» (MSI), der von Funktionären der Republik von Salò gegründet wurde, dem faschistischen Marionettenstaat der Nazis in Norditalien. Das Symbol des MSI war eine lodernde Flamme, die den Geist Mussolinis symbolisierte und damit die Fortsetzung der faschistischen Tradition Italiens. Bis zum Aufstieg des Front National in Frankreich war der «Movimento» die größte faschistische Partei Europas. Dennoch fühlten sich dessen Mitglieder über Jahrzehnte wie Schmuddelkinder im eigenen Land. Neofaschisten hatten in einem Staat, der auf dem Antifaschismus basierte, keine Chance. Daraus entwickelte sich zähneknirschende Wut, die Neofaschisten fühlten sich von ihrem eigenen Land verraten. Obwohl sie im Parlament vertreten waren, hatten sie doch das Gefühl, marginalisiert zu werden, sie lebten in einer Art politischem und kulturellem Ghetto.

					Giorgia Melonis politische Karriere begann beim MSI. 1992, im Alter von fünfzehn Jahren, trat sie der Jugendbewegung der Partei bei, der «Fronte della Gioventù». Als sich der MSI 1995 auflöste, entstand dessen Nachfolger, die «Alleanza Nazionale» (AN), eine ebenfalls postfaschistische Partei, zunächst unter Führung von Gianfranco Fini und später von Ignazio La Russa. Giorgia Meloni wurde 1996 die Vorsitzende der «Azione Studentesca», der Studentenbewegung der AN; ihre neofaschistische Politik setzte sie hier ohne Umschweife fort. Und sie stand dazu. So erklärte sie 1996: «Ich denke, Mussolini war ein guter Politiker, alles, was er getan hat, hat er für Italien getan. Man wird keine anderen Politiker finden, die in den letzten fünfzig Jahren getan haben, was er getan hat.»[1]

					In den 1990er Jahren begann sich Italien zu verändern. Die «Forza Italia» (FI) von Medienunternehmer und Milliardär Silvio Berlusconi tat sich bei den Wahlen 1994 als stärkste Kraft hervor. Die sogenannte Zweite Republik war nun geprägt vom Populismus, den Berlusconi in den krisengeschüttelten, korrupten Politikbetrieb Italiens einführte. Berlusconi, der mit der «Alleanza Nazionale» von Gianfranco Fini und der «Lega Nord» – damals noch unter der Führung von Umberto Bossi – eine Koalition einging, war eine schillernde Figur. Niemand konnte ihm das Wasser reichen, er war schlauer und strategisch gewitzter als alle anderen. Lange vor Donald Trump stilisierte sich Berlusconi als Außenseiter, der das politische Geschäft ebenso erfolgreich führen werde wie sein eigenes Unternehmen. Mithilfe seines Geldes und seiner zahlreichen Fernsehsender sorgte Berlusconi dafür, dass er stets präsent war; rasch entwickelte sich daraus ein Personenkult. Berlusconi ernannte sich zum Fürsprecher des Volkes, der einfachen Leute. Als Nichtpolitiker werde er dem korrupten Polit-Establishment das Handwerk legen, so seine Botschaft. Im bekannten Stil aller Rechtspopulisten wandte er sich gegen die Justiz, die kritischen Medien und natürlich gegen die Linke und die Kommunisten im Land.

					Zur Unterstützung holte er die «ausgestoßenen» Postfaschisten plötzlich aus ihrem oben beschriebenen «Ghetto» mitten hinein in die Regierungsverantwortung, wenngleich nicht direkt an die Spitze, versteht sich. Die wichtigste postfaschistische Figur war dabei Gianfranco Fini. Unter Berlusconi wurde er zunächst stellvertretender Premier, später Außenminister – dem so mancher europäische Kollege nicht die Hand geben wollte, da seine faschistische und antisemitische Vergangenheit bekannt war. Fini versuchte sich von seinen Wurzeln zu distanzieren, er besuchte sogar Israel und erklärte dort den Faschismus mit seinen Rassegesetzen und der Judenverfolgung als «Teil der Epoche des absoluten Bösen».[2] Doch es half ihm nicht, politisch ganz nach oben zu kommen. An Berlusconi kam keiner vorbei. Der war Populist, kein Postfaschist, und dennoch zugleich der indirekte Wegbereiter für Giorgia Melonis Aufstieg mehr als zwanzig Jahre später. Nicht etwa, weil er sie 2008, im Alter von einunddreißig Jahren, mit der Position der Jugend- und Sportministerin zur jüngsten Ministerin der italienischen Geschichte machte, sondern weil er den Parteien rechts außen die Tür zu den Machtzentren der Republik geöffnet hatte.

					Neben der AN war eine weitere wichtige Größe im rechtspopulistischen Spektrum die «Lega Nord». Ursprünglich war das Ziel der Partei gewesen, den reichen Norden Italiens vom armen Süden abzutrennen. Unter ihrem neuen Vorsitzenden Matteo Salvini entwickelte sich die Lega allmählich zu einer Partei, die im ganzen Land vertreten war – im Parteinamen entfiel daher das «Nord». Und sie rückte immer weiter nach rechts außen. Mit völkischer Rhetorik und der Losung «Italiener zuerst» begann Salvini immer aggressiver gegen Migranten zu hetzen, er warnte vor einer Islamisierung und «Afrikanisierung» Italiens. Als Innenminister in der Regierung von Giuseppe Conte versuchte er 2018/19 seine Anti-Migrations-Politik mit aller Härte durchzusetzen. Er verhinderte wochenlang das Anlegen von Rettungsschiffen mit Migranten, die in Schlauchbooten versucht hatten, das Mittelmeer zu durchqueren. Ein Skandal, der durch die Weltpresse ging. Doch Salvini hasst nicht nur «Migranten», er inszeniert sich natürlich auch als Gegner der EU, den Euro bezeichnete er schon früh als «kriminelle Währung» – die klassischen Positionen ultrarechter Parteien in Europa.

					Zurück zu Giorgia Meloni. 2012 gründete sie zusammen mit Ignazio La Russa und Guido Crosetto die Partei «Fratelli d’Italia» (FdI), die auch in der Tradition des MSI steht. Das liegt nicht nur an der Person Melonis, sondern auch an La Russa, einem begeisterten Sammler von Mussolini-Büsten und bekennenden Neofaschisten. Crosetto dagegen kam aus dem Lager Berlusconis und war lange Mitglied in dessen Forza Italia und dann in der «Popolo della Libertà», der Nachfolgepartei der FI. Auch die «Fratelli» haben die Flamme, Symbol für den Geist Mussolinis, als Parteiabzeichen. Bis heute weigert sich Meloni, diese neofaschistische Tradition abzulegen, selbst wenn sie und ihre Partei inzwischen den Begriff «postfaschistisch» für sich bevorzugen.

					Mit der Gründung ihrer eigenen Partei begann der eigentliche Siegeszug Melonis. Allein zwischen 2016 und 2022 gab es in Italien vier Regierungen, und Matteo Salvini, der Vorsitzende der Lega, schien in diesen Jahren der Star der radikalen Rechten zu sein. Doch Meloni bewegte sich allmählich immer mehr in die Mitte, konnte so bei vielen Konservativen punkten. Ihr größtes Plus: Als einzige Partei beteiligten sich die «Fratelli» an keiner Regierung. Dadurch hatte Meloni eine einzigartige Position. Sie war das Gesicht der Opposition, wurde zur Stimme einer frustrierten und wütenden italienischen Gesellschaft. So lautete ihre Losung, die sie 2019 auf der Piazza San Giovanni in Rom ihren Zuhörern entgegenrief: «Ich bin Giorgia, ich bin eine Frau, ich bin eine Mutter, ich bin Italienerin, ich bin Christin. Das werdet ihr mir nicht wegnehmen. Das werdet ihr mir nicht wegnehmen!»[3] Und weiter warnte sie vor dem Polittreiben in ihrem Land: «Wenn wir nicht mehr länger eine Identität haben und keine Wurzeln, werden wir kein Bewusstsein mehr haben und unfähig sein, unsere Rechte zu verteidigen.»[4] Ein klares Bekenntnis zum Nationalismus.

					
						
							Wahlsieg 2022

						
						«Italienische Verhältnisse», also den permanenten Wechsel von Regierungen und Koalitionen, sind die Italiener gewohnt. Doch in nur knapp sechs Jahren vier Regierungswechsel, das war selbst den stoischsten Bürgern eines andauernd krisengeschüttelten Landes zu viel. Giorgia Meloni hatte daher relativ leichtes Spiel. Mit dem Slogan «Zuerst Italien und die Italiener!» machte sie klar, dass sie sich allem widersetzen werde, was angeblich oder tatsächlich dem Land schaden will. Natürlich versprach sie weniger Steuern und viele Vergünstigungen für Familien wie etwa kostenlose Kitaplätze. Daneben aber forderte sie einen Stopp der Einwanderung und eine Neuverhandlung der EU-Verträge sowie von Italiens Mitgliedschaft in der Währungsunion des Euro. Sie bestand darauf, eine Führungsrolle in der EU zu übernehmen, da Frankreichs Präsident Macron und Deutschlands Kanzler Scholz schwach seien. Ihr Ziel sei es, die EU zu verändern, zu einer Wirtschaftsvereinigung umzufunktionieren, in der die Nationen nicht mehr von Brüssel gegängelt werden. Gerade in diesem Punkt traf sie auf offene Ohren bei den Wählern. Das «nationale Interesse und die Verteidigung der Heimat» sollte wieder in den Mittelpunkt gestellt werden. Meloni nannte das «risollevare», zu Deutsch etwa «wiederaufrichten», eine Formel, die an Donald Trumps «Make America Great Again» erinnert.[5] Zu diesem Zweck müsste, so Meloni, das EU-Recht hinter das nationale Recht gestellt werden. Wie viele andere europäische Rechtspopulisten folgte auch Meloni der Idee eines «Europa der Nationen»: «Ja zur Souveränität der Völker», rief sie im Juni 2022 bei einer Veranstaltung der rechtsextremen Vox-Partei in Spanien, «Nein zu den Bürokraten in Brüssel». Und natürlich gab sie den «liberalen Eliten» die Schuld an allem, was in Italien schieflief, insbesondere bei der Migration und der Flüchtlingspolitik.

						Meloni gab sich seit ihrem politischen Aufstieg alle Mühe, vom Faschismus abzurücken, verneinte jegliche Nähe. Das war die eine Seite Melonis. Doch da gab es auch noch eine andere Seite, denn Mussolini wollte sie nie gänzlich verurteilen. Er sei eine «vielschichtige» Persönlichkeit gewesen, es habe auch Gutes unter seiner Herrschaft gegeben. Und doch bestand sie darauf, dass in ihrer Partei niemand mehr den Römischen Gruß machte, ein Pendant zum Hitlergruß. Ihre Bemühung, der Partei einen bürgerlichen Anstrich zu geben, war notwendig, um entsprechend Stimmen zu gewinnen. Am 25. September 2022 war es so weit: Bei den Parlamentswahlen bekamen Giorgia Melonis «Fratelli d’Italia» 26 Prozent der Stimmen und wurden stärkste Partei. Zusammen mit der rechtsextremen «Lega» von Matteo Salvini und der «Forza Italia» Silvio Berlusconis kam man auf 43 Prozent – mehr als ausreichend für eine Koalition.

						Dass die neue Regierung Italien weit nach rechts rücken würde, wurde allein schon durch zwei Besetzungen klar: Ignazio La Russa, der noch 2017 als Abgeordneter im Parlament den Römischen Gruß zeigte, wurde Präsident des Senats, was Meloni mit den Worten kommentierte: «Wir sind stolz, dass die Senatoren einen Patrioten gewählt haben.»[6] Zum Präsidenten der Abgeordnetenkammer wurde Lorenzo Fontana gewählt, ein enger Vertrauter Matteo Salvinis – erzkatholisch und überzeugter Vertreter einer völkischen Identitätspolitik. Meloni selbst versuchte sich weiterhin als Sauberfrau zu präsentieren. In ihrer ersten Regierungserklärung wies sie erneut jede Nähe zum Faschismus zurück: «Ich habe nie Sympathie für antidemokratische Regime gehabt. Für kein Regime, Faschismus eingeschlossen.»[7] Kein Wort über Mussolini, kein Wort zu der politischen Tradition, aus der sie kommt. Nur in einem Punkt erwähnte sie die italienische Geschichte konkret, indem sie die Rassengesetze 1938 «den dunkelsten Punkt unserer Geschichte» und «eine ewige Schande für unser Volk» nannte.[8] Bereits während des Wahlkampfes hatte sie Videos nicht nur auf Italienisch, sondern auch auf Englisch, Französisch und Spanisch veröffentlicht, in denen sie jede Nähe ihrer Partei zum Faschismus leugnete und Antisemitismus verurteilte, wodurch das besorgte Ausland beruhigt werden sollte. Meloni war bewusst, dass sie mit ihrer politischen Vergangenheit genau beobachtet wurde.

					
					
						
							Die Mutter aller Reformen

						
						Ganz nach dem Vorbild Viktor Orbáns in Ungarn begann auch Giorgia Meloni, kaum im Amt als Premier, das Justizwesen anzugreifen. Es waren insbesondere zwei große Reformen, die sie anging und die den Staat in seinen Grundfesten verändern würden, wenn sie sie durchbringen kann: erstens die sogenannte Justizreform, mit der sie das Gerichtswesen umzubauen versucht; zweitens die Direktwahl des Premiers, was Meloni als «Mutter aller Reformen» bezeichnet und damit deutlich macht, wie zentral die Änderung des Wahlsystems für sie ist.

						Das als Justizreform bezeichnete Projekt will den Umbau der italienischen Justiz angehen, die dafür bekannt ist, überaus langsam und ineffizient zu sein, was in der Vergangenheit sogar dazu führte, dass sich ausländische Investoren davor scheuten, sich in Italien zu engagieren. Melonis Vorgänger im Amt, Mario Draghi, hatte bereits einige Reformen durchgesetzt, doch das reichte nicht aus. Die EU-Kommission verlangt eine Verkürzung der Dauer von Verfahren um mindestens vierzig Prozent. Dies muss bis 2026 erreicht werden, damit Italien die Gelder aus dem Wiederaufbaufonds «Next Generation EU» nicht verliert. Dabei steht viel auf dem Spiel, denn mit rund zweihundert Milliarden Euro erhält Italien mehr Geld aus Brüssel als jedes andere EU-Land.

						Neben Personalmangel und umständlichen Verfahrensregelungen bei Prozessen kommt hinzu, dass die italienische Justiz in einer Form autonom ist, wie man es aus keinem anderen demokratischen Land kennt: Unter dem Begriff «Magistratura» werden sowohl Richter als auch Staatsanwälte zusammengefasst; beide bilden laut italienischer Verfassung zusammen einen eigenen «von jeder anderen Gewalt unabhängigen Stand». Dessen Organisation sowie Einstellungen, Versetzungen, Beförderungen oder Disziplinarmaßnahmen stehen ausschließlich dem Obersten Gerichtsrat, dem «Consiglio Superiore della Magistratura» (CSM) zu. Der aber wird zu zwei Drittel von Richtern und Staatsanwälten gewählt, die quasi über alle Belange ihrer Berufskollegen entscheiden. Das Problem ist, dass sie auch über Fehler oder inkorrektes Verhalten anderer Richter entscheiden müssen, die dennoch eine Stimme bei der Wahl der Zusammensetzung des Obersten Gerichtsrats haben. Diese Praxis kann man in der Tat hinterfragen.

						Bislang ist es möglich, dass Staatsanwälte auch Richter werden können und umgekehrt. Doch die von Meloni auf dem Weg gebrachte Reform sieht vor, dass die Laufbahnen von Richtern und Staatsanwälten getrennt sein müssen, womit auch der CSM aufgeteilt werden würde. Sie will zwei separate Gremien einführen, jeweils mit dreißig Mitgliedern, die per Los bestimmt werden sollen. Darüber hinaus soll ein neues Disziplinargericht eingeführt werden, das für Maßnahmen gegen Richter und Staatsanwälte zuständig ist. Die betroffenen Juristen sind entsetzt, sie befürchten die Einschränkung der Unabhängigkeit der Justiz und eine größere politische Kontrolle über die Tätigkeit von Richtern. Die Trennung von Richtern und Staatsanwälten und der damit verbundene Kontrollverlust des CSM könnten nämlich dazu führen, dass Staatsanwälte stärker unter politischer Einflussnahme geraten. Das hätte dann möglicherweise auch Konsequenzen bei Ermittlungen gegen Politiker.

						Dass der Premierministerin die italienische Justiz, die sie als links unterwandert erachtet, ein Dorn im Auge ist, hat sie immer wieder zu verstehen gegeben. In ihrem Angriff auf Richter und Staatsanwaltschaft will sie ab 2026 angehende Kandidaten für diese Positionen psychisch untersuchen lassen, um ihre Eignung festzustellen – ein klares Indiz für eine tatsächliche Einflussnahme. Die Justiz schoss dementsprechend scharf zurück: In so einem Falle müsse man auch Psychotests für Politiker einführen, hieß es. Ob Meloni ihre Pläne, die nur mit einer Verfassungsänderung möglich sind, durchsetzen kann, ist derzeit noch unklar. Sie bräuchte eine Zweidrittelmehrheit im Parlament, die ihr nicht sicher ist. Und auch ein Referendum könnte nicht garantieren, dass ihre Pläne durchkommen. Die Stoßrichtung ist jedoch klar: Meloni will den Staat umbauen.

						Melonis wichtigstes Vorhaben allerdings ist das «Premierato», die Direktwahl des Premiers vom Volk.[9] Wenn sie diesen Plan umsetzen kann, hätte sie mit einem Schlag nicht nur die parlamentarische Demokratie, sondern auch die Bedeutung und Macht des italienischen Präsidenten mit einem Schlag massiv geschwächt. Anders als in Deutschland hat der Präsident der Republik nicht nur Repräsentationsaufgaben. Er kann das Parlament auflösen, vor allem aber ist er die Person, die den Premier bestimmt. Dies hat in der Vergangenheit auch schon dazu geführt, dass Technokraten außerhalb des politischen Systems zum Premier berufen wurden.

						Melonis Plan ist ganz klar: Sie will mehr Macht für den Regierungschef, also eigentlich für sich. Seit 1948 gab es in Italien achtundsechzig Regierungen, politische Stabilität ist wahrlich nicht Sache der Italienischen Republik. Meloni will das ändern. Eine Direktwahl würde sie unabhängiger vom Parlament machen, sie hätte mehr Handlungsspielräume. Dabei könnte sie sich auf das Volk berufen, sich also in der Funktion des Premiers überhöhen als «Gesalbte» – ein Begriff, den schon Berlusconis Anhänger verwendeten. Sie sahen in ihm eine geradezu messianische Figur, einen vom Herrn Gesalbten oder «L’unto del Signore».[10] Eine Direktwahl würde Meloni in ähnliche spirituelle Höhen katapultieren. Sie könnte mit dem «Premierato», wie Orbán, wie Trump und andere, ihre Politik stets als «Volkes Willen» verkaufen. Was Meloni mit dieser Verfassungsreform erreichen würde, wäre beinahe ein präsidentielles System. Meloni würde de facto die stärkste und wichtigste Position im Land bekleiden. Damit wächst auch die Gefahr, dass sie autokratische Tendenzen leichter durchsetzen könnte, zumal sie erreichen will, dass bei Parlamentswahlen die siegreiche Partei zukünftig automatisch in beiden Kammern fünfundfünfzig Prozent der Sitze erhält. Im schlimmsten Fall würde dies eine ungeheuerliche Machtkonzentration in den Händen eines Premiers bedeuten.

						Genau hier kommt die psychologische Befindlichkeit der Neo- und Postfaschisten zum Tragen. Die eingangs beschriebene Ausgrenzung der Faschisten nach 1946 ist mit dem Sieg von Giorgia Meloni überwunden. Jetzt sind die Neo- und Postfaschisten nicht mehr nur Juniorpartner in einer Koalition: Sie haben die Macht errungen. Dass Meloni ausgerechnet einhundert Jahre nach Benito Mussolinis Marsch auf Rom italienische Regierungschefin geworden ist, werten viele ihrer Anhänger fast schon als schicksalhaft. Die geplanten Änderungen der Verfassung sind ein direkter Angriff auf die politische Kultur Nachkriegsitaliens – in den Augen der Postfaschisten wäre die Zerstörung der antifaschistischen Verfassung eine Art Rehabilitation.

						Noch ist völlig unklar, ob Meloni die Verfassungsreform zur Direktwahl des Premiers gelingen wird. Im Juni 2024 stimmte der Senat dafür, was in der Koalition erst einmal Begeisterungsstürme auslöste. Doch das reicht noch lange nicht. Es müssen noch mehrere Abstimmungen gewonnen werden, und zwar mit einer Zweidrittelmehrheit. Ob Meloni sie bekommen wird, darf bezweifelt werden. In diesem Fall könnte sie ein Referendum ansetzen, und das Volk müsste entscheiden. Sollte Meloni tatsächlich eine solche Volksabstimmung gewinnen, wäre sie nahezu unantastbar. Doch wenn sie scheitert, wäre es möglicherweise ihr politisches Ende, so wie das bei Matteo Renzi der Fall war, der 2016 ebenfalls eine Verfassungsreform durchsetzen wollte, um den Reformstau in Italien aufzulösen. Das Referendum bescherte ihm eine krachende Niederlage. Renzi musste gehen und spielt heute in der italienischen Politik keine Rolle mehr.

					
					
						
							Medien und Kultur

						
						Wie Viktor Orbán kämpft auch Giorgia Meloni gegen die freie und kritische Presse an, allerdings kann sie nicht so konsequent vorgehen: Dazu fehlen ihr einerseits die Mehrheiten im Parlament, andererseits gibt es in der italienischen Gesellschaft einen großen Anteil an Bürgern, die sich als antifaschistisch verstehen, Widerstand leisten und seit Melonis Amtsantritt regelmäßig auf die Straße gehen. Dennoch hat Meloni einige Erfolge erzielen können. Da vor allem ältere Menschen Parteien wählen, die sich politisch rechts außen bewegen, hat das Fernsehen für sie eine große Bedeutung, denn diese Wähler nutzen keine Social-Media-Kanäle. Genau wie ihre Vorgänger hat Meloni die Leitung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt RAI neu besetzt. Im Mai 2023 setzte sie als Generaldirektor Giampaolo Rossi ein, einen Mann, der Putin und Orbán verehrt, natürlich auch Trump, und der ein erklärter Impfgegner ist. Anschließend tauschte sie die wichtigsten Chefs der Nachrichtenredaktionen aus, die sich kaum noch den Anschein von Neutralität geben. Bekannte linksliberale Moderatoren mussten gehen, etwa Fabio Fazio, dessen beliebte Talkshow «Che Tempo Che Fa» mit hohen Einschaltquoten beim Privatsender NOVE fortgesetzt wurde. Viele Journalisten berichten inzwischen von direkter Einmischung in ihre Arbeit, Investigativreporter werden unter Druck gesetzt, Themen werden vorgegeben. Gianmarco Mazzi, Staatssekretär für Kultur, verleugnet das nicht einmal: «Es ist durchaus richtig, das Narrativ des Landes zu ändern.»[11]

						Einen besonderen Skandal gab es im April 2024. Der berühmte Schriftsteller Antonio Scurati, dessen Buch über Mussolini «M. Der Sohn des Jahrhunderts» mit dem wichtigsten Literaturpreis des Landes, dem «Premio Strega», ausgezeichnet wurde, sollte in der RAI am Tag der Befreiung vom Faschismus eine Rede halten. Doch er wurde wieder ausgeladen. Daraufhin verlas die Moderatorin der Sendung dessen Ansprache. Darin schrieb Scurati: «Solange diejenigen, die uns regieren, das Wort Antifaschismus nicht aussprechen, wird das Gespenst des Faschismus weiterhin das Haus der italienischen Demokratie heimsuchen.»[12] Eine klare Kritik an Meloni. Es kam zum Protest gegen Scuratis Ausladung, die Mehrheit der RAI-Journalisten trat in den Streik. Die Nachrichtensendungen fielen aus. Meloni reagierte schlau, nachdem sie merkte, dass der Vorfall aus dem Ruder zu laufen drohte: Auf Facebook veröffentlichte sie den vollständigen Text Scuratis und behauptete, dass jemand, der ständig vom öffentlichen Dienst ausgegrenzt worden sei – also sie selbst –, niemals und niemanden zensieren würde. Dann fügte sie noch die offizielle Argumentation der RAI hinzu: Der Sender habe sich geweigert, für einen einminütigen Text 1800 Euro zu zahlen, das sei das Monatsgehalt vieler Angestellter beim Sender. Doch sie fügte hinzu: «Ich weiß nicht, was die Wahrheit ist.»

						Ein weiteres Mittel, das Meloni nutzt, um Kritik gegen sich zu bekämpfen, sind Gerichtsverfahren. Sie verklagte die Journalistin Giulia Cortese, weil diese sie eine «kleine Frau» genannt hatte; sie verklagte den weltberühmten Mafia-Journalisten Roberto Saviano, der sie und Matteo Salvini als «Bastarde» beschimpft hatte, weil sie Flüchtlingsrettungsschiffe als Piratenschiffe bezeichnet hatten, die man versenken müsse. Meloni verklagte auch Emiliano Fittipaldi und Stefano Feltri von der Zeitung Domani wegen Recherchen, die sie in keinem guten Licht dastehen ließen. Die Folgen: Die EU kritisierte in ihrem Bericht über die Rechtsstaatlichkeit ihrer Mitgliedstaaten die Zustände im italienischen Journalismus. Im jährlichen Ranking der Pressefreiheit weltweit stieg Italien im Jahr 2024 um fünf Plätze auf Platz sechsundvierzig ab.

						Melonis wichtigstes Ziel ist, in Italien ein neues Narrativ zur Norm zu machen. Das wird auch bei den beiden italienischen Staatsfeiertagen deutlich, dem 25. April, dem Tag der Befreiung vom Faschismus und Nationalsozialismus, und dem 2. Juni, dem Gründungstag der Republik. Letzterer erinnert an eine Volksabstimmung, die nach dem Krieg die Monarchie in Italien abschaffte, weil sie mit dem Faschismus verbunden war. Für Meloni sind diese Tage immer problematisch, da sie als Premier zwar erscheinen muss, jedoch verschwindet sie jedes Mal schnell wieder. Und weigert sich sogar am 25. April, sich als Antifaschistin zu bezeichnen.

						Meloni versucht diesen Staatsfeiertagen etwas entgegenzusetzen, durch die Betonung anderer Feiertage, die zwar noch nicht offiziell sind, die man jedoch gerne auf denselben Rang heben würde. So gibt es bereits einen von Berlusconi eingeführten Tag für das italienische Heer, einen Gedenktag für die Opfer der sogenannten Foibe-Massaker, also die italienischen Opfer der Tito-Partisanen im italienisch-jugoslawischen Grenzgebiet. Meloni will nun noch einen Gedenktag etablieren: die «Marocchinate», die an die Vergewaltigungen italienischer Frauen durch marokkanische Soldaten im Dienst der französischen Armee während des Zweiten Weltkriegs erinnern soll. Die Post- und Neofaschisten versuchen, die Geschichte Italiens im Zweiten Weltkrieg als Geschichte des eigenen Opferstatus zu deklarieren, ähnlich wie Viktor Orbán in Ungarn. Das Böse ist Adolf Hitler, der für alles Schreckliche, das auch in und von Italien aus begangen wurde, verantwortlich gemacht wird, und nicht Mussolini und seine Gefolgsleute. Melonis Geschichtsklitterung hat Methode. So erklärte sie im Jahr 2023, dass bei einer Vergeltungsaktion der Deutschen im März 1944 in Rom «335 unschuldige Italiener niedergemetzelt wurden, nur weil sie Italiener waren».[13] Was sie verschwieg: Die Opfer waren Antifaschisten und Juden. Deswegen wurden sie ermordet. Ebenfalls erwähnte Meloni nicht, dass italienische Faschisten den Nazis dabei geholfen hatten.

						Melonis Plan für ein neues Nationalnarrativ erkennt man auch an ihrer Kulturpolitik. Natürlich geht es erst einmal darum, in Museen und anderen Kulturinstitutionen die eigenen Leute in Führungspositionen zu bringen. Noch 2014 hatte der damalige Kulturminister Dario Franceschini die Direktorien großer Museen für ausländische Bewerber geöffnet, es wurden auch etliche ausgezeichnete Kulturexperten aus dem Ausland berufen, deren Amtszeiten, meistens zwei, im Dezember 2023 ausliefen. Der neue Kulturminister, Gennaro Sangiuliano, besetzte die offen gewordenen Stellen ausschließlich wieder mit Italienern – und übrigens nur mit Männern. So wurde beispielsweise der Brite James Bradburne, der die Pinacoteca di Brera in Mailand mit einem neuen Konzept geradezu revolutioniert hatte, durch Angelo Crespi ersetzt, einen früheren Berater des Kulturministers in der Zeit von Silvio Berlusconi.

						Noch schlimmer geht es am renommierten MAXXI in Rom zu, dem Nationalmuseum für Kunst des 21. Jahrhunderts. Dort wurde ein ehemaliger Journalist des rechtsorientierten Boulevardblatts Libero eingesetzt, der selbst Mitglied in der Jugendbewegung des MSI war, Alessandro Giuli. Inzwischen ist er seit September 2024 sogar Melonis Kulturminister. Doch was tat er als Direktor eines so wichtigen, international angesehenen Museums? Er organisierte als Erstes eine Ausstellung mit digital übermalten Fotografien und digitalen Zeichnungen des deutschen Kabarettisten Dieter Nuhr. In dem Museum wurde auch das neue Buch von Italo Bocchino, «Perché l’Italia è di destra: Contro le bugie della sinistra» («Warum Italien rechts ist. Gegen die Lügen der Linken») vorgestellt, ebenso fand dort ein großes Fest zum achtzigsten Geburtstag der regierungsnahen Zeitung Il Tempo statt, zu dem Meloni als Ehrengast geladen war.

						Ein weiteres klares Signal der Regierung Meloni: Als Italien 2024 Gastland auf der Frankfurter Buchmesse war, gab es in der offiziellen Delegation keine Schriftsteller, die regierungskritisch oder links waren. In dem offiziellen Video für die Messe gab es sogar einen Schnipsel, in dem man Ezra Pound sehen konnte, den amerikanischen Schriftsteller, der während des Zweiten Weltkriegs für Radio Roma eine faschistische, rassistische und antisemitische Propagandasendung gemacht hatte.

					
					
						
							Migration, Ukraine und die EU

						
						Anders als alle anderen Rechtspopulisten, hat Giorgia Meloni nach ihrer Wahl zur Ministerpräsidentin ihres Landes zwei deutliche Zeichen gesetzt: Man sei natürlich «voll und ganz Teil Europas und der westlichen Welt», die europäische Integration werde man nicht «bremsen oder sabotieren», so das Bekenntnis zur EU in ihrer ersten Regierungserklärung. Auch in ihrer Position zum Krieg in der Ukraine sorgte Meloni für eine Überraschung. Hatte sie früher durchaus Sympathien für Moskau gehabt und US-Präsident Barack Obama vorgeworfen, er würde mit der Ostausdehnung der NATO einen neuen Kalten Krieg provozieren, so zeigte sich Meloni nun als Regierungschefin solidarisch mit der Ukraine. Immer wieder traf sie den ukrainischen Staatschef Wolodymyr Selenskyj und sagte ihm stets die Unterstützung Italiens zu. Mit dieser Entscheidung gelang es Meloni, in Brüssel zu einer gewichtigen politischen Figur zu werden. Immerhin ist Italien die drittgrößte Volkswirtschaft der EU. Nachdem der neue US-Präsident Donald Trump im Februar 2025 eine komplette politische Kehrtwende in der Ukrainekrise ankündigte, Selenskyj einen «Diktator» und Aggressor schimpfte und dann noch im Weißen Haus vor laufenden Kameras demütigte, versucht die EU eiligst einen gemeinsamen Weg zu formulieren. Es ist durchaus bemerkenswert, dass bei der Frage, wer die Frontfigur der EU gegenüber Trump sein soll, auch der Name von Meloni fällt. Diese hatte sich Anfang Januar mit Donald Trump in Mar-a-Lago getroffen und war als einzige europäische Regierungschefin bei dessen Amtseinführung in Washington persönlich anwesend. Die «postfaschistische» Italienerin hat sich somit geschickt in eine Position gebracht, in der sie vielleicht als Vermittlerin zwischen europäischen Interessen und den USA auftreten könnte.

						Warum Meloni in Brüssel so «handzahm» ist, wird viel diskutiert. Sicher ist, dass Italiens Wirtschaft ohne die enormen Zahlungen aus Brüssel nicht überleben könnte. Italien erhält vom Wiederaufbaufonds der EU nach der Pandemie die größte Summe aller siebenundzwanzig Mitgliedstaaten. Viele befürchten, dass Meloni ein Wolf im Schafspelz ist, dass sie eines Tages, wenn es für sie politisch günstig ist, eine Hundertachtzig-Grad-Wende machen und ihr wahres Gesicht zeigen wird.

						Wenn es um Migration geht, dann bleibt Meloni sich allerdings als Rechtspopulistin oder «Postfaschistin» treu. Keine Frage, Italien hat ein riesiges Problem mit der irregulären Migration. Die meisten Flüchtlinge kommen über die Mittelmeerroute nach Italien. Die beiden Inseln Lampedusa und Sizilien waren schon vor zehn Jahren immer wieder im Brennpunkt der Nachrichtenlage. Auch Regierungen vor Meloni versuchten des Problems Herr zu werden, der rechtsextreme Salvini als Innenminister mit menschenverachtenden Methoden, andere über Gesetze oder neue Bestimmungen. Italien fühlte sich nicht ganz zu Unrecht von der EU häufig im Stich gelassen. Es ist nicht nur eines der Länder, in denen die meisten irregulären Migranten über das Mittelmeer ankommen, sondern auch eines der EU-Länder mit der höchsten Anzahl an Asylanträgen. Italien kämpft daher nicht nur mit der Seenotrettung und einer unzureichenden Infrastruktur für die Erstaufnahme der Menschen, sondern auch mit der Bürokratie eines weiter wachsenden Asylsystems. So hat Meloni inzwischen die Aufnahmebedingungen für Menschen, die in Italien Schutz suchen, verschärft und zugleich mit den anderen Staaten der EU den neuen Migrationspakt im letzten Jahr verabschiedet, der ab 2026 gelten soll.

						Melonis Kampf gegen die Migration basiert vor allem auf dem Prinzip der Abschreckung. Dazu gehören massive Einschränkungen für die Arbeitsmöglichkeiten von NGOs, die Menschen auf dem Mittelmeer aus ihren Schlauchbooten retten und an Land zu bringen versuchen. Meloni sieht diese NGOs als wesentlichen Faktor an, der die Menschen «anlockt», den Weg über das Mittelmeer zu wagen. Das sogenannte Cutro-Dekret Melonis will mit drakonischen Strafen ebenso Menschenhändler wie Schleuserbanden abschrecken. Wie hart sie vorgehen wollte, zeigte sich zu Beginn ihrer Amtszeit, als sie Hunderten von Flüchtlingen auf Rettungsschiffen verweigerte, an Land zu gehen. Doch wegen des massiven Drucks der EU musste Meloni einlenken. Dies hinderte sie jedoch nicht daran, immer wieder zu versuchen, ihren Kopf durchzusetzen, etwa als Italien ein Schiff einer französischen Rettungsorganisation zwang, seinen Kurs zu ändern. Die «Ocean Viking» machte sich daraufhin auf den Weg nach Korsika, Frankreichs Regierung protestierte. Melonis Alleingänge gegen die Flüchtlinge, über Asyl- und EU-Bestimmungen hinweg, kamen in Brüssel nicht gut an. Dabei argumentierte die Regierungschefin, sie verteidige lediglich die äußeren Grenzen Europas. Auch Viktor Orbán benutzte dieses Argument für sein brutales Vorgehen gegen die Flüchtlinge an der serbischen Grenze.

						Meloni ging aber noch weiter, sie entschied sich zu einem Schritt, der rechtlich umstritten ist, aber dennoch die Unterstützung der EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen erhielt. Meloni machte es sich zum Ziel, das Flüchtlingsproblem sozusagen «auszulagern». 2023 reiste sie deswegen nach Tunesien, um einen Deal mit Präsident Kais Saied auszuhandeln. Die Idee: Tunesien soll Flüchtlinge und Migranten davon abhalten, nach Europa zu kommen. Kurz danach kam Meloni erneut nach Tunis, im Schlepptau den niederländischen Regierungschef Mark Rutte und Ursula von der Leyen. Die EU vereinbarte rasch ein Abkommen mit dem tunesischen Autokraten – ein riesiger erster Erfolg für die italienische Regierungschefin, obwohl Menschrechtsorganisationen die Vereinbarung scharf kritisierten. Saied führe in Tunesien ein menschenverachtendes Regime, das Land sei für Flüchtende kein sicherer Ort.

						So fragwürdig dieser Deal mit Tunesien war, auf der vorgelagerten italienischen Insel Lampedusa war es zum akuten Notstand gekommen. Tausende Menschen waren auf Booten aus Afrika dort gelandet. Im September 2023 besuchte Meloni die Insel und nahm dazu wieder Ursula von der Leyen mit, die Italien versprach, die EU-Grenzschutzbehörde Frontex werde die vielen Flüchtlinge auf andere Länder verteilen oder sie «rückführen». Meloni brauchte einen schnellen Erfolg, denn die Realität der Migration hatte sich unter ihrer Regierung rapide verschlechtert. Im Jahr 2023 waren bis September mehr als 127000 Bootsflüchtlinge in Italien gelandet, doppelt so viele wie im Jahr zuvor, als noch Mario Draghi Premier war. Hatten die EU-Länder zunächst angeboten, Flüchtlinge aus Italien zu übernehmen, änderte sich das schnell, da beispielsweise Deutschland Meloni bald vorwarf, das Dublin-Verfahren auszuhebeln, indem Rom neue Flüchtlinge einfach nach Norden durchziehen ließ.

						Die «Auslagerung» des Problems versuchte Meloni auch auf anderem Weg zu erreichen. Im November 2023 traf sie mit Albanien die Vereinbarung, auf dessen Territorium zwei Lager für Asylbewerber zu errichten. Die Idee: Pro Monat sollten dreitausend Migranten, die zunächst in Italien gelandet waren, in diese Lager gebracht werden, wo ihre Anträge schnellstens geprüft und sie im Zweifelsfall sofort abgeschoben werden sollten. Aber anders als beim Abkommen mit Tunesien handelt es sich hier um eindeutiges «Outsourcing» eines EU-Asylverfahrens in ein Nicht-EU-Land, auch wenn die politische Entscheidungsbefugnis über diese Lager in italienischer Hand bleibt. Wieder erhoben Menschenrechtsorganisationen Einspruch, dieses Vorgehen verstoße gegen internationales Recht. Doch viele EU-Staaten, sogar Deutschland, zeigten Interesse an dem neuen Konzept. Im Oktober 2024 kamen dann die ersten Flüchtlinge nach «Mini-Guantanamo», wie Kritiker die Lager in Albanien nannten. Doch Meloni musste eine schmerzhafte Niederlage erleben: Ein italienisches Gericht entschied, dass die Migranten nach Italien gebracht werden müssten, da sie aus Ländern stammten, die nicht sicher waren, obwohl die Regierung Meloni sie zu den sicheren Staaten zählte. Auch beim nächsten Mal mussten Flüchtlinge aus den Lagern sofort wieder nach Italien gebracht werden, genau wie bei einem dritten Versuch im Januar 2025. Die beiden Lager stehen seitdem leer. Nun überlegt die Regierung in Rom, Migranten, deren Asylanträge bereits abgelehnt wurden, in die Lager nach Albanien zu bringen. Man könne dort eine Art «Rückführungsgewahrsam» einrichten. Dagegen sträubt sich jedoch Albanien.

						Ein geschickter Schachzug Giorgia Melonis für ihre Positionierung in der EU war die nahezu strategische Partnerschaft mit Ursula von der Leyen. Auch wenn Melonis Regierung immer wieder querschießt, auch wenn Meloni grundsätzlich mit anderen rechtspopulistischen Parteien im Europäischen Parlament zusammenarbeitet, so gelang es ihr dennoch, von der Leyen auf ihre Seite zu ziehen. Noch in ihrer Autobiografie «Io sono Giorgia» («Ich bin Giorgia») aus dem Jahr 2021 hatte sie Brüssel scharf angegriffen, sie bezeichnete die EU als eine «undefinierte Entität in den Händen obskurer Bürokraten, die über die nationalen Identitäten hinweggehen, ja sie sogar auslöschen will». All das schien später vergessen. Meloni begriff, dass man italienische Interessen am besten als wichtiger Teil der EU verfolgen kann. Da wird dann auf EU-Seite auch gerne darüber hinweggesehen, dass Italien sich beispielsweise weigerte, die Reform des Europäischen Stabilitätsmechanismus zu ratifizieren, denn für Brüssel ist eine halbwegs kooperierende italienische Regierungschefin enorm wichtig.

						Die «obskure Bürokratin» von der Leyen hatte Meloni offenbar von Anfang an ins Herz geschlossen. Nach einem Treffen in Rom 2023 schrieb sie auf Twitter, es sei «ein Vergnügen, Giorgia Meloni zu treffen». Die beiden konnten miteinander, die Chemie stimmte. Man ging gemeinsam auf Reisen, die EU-Kommissionspräsidentin lobte tatsächlich das albanische Modell und erklärte, es sei eine gute Möglichkeit für Europa. Sie ignorierte Vorwürfe über Korruption und Verschwendungen von Finanzmitteln sowie andere kleinere und größere Verfehlungen. Das alles geschah nicht nur aus Sympathie für «Giorgia», sondern dahinter steckten auch Eigeninteressen. Von der Leyen wollte als EU-Kommissionspräsidentin unbedingt wiedergewählt werden. Das gelang ihr auch – letztlich sogar ohne die Stimmen der «Fratelli d’Italia». Der Politikwissenschaftler Andrea Mammone nennt die Anbiederung von der Leyens «wahnsinnig»: Wie könne man die europäische Integration vorantreiben und dabei gleichzeitig mit extremen Nationalisten gemeinsame Sache machen, fragt Mammone.[14] Betrachtet man das Abstimmungsverhalten der «Fratelli» im EU-Parlament, bestätigen sich die Sorgen. In den meisten Fällen stimmte die Partei mit der ultrarechten Fraktion «Identität und Demokratie» ab, in der bis Mai 2024 auch noch die AfD saß, so etwa bei einer Resolution gegen die ungarische Regierung wegen «vorsätzlicher Verletzung der Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte».[15] Während die meisten Fraktionen geschlossen für die Resolution stimmten, stimmten die «Fratelli» ebenso wie die AfD dagegen. Ähnlich war es bei Abstimmungen zur Verurteilung der Korruption in der Slowakei oder zum Thema Abbau des Rechtsstaates in Polen noch unter der alten, ultranationalen PiS-Regierung.

						Meloni mag in Brüssel Kreide gefressen haben, zumindest bei den grundsätzlichen Themen. Gleichzeitig übersieht man dort gerne, was Meloni innenpolitisch treibt, wie sie daheim vor den eigenen Anhängern gegen Brüssel wettert. Doch für die EU ist und bleibt Italien wichtig, als Beitragszahler und natürlich auch wegen der Rolle des Landes in der europäischen Flüchtlingspolitik – letztendlich wollen die meisten anderen Europäer, dass Italien ihnen die Flüchtlinge vom Leib hält. Da interessieren dann Repressionen gegen Schriftsteller oder eine rechtsgerichtete Kulturpolitik weniger. Europa braucht Meloni, und Meloni braucht Europa. Doch im Kern ihrer Politik hat sie das faschistische Erbe nie wirklich zurückgewiesen. Dementsprechend arbeitet sie daran, die Italienische Republik doch noch nach ihrem Willen und ihren Vorstellungen zu formen.

					
				
					
						6. Niederlande: Der Islam als Hassobjekt

					
					Die Niederlande sind ein calvinistisch geprägtes Land. Ihre Mentalität, wie Holländer selbst spotten, wird mit dem Begriff «burgerlijkheid» umschrieben, was wörtlich Bürgerlichkeit, im übertragenen Sinne jedoch Spießigkeit bedeutet. In diese Atmosphäre, die über Jahrzehnte auch die niederländische Politik prägte, platzt eines Tages ein Mann herein, der alles, nur nicht spießig ist. Im Gegenteil: Er ist schrill, provozierend elegant gekleidet und macht aus seiner Homosexualität keinen Hehl. Sein Name: Pim Fortuyn. Anfang der 2000er Jahre gründet er eine neue Partei, die «Lijst Pim Fortuyn». Erste Mitglieder der Partei sind etwa eine Ex-Schönheitskönigin und ein Geschäftsmann, der mit Porno-Websites sein Geld machte. Fortuyn selbst liebt es zu provozieren, mit Sätzen wie: «Was mich betrifft, wird kein Muslim jemals [ins Land] hereinkommen.»[1] Von Beginn seiner politischen Karriere an behauptet Fortuyn, dass er der nächste Premier seines Landes sein werde. Jeder im Land macht sich über diese Großspurigkeit lustig, bis Fortuyn mit einer Liste von Lokalpolitikern unter dem Namen «Leefbaar Rotterdam» («Lebenswertes Rotterdam») bei den Kommunalwahlen mit einem radikalen Programm gegen Verbrechen und Einwanderung antritt. Die Liste gewinnt die Wahlen – eine riesige Überraschung für alle etablierten Parteien.

					Bis zum Jahr 2002 wurden die Niederlande acht Jahre lang vom sogenannten lila Kabinett regiert. Es bestand aus einer Koalition von Parteien, die eigentlich nicht miteinander konnten, unter anderem der Arbeitspartei (PvdA) und den konservativen Liberalen, der «Volkspartij voor Vrijheid en Democratie» (VVD). In Bezug auf die Einwanderungspolitik vertraute die Regierung auf ihren Kurs unter dem Motto: «Integration unter Beibehaltung der eigenen Kultur».[2] Vielen anderen Ländern war das holländische Konzept ein Vorbild. Doch die meisten Einwanderer landeten in abgewrackten Großstadtvierteln, Arbeitslosigkeit und Kriminalität nahmen zu, es entstanden Parallelgesellschaften, die von der Regierung jedoch programmatisch akzeptiert wurden.

					Anders Pim Fortuyn. Er erkannte früh die Schattenseiten dieser liberalen Politik und verknüpfte seine Kritik daran mit einer generellen Schmähung des Islam als einer «rückständigen Kultur».[3] Er forderte einen sofortigen Einwanderungsstopp mit dem Argument, die damals 1,7 Millionen Immigranten müssten erst einmal ordentlich in die niederländische Gesellschaft integriert werden. Doch Fortuyns Aggressionen gegen den Islam nahmen zu: «Wie kann man eine Kultur respektieren, wenn die Frau mehrere Schritte hinter ihrem Mann gehen, in der Küche bleiben und den Mund halten muss?»[4]

					Viele Niederländer gaben dem bunten Vogel Fortuyn recht: Die Regierung in Den Haag habe kein Ohr mehr für die Nöte und Sorgen der Bürger. Fortuyn nutzte den wachsenden Unmut der Menschen – mit populistischen Slogans, die Wirkung zeigten. Als Fortuyn in Rotterdam die Wahlen gewann und 17 der 45 Sitze im Gemeinderat besetzte, wussten sich die anderen Parteien nicht anders zu helfen, als Fortuyn zu dämonisieren und ihn auszugrenzen. Ihre Hilflosigkeit nahm weiter zu, als Fortuyn entschied, mit seiner «Lijst Pim Fortuyn» (LPF) bei den Parlamentswahlen im Mai 2002 anzutreten.

					Im Lauf des Wahlkampfs intensivierte Fortuyn seine Anti-Islam-Rhetorik. Für ihn waren Christentum und Judentum gleichermaßen gefährdet: «Das Christentum und das Judentum haben den Prozess der Aufklärung durchlaufen, wodurch sie kreative und konstruktive Elemente in der Gesellschaft wurden. Das ist im Islam nicht geschehen. Es gibt eine Spannung zwischen den Werten der modernen Gesellschaft und den Prinzipien des Islam.»[5] Nicht nur mit seiner projüdischen Haltung – die allerdings dem Zweck diente, eine andere Minderheit zu stigmatisieren –, sondern auch mit seinem Einsatz für Schwulen- und Frauenrechte sowie der Forderung nach radikaler Meinungsfreiheit veränderte Fortuyn damals das Bild der politischen Rechten in Europa. Doch sie blieb trotz alledem ausländerfeindlich. Fortuyn wollte die Zahl der Asylsuchenden auf null absenken. Er erhob die Empörung zum Stilmittel, war, modern ausgedrückt, «politisch inkorrekt». Doch genau das war sein Ziel. Den Konsens, ein Grundprinzip der niederländischen Gesellschaft, wollte er mittels radikaler Polarisierung erschüttern.

					Dabei war er sehr erfolgreich. Wie nicht anders zu erwarten, brachte er während des Wahlkampfs mit seinen Forderungen und Thesen gegen Migration und Islam viele Bürger gegen sich auf. Fortuyn wurde bedroht, es gab zahlreiche Demonstrationen gegen ihn. Auf Plakaten der Protestierenden stand «Stop de Hollandse Haider» («Stoppt den holländischen Haider»), eine Anspielung auf den damaligen Chef der rechtsradikalen österreichischen FPÖ Jörg Haider. Fortuyn wurden bei Auftritten Torten, die in Urin getränkt waren, ins Gesicht geworfen. Doch all das schien ihm nur zu nutzen. Neun Tage vor den Parlamentswahlen zeigte eine Umfrage, die in der Zeitung De Volkskrant veröffentlicht wurde, dass die LPF wohl die stärkste Fraktion im Parlament und Pim Fortuyn neuer Premier werden würde. Das war am 6. Mai 2002. An jenem Tag gab Fortuyn ein zweistündiges Radiointerview. Als er danach zu seinem Auto ging, wurde er niedergeschossen. Sechs Kugeln trafen ihn. Fortuyns Mörder war ein militanter Tierschutzaktivist, die Motive für die Tat wurden nie wirklich geklärt. Bei den Wahlen kam seine Partei auf den zweiten Platz, doch bereits 2008 wurde die LPF aufgelöst.

					Fortuyn hatte dem Rechtspopulismus und -radikalismus in den Niederlanden die Tür geöffnet. Sein Tod ließ ein Vakuum zurück, das neue rechtspopulistische Parteien zu füllen versuchten. So auch die «Partij voor de Vrijheid» (PVV), die «Partei für die Freiheit». Ihr Programm war eindeutig: totaler Zuwanderungsstopp aus islamischen Ländern und der Austritt der Niederlande aus der EU. Der Kopf und das Gesicht dieser Partei: Geert Wilders. Er wollte und sollte das Erbe von Pim Fortuyn antreten.

					
						
							Vom Establishment zum Enfant terrible

						
						Wilders, 1963 geboren, wuchs in der Kleinstadt Venlo nahe der deutschen Grenze auf, sein Vater war Direktor einer mittelständischen Firma. Seine Mutter hatte niederländische und indonesische Vorfahren. In den frühen 1980er Jahren bereiste er den Nahen Osten, war in Ägypten und erlebte die Menschen als freundlich und warmherzig. Doch er spürte auch deren Angst vor «muslimischen Herrschern», wie er schreibt.[6] Er verbrachte viel Zeit in Israel, arbeitete als Freiwilliger in einer israelischen Siedlung im Westjordanland und verliebte sich in den jüdischen Staat, zu dem er bis heute ohne Wenn und Aber steht. Ab 1986 arbeitete er zunächst im Krankenversicherungs- und dann im Sozialversicherungsrat. 1990 bewarb er sich bei der «Volkspartij voor Vrijheid en Democratie» (VVD) für den Job des Parteiassistenten. Aufgrund seiner beruflichen Erfahrungen konnte er mit seinem Wissen über soziale Angelegenheiten die Parteiführung überzeugen und bekam die Position. Ab 1998 wurde er auch Abgeordneter der Partei im Parlament. Islam und Migration, seine späteren Hauptthemen, trieben ihn damals noch nicht um, im Gegenteil. Selbst nach den islamistischen Anschlägen vom 11. September 2001 meinte Wilders noch: «Gegen den Islam ist nichts einzuwenden. Es ist eine Religion, die man respektieren muss. Die meisten Muslime in der Welt, auch in den Niederlanden, sind gute Bürger.»[7]

						Wilders machte in der VVD allmählich Karriere, bei den Wahlen 2003 war er auf der Kandidatenliste für das Parlament bereits sehr weit nach oben gerutscht. Damals kamen zwei neue Mitglieder in die Partei, die direkten Einfluss auf die Zukunft Wilders’ haben sollten: ein gewisser Mark Rutte, der später der am längsten regierende Ministerpräsident der Niederlande werden sollte, und Ayaan Hirsi Ali. Die aus Somalia stammende junge Politikerin sorgte mit ihrem extremen Anti-Islamismus für internationales Aufsehen, da sie in einem extrem konservativ-muslimischen Umfeld erzogen worden war und ihre Großmutter dafür gesorgt hatte, dass sie als Fünfjährige eine Klitorisbeschneidung über sich ergehen lassen musste. Ihre Haltung gegenüber dem Islam hatte für die westliche Welt damit sozusagen ein Stück «Authentizität». Gleichzeitig wusste Ali, wie man mit Medien umgeht, und wurde allmählich zum Star.

						All dies reizte und provozierte Wilders, wie der frühere VVD-Politiker Hans van Baalen 2010 bemerkte: «Geert dachte: Ich habe eine Meinung, aber ich bekomme keine Aufmerksamkeit. Und Ayaan hat es auf alle Titelseiten geschafft. Da reifte in ihm die Idee, in der Öffentlichkeit entschiedener aufzutreten, Vereinbarungen [über politische Positionen] innerhalb der Fraktion zu ignorieren.»[8] Wilders’ Äußerungen wurden radikaler, provokanter. So äußerte er schon früh in einem Interview, er würde Kopftücher auf den Straßen verbieten, wenn er an der Macht wäre. 2004 legte Wilders einen Zehn-Punkte-Plan vor, der auch ein Nein zur türkischen EU-Mitgliedschaft beinhaltete. Die Führung der VVD verlangte daraufhin von Wilders, seine Position gegenüber der Türkei zu ändern. Wilders lehnte dies strikt ab. Und trat aus der Partei aus.

					
					
						
							Die PVV: Einstieg ins Parlament

						
						Wilders’ Ausscheiden aus der VVD schien zunächst auch das Ende seiner politischen Karriere zu bedeuten. Doch dann wurde im November 2004 der Regisseur Theo van Gogh mitten in Amsterdam von einem Islamisten ermordet. Zuvor hatte er mit Ayaan Hirsi Ali einen islamfeindlichen Film gedreht. In «Submission», so der Titel des Films, werden Koransuren auf nackte Frauenkörper projiziert. Der Mörder van Goghs hatte diesen zunächst mit mehreren Schüssen niedergestreckt, dann mit einem Messer dessen Kehle durchgeschnitten und ihm dann mit weiteren Messerstichen ein Bekennerschreiben samt Morddrohung gegen Ayaan Hirsi Ali am Körper befestigt. Der Attentäter war marokkanischer und niederländischer Staatsbürger. Wie überall auf der Welt hatte nach dem 11. September 2001 die Angst vor und Aggression gegen Muslime auch in den Niederlanden zugenommen. Die Ermordung des Filmregisseurs, dessen Urgroßvater der Bruder des weltberühmten Malers Vincent van Gogh war, schockierte die Niederländer zusätzlich.

						2006 gründete Wilders die «Partij voor de Vrijheid» (PVV). Ihre Ideologie blieb über Jahre stets die gleiche, auch wenn die Intensität der Themen, die Aggressivität der Sprache, die Tendenz zur Provokation und zur Überschreitung von politischen und ethischen Grenzen immer wieder schwankte. Zunächst stand der Kampf gegen den Islam im Mittelpunkt, den Wilders als Erzfeind des Westens definierte und der sich in seinen Augen daranmachte, Europa zu erobern, wie schon mehrfach in der Geschichte. Hatte Wilders anfänglich noch einen Unterschied zwischen Islam und islamistischem Extremismus gemacht, wurde irgendwann alles eins – dafür sorgte auch Ayaan Hirsi Ali mit ihren dezidiert radikalen Thesen und ihrem Einfluss auf Wilders.

						Ein weiterer Feind der PVV: die liberalen Eliten. Genau wie andere rechtspopulistische Parteien in Europa sah auch Wilders einen Gegensatz zwischen dem «Volk» und «denen da oben», zwischen den Bürokraten in Brüssel und dem armen, arbeitenden Volk, dem nie etwas geschenkt wurde und das den Preis für die «linken Hobbys» der Elite in Form von Massenimmigration und Straßenterrorismus bezahlen muss.[9] Ab 2010 verwendete die PVV für das niederländische Volk die Bezeichnung «Henk und Ingrid», das holländische Pendant zum deutschen «Otto und Erika Normalverbraucher».

						Wilders’ Nationalismus bezieht sich, ähnlich wie bei Marine Le Pen, nicht auf Rasse oder Hautfarbe, sondern auf eine niederländische Gesellschaft, die fest verankert ist in der Kultur des christlich-jüdischen Abendlandes, wie er dies immer wieder formuliert. Seine Anti-Immigrations-Kampagnen begründet er häufig mit der Absicht, die nationale Kultur zu erhalten und dazu «fremde Elemente» fernzuhalten. Dass er auch die niederländische Außenpolitik von der EU schon früh abkoppeln wollte und immer noch will, versteht sich. Ebenso, dass er vom «Nexit» träumt, dem Ausstieg der Niederlande aus der EU.

						Zu guter Letzt geht es auch bei Wilders um Law and Order. Es gebe eine natürliche Ordnung, an die sich alle zu halten hätten – und diejenigen, die das nicht tun, müssten die Strafe spüren. Er vertritt zwar klar konservative Werte, aber wie schon Pim Fortuyn, so will auch Wilders Gruppen und Konzepte schützen, die im klassischen Rechtsextremismus verpönt wären: Er fordert gleiche Rechte für Männer und Frauen, den Schutz von Homosexuellen und Juden, Tierschutz, das Recht auf Abtreibung sowie radikale Rede- und Meinungsfreiheit. Die Feinde dieses Wertesystems – für Wilders Immigranten und Muslime – sollten hart bestraft werden. Einmal forderte er, irgendwo in der Provinz Containerhäuser aufstellen zu lassen, um Wiederholungstäter dort einzuquartieren und in Abgeschiedenheit festzuhalten. Wilders wusste, dass solche Ideen nie umgesetzt werden. Aber er konnte mit ihrer Radikalität punkten. Mit der Zeit gelang es ihm tatsächlich, bei vielen verschiedenen Themen die Grenze des Sagbaren immer weiter zu verschieben. Allmählich begannen sich die Niederländer an Wilders’ verbale Ausfälle zu gewöhnen.

						Bei den Parlamentswahlen 2006 gewann die PVV aus dem Stand knapp 6 Prozent der Stimmen und erhielt 9 der 150 Abgeordnetensitze. Die Partei ist ein spezifisch holländisches Phänomen, es gibt nur ein einziges Mitglied: Geert Wilders selbst. So kann er ganz allein über das Programm bestimmen und seine Fraktion kontrollieren. In Deutschland wäre eine solche Ein-Mann-Partei zu Wahlen nicht zugelassen, in den Niederlanden ist das juristisch möglich. Schon 2006 war Wilders’ Programm radikal anti-islamisch und richtete sich gegen Migration. Bei den Europawahlen 2009 wurde die PVV die zweitstärkste holländische Partei. Auch in Brüssel lautete ihr Ziel, die Einwanderung von Muslimen nach Europa zu stoppen und den Einfluss der EU auf die Nationalstaaten zu beschränken. Wilders sprach sich erneut gegen eine EU-Mitgliedschaft der Türkei aus und wollte verhindern, dass die EU in der Einwanderungspolitik den Nationalstaaten Vorschriften machen kann.

						Nur wenige Monate nachdem die PVV 2006 das erste Mal ins niederländische Parlament gekommen war, sorgte Wilders mal wieder mit einer seiner berüchtigten Äußerungen für einen Skandal: «Wenn Mohammed heute hier lebte, würde ich vorschlagen, ihn als Extremisten mit Teer und Federn außer Landes zu jagen.»[10] Die muslimische Welt stand kopf, Saudi-Arabien verlangte von der niederländischen Regierung eine offizielle Entschuldigung. Wilders ließ es nicht dabei bleiben. Der Islam sei die größte Gefahr, die die Holländer bedrohe, jene Muslime, die im Land bleiben wollten, müssten die Hälfte der Seiten aus dem Koran herausreißen und wegwerfen, denn es stünden «genügend schreckliche Dinge» darin.[11] Interessant war, dass viele Muslime, die in den Niederlanden lebten, gegen Wilders’ extremistische Äußerungen ebenso wenig protestierten wie der Rest der Bevölkerung. Sie fanden Wilders ekelhaft, aber sie nahmen ihn nicht wirklich ernst.

						Ende 2007 erklärte er in einem Interview, er arbeite an einem Film über den Koran. Er wolle zeigen, dass das «kein altes, verstaubtes Buch» sei, sondern eine «Anleitung und Inspirationsquelle für Intoleranz, Mord und Terror». Der Film solle zehn Minuten dauern und zeigen, wie faschistisch der Koran sei.[12] Die Regierung wurde nervös, wies ihre Diplomaten in der islamischen Welt an, sie sollten den jeweiligen Regierungen schon vorab erklären, dass sich Den Haag von dem Film distanziere, obwohl man ihn noch gar nicht kenne. Die Botschafter sollten auch das Prinzip der Meinungsfreiheit in den Niederlanden erläutern. Man rechnete mit dem Schlimmsten.

						Im März 2008 veröffentlichte Wilders dann seinen Film «Fitna» («Zwietracht») im Netz. Die Bilder, die darin zu sehen waren, kannte man durchaus schon: Terroranschläge weltweit, Imame, die zur Weltherrschaft des Islam aufrufen, Enthauptungen von Geiseln und Ähnliches. Dazu die Forderung, die Muslime sollten jene Seiten aus dem Koran herausreißen, in denen Hass gesät werde. Im Hintergrund hörte man dazu die entsprechenden Geräusche. Die muslimischen Gemeinden in den Niederlanden wiegelten ab. Man hatte befürchtet, Wilders könne im Film tatsächlich im Bild einen Koran zerreißen oder verbrennen. Doch das geschah nicht. Der Rechtspopulist und Islamhasser provozierte, aber ging nicht zu weit. Dennoch erregte der Film auch international großes Aufsehen. Im Februar 2009 flog Wilders nach London, um dem britischen Oberhaus den Film vorzuführen – doch am Flughafen Heathrow war Schluss. Wilders musste umkehren. Das britische Innenministerium hatte ihm die Einreise mit der Begründung verboten, er sei eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit. Das hatte jedoch ein politisches Nachspiel, denn schließlich war Wilders zu dem Zeitpunkt Abgeordneter in Brüssel sowie Großbritannien noch EU-Mitglied, und innerhalb der EU herrschte natürlich Meinungsfreiheit. Die Niederländer waren empört. London hätte Wilders einreisen lassen müssen, sogar linke Medien äußerten sich kritisch über die Geschehnisse. Die altehrwürdige Times titelte: «Let him in!» Schließlich war Wilders zu jenem Zeitpunkt weder vorbestraft, noch war seine Meinung über den Islam strafbar. Anfang 2010 konnte er dann doch nach London reisen und den Film im House of Lords zeigen. Im selben Zeitraum begann allerdings das «Verfahren des Jahrhunderts», wie Wilders die Klage des Bezirksgerichts Amsterdam gegen ihn und seinen Film wegen Aufstachelung zum Hass und Beleidigung nannte. Achtzehn Monate dauerte das Verfahren. Wilders hielt selbst das Schlusswort und erklärte, er stehe vor Gericht, weil er nicht schweigen könne, während der Islam westliche Werte bedrohe. Er sah sich in einer Traditionslinie mit Pim Fortuyn und Theo van Gogh, bemühte sogar Luther: «Hier stehe ich und kann nicht anders.»[13] Wilders wurde in allen Punkten freigesprochen.

						2010 konnte die PVV den nächsten Wahlerfolg für sich verbuchen. Bei zwei Stadtratswahlen in Almere und Den Haag wurde die Partei stärkste beziehungsweise zweitstärkste Kraft. Wilders ging dazu über, das muslimische Kopftuch als «kopvodden» zu schmähen, auf Deutsch etwa «Kopffetzen», und forderte eine «Kopffetzensteuer». Er verlangte, dass das Kopftuch in allen Behörden und staatlichen Einrichtungen verboten werde. Er forderte ein knallhartes Vorgehen der Polizei gegen «marokkanische Straßenterroristen».[14] Im Fernsehen rief er zu einem Einwanderungsstopp speziell für Marokkaner auf. Rund die Hälfte seiner Wähler erklärten damals, sie würden mit ihrer Stimme für den Rechtsradikalen gegen die sozialen Folgen der Wirtschaftskrise sowie gegen die Probleme bei der Ausländerintegration und der wachsenden Kriminalität protestieren – dieselben Themen, die schon Pim Fortuyn aufgegriffen hatte. Wilders wusste, was er tat. Nach dem guten Abschneiden der PVV bei den Stadtratswahlen rief er mit Blick auf die Parlamentswahlen: «Wir werden die Niederlande zurückerobern von der linken Elite, die immer noch an den Islam, an Multikulti, an den Unsinn von Entwicklungshilfe und den europäischen Superstaat glaubt!»[15]

						Für die Parlamentswahlen 2010 hatte Wilders dann eine neue Idee für seinen Wahlkampf. Er stellte, wie schon oben erwähnt, «Henk und Ingrid» in den Mittelpunkt, also die einfachen Niederländer. Wilders, der selbst im Stadtrat von Den Haag saß, konnte erneut einen Sieg verbuchen: Mit 24 Sitzen wurde die PVV die drittstärkste Kraft im niederländischen Parlament, sogar noch vor den bislang regierenden Christdemokraten. Auf Platz eins kam seine alte Partei, die rechtsliberale VVD, die Sozialdemokraten wurden Zweite. Der Wahlsieger der VVD hieß Mark Rutte. Er hatte sich schnell vom Neuling zum Shootingstar seiner Partei gemausert. Geert Wilders forderte noch in der Wahlnacht die Regierungsbeteiligung. Rutte erwog dies ernsthaft, «immerhin haben VVD und PVV bei den Parlamentswahlen insgesamt 23 zusätzliche Mandate gewonnen», so Rutte.[16] Doch schließlich koalierte er mit den Christdemokraten und hatte mit Wilders lediglich ein Bündnis verabredet, demzufolge dieser die Regierung von außen unterstützen sollte.

						Natürlich verlief die Zusammenarbeit nicht reibungslos. Wo immer er konnte, kritisierte Wilders den neuen Ministerpräsidenten. Im April 2012 platzte die Regierung. Es ging um den Sparhaushalt nach den Stabilitätskriterien der EU, 16 Milliarden Euro mussten eingespart werden. Wilders war dagegen: «Ich akzeptiere nicht, dass die älteren Niederländer für unsinnige Brüsseler Forderungen aus ihrem Portemonnaie bezahlen sollen», man dürfe sich dem «Diktat» der EU nicht unterwerfen.[17] Ruttes erstes Kabinett war am Ende, und dieser war wütend: «Ich bin sehr motiviert, diese kleine Partei bis auf den letzten Sitz zu zerschlagen», soll der Premier getobt haben.[18] Die Folgen sind bekannt. Rutte gewann mehrere Parlamentswahlen hintereinander und blieb bis zum Sommer 2024 Regierungschef, doch die PVV grenzte er damals für immer aus. Wilders hatte innenpolitisch wenig Chancen, an die Hebel der Macht zu gelangen.

					
					
						
							Jahre des Wartens

						
						Ausgeschlossen von jeglicher Regierungsbeteiligung zu Hause, orientierte sich Wilders nach Brüssel, um seinen Einfluss und seine Kontakte auszubauen. Zusammen mit anderen rechtsradikalen Parteien gründete er die Gruppe, die ab 2019 «Identität und Demokratie» hieß. Zu ihr gehörten die italienische «Lega», der «Rassemblement National», die FPÖ und bis zu ihrem Ausschluss auch die deutsche AfD. Sie alle hatten eines gemeinsam: ihre Abneigung gegenüber Brüssel und einem mächtigen supranationalen System, das in ihren Augen ihre nationalen Ambitionen eingrenzte. Auch Wilders’ Haltung gegenüber Russland entsprach der der meisten anderen rechtspopulistischen oder rechtsextremen Parteien. Er verachtete die Euromaidan-Proteste in der Ukraine 2013, sie seien von «Nationalsozialisten, Judenhassern und anderen Antidemokraten» angezettelt worden.[19] 2018 flog Wilders nach Moskau und war Gast im russischen Parlament.

						Zu Hause in den Niederlanden lief es nicht so gut für ihn. Bei den Wahlen 2017 stürzte die PVV ab. Wilders, der massiv bedroht wurde und deswegen schon nach der Ermordung Theo van Goghs rund um die Uhr Personenschutz erhielt und so gut wie jede Nacht woanders schlief, war im Wahlkampf kaum in der Öffentlichkeit aufgetreten. Für ihn war das ein besonderes Problem, da er ständig den Kontakt zu den Bürgern suchte, was Politiker anderer Parteien eher vermieden. So führte Wilders einen Wahlkampf via Telefon und Twitter ganz im Stil seines Vorbilds Donald Trump, der damit 2016 zum ersten Mal die US-Präsidentschaft gewonnen hatte. Wilders war weniger erfolgreich. Seine Bewunderung für den disruptiven US-Amerikaner schadete ihm vielmehr. Man befürchtete, Wilders könnte die Niederlande ebenso ins Chaos stürzen wie Trump schon damals die USA, selbst treueste Wilders-Anhänger sprangen ab und wählten andere Parteien. Rutte sprach es aus: «Geert Wilders ist Chaos.»[20]

						Für den Rechtspopulisten wurden die Zeiten noch schwieriger. Mit Thierry Baudet hatte er bald einen echten Konkurrenten, der noch weiter rechts stand als er selbst. Um Baudet entstand rasch ein Hype, bei den Regionalwahlen 2019 bekam seine neue Partei «Forum für Demokratie» zwölf Mandate in der Ersten Parlamentskammer, die PVV nur sechs. Auch Baudet fiel durch radikale Äußerungen auf. Allerdings richtete er sich vor allem an eine gebildetere Schicht der Gesellschaft als Wilders. Und während Baudet gern in Talkshows ging, mied das Gesicht der Ein-Personen-Partei die Medien. Doch Wilders hatte den längeren Atem. Das «Forum für Demokratie» spielte in der niederländischen Politik bald keine große Rolle.

					
					
						
							Skandale und eine erste Verurteilung – zu Wilders’ Vorteil

						
						Auch in jenen Jahren hörte Wilders nicht auf, immer weiter zu provozieren und zu polarisieren. Ihm gelang es bei den Koalitionsverhandlungen 2010, ein Gesetz zum Verbot der Burka im öffentlichen Raum durchzusetzen, das allerdings erst 2019 in Kraft trat. Damit waren die Niederlande das sechste EU-Land, das eine Komplettverschleierung verbot. Doch damit nicht genug: Ab 2012 begann Wilders ebenso gegen osteuropäische Arbeitsmigranten zu hetzen. Seine Partei hatte eine «Meldestelle für Störungen durch Osteuropäer» ins Netz gestellt. In ganz Europa empörte man sich, ebenso viele Niederländer, die EU-Kommission, auch Premier Mark Rutte, doch dessen Koalition war zu dem Zeitpunkt politisch von Wilders’ Duldung abhängig und hielt sich deswegen zurück. Nur wenige Tage nach der Einführung der Website soll es laut Wilders bereits 32000 Beschwerden gegeben haben.[21] Der Populist hatte einen wunden Punkt getroffen. In vielen Sektoren, wie etwa auf dem Bau, wurden die Niederländer von den «billigeren» Osteuropäern verdrängt. Das sorgte für böses Blut. Mit solchen Aktionen trieb Wilders die Regierung vor sich her – das tat er am liebsten.

						Im Jahr 2014 aber schien es, als ob Wilders endgültig übertrieben hätte. Nach den Kommunalwahlen in Den Haag fragte er seine Anhänger auf einer Wahlparty: «Wollt ihr in dieser Stadt und in den Niederlanden mehr oder weniger Marokkaner?» Seine Anhänger brüllten los: «Weniger, weniger!» Darauf Wilders: «Das werden wir dann regeln.» Stürmischer Applaus. Die niederländische Öffentlichkeit war entsetzt, auf Twitter und Facebook erlebte Wilders einen Shitstorm wie nie. Tausende Strafanzeigen wurden gegen ihn erhoben. Wilders blieb cool: «Ich habe gesagt, was Millionen Menschen denken und glauben.»[22] Es kam zum Prozess. Wilders erklärte, dass er außer der Meinungsfreiheit keine andere Freiheit mehr habe, weil er ständig in «Kasernen und Gefängnissen» wohnen müsste, weil er der meistbedrohte Politiker des Landes sei. Aber: «Menschen, die mich stoppen wollen, müssen mich erst ermorden.»[23] Wilders wusste einen gewichtigen Teil der Bevölkerung auf seiner Seite. Im April 2014 hatte eine Umfrage ergeben, dass 43 Prozent der Niederländer weniger Marokkaner im Land haben wollten. Im Dezember 2014 kam dann das Urteil: Geert Wilders wurde der Diskriminierung von Marokkanern schuldig befunden, nicht aber der Anstachelung zum Rassenhass – für ihn ein Triumph. Weitere Prozesse folgten. Doch Wilders interessierte das nicht, er nutzte die Situation für sich, indem er das angeblich korrupte Justizsystem anprangerte. Seine Hetz- und Hasstiraden gegen Muslime setzte Wilders auch in den folgenden Jahren fort und sorgte so für ein gewisses Maß an Normalisierung. Wilders’ politische Einstellungen gehörten für viele Niederländer irgendwann fast schon zum Mainstream. Genau das hatte der Rechtspopulist immer gewollt.

					
					
						
							Ruttes Ende und Wilders’ Sieg

						
						Die Parlamentswahlen 2021: Wieder, zum vierten Mal, hieß der Sieger Mark Rutte. Doch Rutte war bereits angeschlagen in den Wahlkampf gezogen. Denn in seiner dritten Amtszeit musste er sich mit einem Skandal auseinandersetzen, der sogenannten Kindergeldaffäre. In den Niederlanden bekommen alle Eltern Kindergeld, Betreuungsbeihilfe nur Eltern mit extrem niedrigen Einkommen. In dem Bestreben, Sozialbetrug zu bekämpfen, wurden etwa 20000 Personen, vor allem alleinerziehende Mütter mit Migrationshintergrund, auf Initiative der Regierung von den Finanzbehörden des Betrugs bezichtigt. Sie mussten sich verschulden, um das angeblich zu Unrecht erhaltene Geld zurückzuzahlen. Viele wurden damit in den Ruin getrieben, manche verloren daraufhin sogar das Sorgerecht für ihre Kinder. Wegen dieses Skandals musste die dritte Regierung Rutte zurücktreten. Zwar versprach sie Entschädigungszahlungen für die Geschädigten, doch diese kamen nur zögerlich und schleppend.

						Als Rutte dann noch versuchte, den Politiker Pieter Omtzigt, der den Skandal untersucht und öffentlich gemacht hatte, auf einen unbedeutenden Posten abzuschieben, kam das bei niemandem gut an. Im Juli 2023 zerbrach die vierte Regierung Rutte wegen eines Streits über den Familiennachzug Geflüchteter. Rutte musste Neuwahlen ausrufen. Es war sein politisches Ende. Die Stunde des Geert Wilders nahte – was nicht einmal er selbst voraussehen konnte.

					
					
						
							Neue Niederlande?

						
						Noch eine Woche vor der Parlamentswahl im November 2023 sahen alle Umfragen den Rechtspopulisten und Islamfeind Geert Wilders höchstens auf dem vierten Platz. Doch was dann geschah, war unfassbar für alle: Wilders’ PVV wurde mit Abstand stärkste Kraft im neuen Parlament, sie erhielt 37 von 150 Sitzen. Auf Platz zwei kam das sozialdemokratisch-grüne Bündnis mit Frans Timmermans, einem ehemaligen EU-Politiker, mit gerade mal 25 Sitzen. Für Wilders war das nicht nur ein Sieg, es war der absolute Triumph. Ein kurzes Video auf X zeigt ihn, wie er angesichts des Ergebnisses ungläubig die Hände vors Gesicht hält. Der Mann, der 2016 von einem Gericht wegen Diskriminierung von Minderheiten für schuldig befunden wurde, der den Koran mit Hitlers «Mein Kampf» verglichen hat, der den Austritt der Niederlande aus der EU fordert – dieser Mann war auf einen Schlag die mächtigste Figur im politischen Den Haag.

						Dass er nun auch regieren wollte, machte er noch am Wahlabend klar. Sofort machte er den anderen Parteien ein Angebot: «Jede Partei, auch unsere, wird jetzt über ihren Schatten springen müssen.» Es gehe um Lösungen, die im Rahmen des Grundgesetzes stehen müssten, die aber zugleich die Niederländer «auf den ersten Platz setzen».[24] Den Wahlsieg hatte Wilders erringen können, weil er zuvor seine Strategie geändert hatte. Sein Ton war nicht mehr so sehr auf Krawall gebürstet, selbst wenn sein Programm dasselbe blieb. Er wollte immer noch aus der EU aussteigen und forderte dazu ein Referendum. Er wollte keinen Euro mehr an Brüssel überweisen, und er wollte aus dem UN-Klimaabkommen aussteigen. Und ja, er wollte auch weiterhin den Koran verbieten und Moscheen schließen. Aber er nannte den Islam zum Beispiel nicht mehr eine «totalitäre Ideologie». Bereits im Wahlkampf machte er deutlich, dass er regieren wolle, auch wenn ihm das Kompromisse abfordern werde, man werde «Wasser in den Wein gießen» müssen. Nach dem Wahlsieg blieb er auf diesem Kurs: «Wir werden nicht über Moscheen, Korane und islamische Schulen sprechen. Wir werden über unsere Agenda der Hoffnung sprechen und über einen Asylstopp verhandeln.»[25]

						Dennoch: Wie war es dazu gekommen, dass Geert Wilders auf einmal zum strahlenden Sieger wurde? Dass ein Mann, der ohne Zweifel als Extremist angesehen werden kann, ein so demokratisches Land wie die Niederlande erobern konnte? Die Antwort ist bei seinen Konkurrenten zu finden. Mark Rutte hatte nach dem Platzen der Koalition seinen Rückzug aus der Politik angekündigt. Ruttes Nachfolgerin als Vorsitzende der VVD wurde Justizministerin Dilan Yeşilgöz. Sie wollte als erste Frau mit Migrationshintergrund Ministerpräsidentin werden. Ihr Hauptthema: der Flüchtlingszustrom. Sie versuchte sich auf demselben Feld zu profilieren, das Geert Wilders schon sehr lange besetzt hielt.

						Die Niederländer hatten die chaotischen Zustände 2022 im Flüchtlingsregistrierungslager Ter Apel nicht vergessen. Damals waren so viele Asylsuchende im einzigen Registrierungscenter der Niederlande angekommen, dass sie außerhalb des Lagergeländes kampieren mussten. In der Umgebung hatte man schon seit Längerem wachsenden Unmut gegen die Fremden beobachtet, da es immer wieder zu Überfällen auf Geschäfte und Übergriffen gegen Bürger gekommen war. Wilders war damals nach Ter Apel geeilt und hatte natürlich auch dort sein Gift gegen die Migranten verspritzt. Yeşilgöz versuchte nun Ähnliches. Doch das war ein klassischer Strategiefehler, sie hätte aus der Geschichte wissen müssen, dass die Öffnung der eigenen Partei nach ganz weit rechts lediglich den rechtsradikalen Parteien hilft. Denn wozu die Kopie wählen und nicht gleich das Original? In diesem Fall kam noch ein zweiter Fehler von Yeşilgöz dazu. Sie erklärte kurz vor dem Wahltag, dass sie eine Koalition mit Wilders’ PVV nicht ausschließe. Damit rollte sie Wilders den roten Teppich aus und schenkte ihm den Wahlsieg, denn in der Ära Rutte hatten die Niederländer gewusst, dass eine Stimme für Wilders stets verschenkt war. Der langjährige Ministerpräsident hatte ja nach seiner Erfahrung mit Wilders jegliche Zusammenarbeit mit ihm grundsätzlich ausgeschlossen. Aber nun waren die Stimmen plötzlich etwas wert. Wilders war in der demokratischen Mitte schlagartig salonfähig geworden.

						Und noch etwas half ihm. Wilders sitzt seit über dreißig Jahren als Abgeordneter im Parlament, er ist ein alter Hase und mit allen Wassern gewaschen. In den Wahlkampfdebatten im Fernsehen konnte er seine unerfahrenen Konkurrenten und selbst den früheren EU-Vizepräsidenten Frans Timmermans locker übertrumpfen. Wilders war geschickt, seine Rhetorik simpel, er spricht die Sprache der kleinen Leute und machte auf real existierende Problem im Land aufmerksam: auf den Wohnungsmangel, die hohen Mieten und Lebenshaltungskosten, auf die wachsende Armut. Das, verbunden mit seiner Fremdenfeindlichkeit, kam an. Diese aber formulierte er zu einem Verteilungskampf um. Er forderte Krankenhausbetten für «Henk und Ingrid», nicht für Muslime. Damit versuchte sich Wilders als Sozialpolitiker zu präsentieren, er sprach Themen an, die den Normalbürgern im Land auf den Nägeln brannten. Doch hinter allen Missständen stand für ihn immer die Migrationspolitik.

					
					
						
							Regierungsbildung – aber nicht Premier

						
						Im Mai 2024 konnte Geert Wilders eine Regierungsvereinbarung präsentieren. «Wir schreiben Geschichte», sagte er stolz, die neue Regierung mit ihren vier Koalitionspartnern werde den Wählern mehr Wohnungen, weniger Umweltauflagen und weniger Flüchtlinge bescheren. In den Niederlanden werde «die strengste Asylpolitik, die es je gab», eingeführt.[26] Doch Wilders hatte bei den schwierigen Koalitionsverhandlungen, die mehrfach zu scheitern drohten, Federn lassen müssen. Einen großen Teil des PVV-Programms musste er in die unterste Schublade ablegen. So konnte er weder die Schließung aller Moscheen durchsetzen noch einen Ausstieg der Niederlande aus der EU. Eine Anti-EU-Politik, wie sie sich Wilders seit Jahren erträumte, war mit den neuen Partnern nicht zu machen. Sie verweigerten ihre Zustimmung zu einem Referendum über den Ausstieg aus der EU. Aber nicht nur das, sie bestanden auch auf eine gemeinsame Erklärung, in der die vier Parteien sich verpflichten, den Rechtsstaat und die Grundrechte zu respektieren. Wilders musste alles abnicken.

						Die bitterste Kröte, die Wilders schlucken musste: Die anderen Parteien akzeptierten ihn unter keinen Umständen als Premier der neuen Regierung. So wurde ein Externer zum Regierungschef berufen, Dick Schoof, früher Direktor des niederländischen Geheimdienstes und nationaler Koordinator für Terrorismus und Sicherheit. Eine Schlappe für Wilders? Ja und Nein. Denn als einfacher Abgeordneter und Chef der größten Fraktion war er in der Lage, die Koalition «von der Seite» zu attackieren. Und er hatte immer die Möglichkeit, gegenüber den Bürgern die Verantwortung für alle Entwicklungen und Entscheidungen von sich zu weisen und Schoof zuzuschieben. Wilders tat also weiterhin, was er während seiner gesamten Politikerkarriere immer schon getan hat: attackieren, kritisieren, provozieren, ohne wirklich Verantwortung übernehmen zu müssen.

						Seit Sommer 2024 war die neue Regierung im Amt. Aber man konnte nicht behaupten, dass das Bündnis funktionierte. Selbst die «strengste Asylpolitik, die es je gab» kam nicht so recht in Gang. Eine Verschärfung der Gesetze ließ auf sich warten. Die Koalitionspartner stritten über die Frage, ob man sie mit einer Notverordnung beschließen sollte, sodass das Parlament nicht mitreden konnte. Dann entschied man sich doch für ein reguläres Gesetzgebungsverfahren, wozu jedoch der Staatsrat, ein unabhängiges Gremium, das vom König eingesetzt wird, eine Stellungnahme abgeben musste. Im Februar 2025 kam diese als klatschende Ohrfeige für die Regierung: Sie möge doch bitte ihren Gesetzesentwurf überarbeiten und das ganze Prozedere von vorn beginnen. Das Gremium bezweifelte, ob die Maßnahmen wirklich die Zuwanderung von Asylbewerbern begrenzen oder nicht vielmehr nur die Justiz und die Einwanderungsbehörden zusätzlich belasten würden. Außerdem sei der ganze Gesetzestext schludrig verfasst, bleibe vieles unklar.

						Der wichtigste Kritikpunkt bezog sich auf die Absicht der Koalition, eine Regelung wieder einzuführen, die bis zum Jahr 2000 galt: die Unterscheidung zwischen anerkannten Flüchtlingen, die individuell ihre Verfolgung nachweisen können, und sogenannten subsidiär Schutzberechtigten, die im Heimatland generell bedroht sind. Auch in Deutschland gibt es diese Unterscheidung. Die Niederlande aber waren mit ihrer reformierten Praxis offener als andere Staaten, was für viele Migranten attraktiv war. Der Staatsrat befürchtete, dass mit der geplanten Gesetzesreform etwa 75 Prozent der Subsidiärflüchtlinge den Rechtsweg beschreiten könnten. Unklar war auch, wie das geplante Gesetz mit der von der EU beschlossenen Asylreform, die ab Sommer 2026 gelten soll, zusammenpasst. Marjolein Faber, Ministerin für Asyl und Migration, die Wilders’ PVV angehört, reagierte verärgert auf die Kritik des Staatrates. Sie sei höchstens bereit, einen Punkt oder ein Komma zu verändern. Die anderen Koalitionsparteien aber sahen das anders. Sie gaben dem Gremium recht und verlangten eine Umarbeitung. Geert Wilders drohte auf X daraufhin mit Neuwahlen.

						Es knirschte also an allen Ecken und Enden in dieser Koalition, die von Anfang an eher einer Mesalliance ähnelte als einem Bündnis von Gleichgesinnten. Geert Wilders mochte zwar der große Wahlgewinner und der mächtigste Mann der Niederlande sein – von einer Umsetzung seiner rechtspopulistischen Pläne war er jedoch weit entfernt, selbst wenn seine Handschrift in der Regierungspolitik natürlich zu erkennen war. Denn auch die anderen Parteien wollten das Asylrecht verschärfen. Insofern waren und sind die Niederlande insgesamt nach rechts gedriftet. Doch Geert Wilders war das nicht genug. Am 3. Juni 2025 kündigte er öffentlich das Ende der Koalition an und zog seine PVV aus der Regierung ab, weil er von den anderen Parteien keine Zustimmung erhalten hatte für seine Positionen in der Asyldebatte. Zu seinen Forderungen zählte, die Grenzen für Asylbewerber zu schließen, Zehntausende Geflüchtete aus Syrien zurückzuschicken, Personen mit Aufenthaltsstatus, die wegen mangelnden Wohnraums noch in Gemeinschaftsunterkünften wohnen, rauszuwerfen und die Unterkünfte zu schließen, zudem wollte Wilders den Familiennachzug zumindest vorübergehend aussetzen.

						In den Niederlanden ist man allerdings überzeugt, dass der Rechtspopulist auch aus taktischen Gründen die Koalition scheitern ließ, als Reaktion auf die schwindende Zustimmung innerhalb der PVV-Wählerschaft, die ihm seine Kompromisse in der Koalition als eine Art «Anbiederung an das Establishment» auslegt. Wieder in der Oppositionsrolle dürfte Wilders versuchen, mit Extrempositionen für die nächsten Wahlen zu punkten und dann womöglich erneut zu gewinnen. Doch selbst wenn er diese Wahlen verlieren würde, so hieße das für Europa noch lange nicht, dass der Rechtspopulismus grundsätzlich schwächelt. Fast zeitgleich zum Bruch der Koalition in Den Haag gewann beispielsweise in Polen der promovierte Historiker Karol Nawrocki die Präsidentschaftswahl. Der parteilose Kandidat wurde dabei von der rechtsnationalen PIS-Partei unterstützt und wird mit Sicherheit die Arbeit der pro-europäischen Regierung von Premier Donald Tusk durch sein Vetorecht erschweren.

						In beiden Ländern wird so auf unterschiedliche Weise sichtbar, wie Rechtspopulisten für Instabilität sorgen und wie schwer es ist, sie in Regierungsverantwortung zu integrieren. Europa steht damit vor einer weiteren Phase erhöhter Unsicherheit – nicht nur politisch, sondern auch institutionell. Wie tragfähig sind Koalitionen mit radikalen Kräften? Wie stabil sind liberale Demokratien, wenn nationale Identität über Integration gestellt wird? Die Antworten darauf werden nicht nur in Warschau und Den Haag gegeben – sondern in ganz Europa.

					
				
					
						7. Frankreich: Weg in die Mitte?

					
					Im Jahr 1956 wurde ein gewisser Jean-Marie Le Pen im Alter von siebenundzwanzig Jahren als jüngster Abgeordneter Frankreichs ins Parlament gewählt. Le Pen gehörte zum Umfeld der extremen Rechten und wurde bekannt durch seinen Kampf gegen Charles de Gaulle in den 1960er Jahren, als dieser Algerien in die Unabhängigkeit entließ. Damit, so Le Pen, habe de Gaulle Frankreich «wieder klein» gemacht.[1] 1972 gründete er deswegen den rechtsextremen «Front National» (FN). Das Parteilogo wurde eine Flamme in den Farben der Trikolore, eine Anlehnung an die Flagge des «Movimento Sociale Italiano» in Italien.

					Doch erst in den 1980er Jahren konnte sich der FN etablieren, als mit François Mitterrand zum ersten Mal ein sozialistischer Präsident die Fünfte Republik regierte. Es war Mitterrand selbst, der dem «Front National» sozusagen Starthilfe gab. Er kritisierte die französischen Medien, da sie sich nicht an die demokratischen Regeln hielten und dem FN nicht die Öffentlichkeit gäben, die auch dieser Partei zustünde. Sofort begannen Fernseh- und Radiosender Jean-Marie Le Pen mehr Sendezeit zur Verfügung zu stellen. International wurde der Parteichef während der Europawahlen 1984 bekannt. In einer TV-Sendung auf France 2, «L’Heure de Vérité», stand Le Pen auf und forderte provozierend «eine Minute der Stille in Erinnerung an die Millionen von Menschen, die im Kampf gegen die Diktatur des Kommunismus gefallen sind».[2] Später fiel ein Satz, der dann viel diskutiert wurde: «Ich liebe meine Töchter mehr als meine Cousinen, meine Cousinen mehr als meine Nachbarn, meine Nachbarn mehr als mir Unbekannte, und mir Unbekannte mehr als meine Feinde.»[3] Kein Wunder, dass Le Pen die «Präferenz des Nationalen» kurze Zeit später ins Programm seiner Partei aufnahm.

					Le Pens Fernsehauftritt führte zu massiven Protesten. Aber auch Zustimmung gab es plötzlich: Manche meinten, da habe sich ein Mann endlich einmal getraut, auszusprechen, was viele Franzosen dachten. Am Tag nach der Sendung wurden Hunderte Franzosen Mitglied des FN, bei den Europawahlen errang die Partei fast elf Prozent der Stimmen und bekam damit zehn Sitze im Europaparlament in Brüssel – ein Schock. Was folgte, waren zunehmend Wahlsiege in jenen Regionen, in denen es viele Migranten gab, wie in den Städten Orange, Toulon, Marignane und Vitrolles, wo der FN auf einmal die Bürgermeister stellte. Das lag auch an der Wirtschaftspolitik von Präsident Mitterrand, der neue Industrieregionen schuf und die Einwanderung förderte. Die Folge: soziale Spannungen.

					Drei Jahre nach seinem Erfolg bei den Europawahlen war Jean-Marie Le Pen im September 1987 Gast in einer Sendung von RTL und Le Monde. Dabei wurde er gefragt, was er von revisionistischen Historikern halte, die den Genozid an den Juden und die Existenz der Gaskammern leugnen. Le Pens Antwort schlug ein wie eine Bombe: «Ich habe eine Reihe von Fragen. Ich sage nicht, dass es die Gaskammern nicht gegeben hat. Ich habe selbst keine sehen können. Ich habe mich nicht speziell mit dieser Frage beschäftigt. Aber ich denke, es ist ein Detail in der Geschichte des Zweiten Weltkriegs.»[4] Von dem Tag an wurde Jean-Marie Le Pen als das gebrandmarkt, was er war: ein rechtsextremer Antisemit und Rassist. Dafür wurde er immer wieder zu Geldstrafen verurteilt, was ihn aber nicht weiter berührte. Im «Front National» gehörten Holocaustleugnung und Judenhass ebenso zum Programm wie der Hass auf Homosexuelle, auf Frauen, Schwarze oder Muslime.

					Die politische Ausrichtung, die dem FN in den kommenden Jahren Erfolg einbrachte, findet sich auch in anderen rechtspopulistischen und -extremen Parteien wieder: Fremdenfeindlichkeit und eine Fundamentalopposition gegen das politische Establishment. 2002 gelang Jean-Marie Le Pen damit eine weitere Sensation: Mit 17 Prozent der Stimmen kam er in die Stichwahl gegen Jacques Chirac für das Präsidentenamt. Natürlich gewann Chirac mit weitem Vorsprung. Dass aber ein Rechtsextremer und Holocaustleugner überhaupt so weit kommen konnte, warf einen Schatten auf Frankreich. Fünf Jahre später, bei den Präsidentschaftswahlen 2007, hatte Le Pen allerdings keine Chance mehr gegen Nicolas Sarkozy. Kein Wunder, denn Sarkozy hatte sich in den Jahren zuvor als Innenminister sehr weit nach rechts bewegt, etwa in seiner Politik gegenüber Migranten und Ausländern. Damit hatte er viele Themen abgedeckt, die Le Pen ebenfalls vertrat, allerdings innerhalb des demokratischen Spektrums. Das reichte zum Wahlsieg gegen Le Pen, der damals bereits neunundsiebzig Jahre alt war. Damit ging seine Ära im Front National zu Ende. Die Zeit war reif für seine Tochter, für Marine Le Pen.

					
						
							Übernahme der Partei

						
						Nichts ist problematischer, als über die Psyche eines Politikers oder einer Politikerin zu spekulieren. Doch es ist Marine Le Pen selbst, die immer wieder über traumatische Erfahrungen ihrer Kindheit spricht. 1976, Marine war gerade acht Jahre alt, wurde ein Bombenattentat auf das Haus der Familie Le Pen verübt. Diese Nacht veränderte das Leben des Mädchens schlagartig: «Mir wurde auf brutale Weise bewusst, dass mein Vater prominent war und ihm jemand etwas übelnahm. Ich verstand auch, dass mein Vater … sterben könnte, weil man ihn töten wollte … Ich war am Abend wie alle kleinen Mädchen meines Alters eingeschlafen. Aber beim Aufwachen war ich kein Mädchen mehr wie die anderen.»[5] Seitdem habe sie eine «radikale Abneigung gegen Terrorismus».[6]

						Doch das war nicht das einzige Trauma. Marine Le Pen war sechzehn Jahre alt, als ihre Mutter nach vierundzwanzig Jahren Ehe die Familie verließ. Ohne Erklärung. Für Marine wurde ihr Vater zum emotionalen Rettungsanker, er musste ihre Trauer und Verzweiflung über die verschwundene Mutter auffangen. Kein Wunder, dass Marine immer an seiner Seite war, ihn stets verteidigte, seine antisemitischen Ausfälle und NS-Exzesse kleinredete. Schon bald trat sie dem FN bei und begann als studierte Juristin eine Rechtsabteilung in der Partei aufzubauen. Der Öffentlichkeit wurde sie ein Begriff, als sie ihren Vater beim Präsidentschaftswahlkampf 2002 gegen Jacques Chirac unterstützte und immer wieder im Fernsehen auftrat, wo sie sich vor der Kamera sehr geschickt anstellte. Schon damals schien es klar, dass sie eines Tages die Partei übernehmen könnte.

						Doch das war zunächst nicht so leicht. Auf dem Parteikongress in Nizza 2003 belegte sie gerade mal Platz 34 von 100 Plätzen auf der Liste des Zentralkomitees des FN. Doch Papa Jean-Marie machte sie mit seinem Vetorecht geradewegs zur stellvertretenden Parteivorsitzenden. Politisch übernahm Marine zu dieser Zeit zumindest nach außen viele Positionen ihres Vaters. Sie klagte, Frankreich sei nicht mehr Herr seiner Grenzen, sie forderte, dass nur Franzosen Sozialleistungen des Staates bekommen sollten und nicht die Immigranten, sie wetterte gegen den Euro und gegen muslimische Mädchen, die mit Kopftuch in die Schule gingen, was für sie ein klarer Angriff auf den französischen Laizismus war. Doch gleichzeitig begann Marine Le Pen Leute um sich zu versammeln, die ebenso wie sie den FN verändern wollten. Das Zauberwort hieß «Dédiabolisation», also eine «Entdämonisierung» und Normalisierung der Partei.

						Als Marine Le Pen 2011 den FN schließlich übernahm, hatte sie die geplanten Veränderungen bereits klar im Blick und begann sich zunehmend moderat zu präsentieren. Sie erweiterte das inhaltliche Spektrum der Partei, indem sie wirtschaftliche Forderungen stellte. Sie agitierte gegen die EU, forderte den Ausstieg aus dem Euro und einen französischen Protektionismus, wandte sich gegen die Verlegung von Arbeitsplätzen ins Ausland. Sie setzte sich allerdings auch für kostenfreie Abtreibungen ein, was vielen erzkonservativen Katholiken in ihrer Partei gar nicht passte. Doch das kümmerte sie nicht. Sie konzentrierte sich lieber auf das Lieblingsthema aller Rechtspopulisten: den Anti-Islamismus. Doch während sie früher pauschal Muslime angegriffen hatte, unterschied sie auf einmal zwischen Muslimen und radikalen Islamisten. In diesem neu ausgerichteten FN hatte der Papa mit seinem Rechtsextremismus alten Schlags keinen Platz mehr. Daher wurde er mit zweiundachtzig Jahren zum Ehrenpräsidenten ernannt – er sollte jedoch noch für Ärger in der Partei sorgen.

						Für so manchen politischen Beobachter schien der allmähliche Kurswechsel eine neue Gefahr. Le Pens «zuckersüße Radikalität kann nicht nur einen Teil der Wähler verführen, sie öffnet zudem bei den Rechtsparteien eine Falltür, die seit 1988 geschlossen war – die des Bündnisses»[7]. Die Zweiundvierzigjährige bekam bei Umfragen in Frankreich hohe Sympathiewerte. Es war klar, dass sie 2012 bei den Präsidentschaftswahlen antreten würde. Die republikanische Regierungspartei UMP befürchtete, bei den Wahlen Stimmen zu verlieren, und sie hatte allen Grund dazu. 32 Prozent ihrer potenziellen Wähler erklärten, dass sie das Programm des FN gut fanden.

					
					
						
							Radikale Veränderungen

						
						Sowie Marine Le Pen fest im Sattel saß, baute sie den FN weiter um. Am deutlichsten zeigte sich das beim vollständigen Bruch mit dem Antisemitismus ihres Vaters und der Partei. Ihre neue Haltung drückte sie im Februar 2011 in einem Satz aus: «Die nationalsozialistischen Lager waren der Gipfel der Barbarei.»[8] Sie verstand, dass die Partei sich dem demokratischen Diskurs der Gesellschaft anpassen musste, ohne ihre Ziele dabei aufzugeben. Dafür sorgte sie, indem sie die Führungsspitze umbesetzte. Die «klassischen» Rechtsextremem wurden ausgetauscht gegen den jungen Parteinachwuchs, der hervorragend ausgebildet und in modernen Lebensentwürfen zu Hause war. Bedeutete das, dass es fortan keine Antisemiten mehr in der Partei gab? Natürlich nicht. Doch die meisten wussten, dass offener Judenhass Folgen an den Wahlurnen nach sich ziehen würde, vor allem bei der Wählerschaft in der Mitte der Gesellschaft, die man ja gewinnen wollte. So wie den Antisemitismus eliminierte Le Pen auch die Homophobie aus ihrer Partei. Damit verwunderte es auch nicht, dass der homosexuelle Florian Philippot ein enger Vertrauter von ihr wurde und dass Parteifreund Sébastien Chenu, ebenfalls offen homosexuell, einige Jahre später Vizepräsident der Nationalversammlung für die Partei wurde. Unter Marine Le Pens Führung spielte für den Front National sexuelle Orientierung keine Rolle mehr.

						Le Pen war hart und konsequent: Sie ließ das Netz kontrollieren, und jeder, der in der Vergangenheit antisemitische, rassistische oder homophobe Posts verfasst hatte, wurde aus der Partei geworfen. Das traf 2015 auch jemanden, der wohl am allerwenigsten damit gerechnet hätte: Jean-Marie Le Pen. Der alternde Ehrenpräsident bezeichnete die Gaskammern weiterhin als «Detail», verteidigte öffentlich Maréchal Pétain, den Staatschef des Vichy-Regimes, kurz: Jean-Marie war für die Partei eine Dauerbelastung. Also ließ Marine den Papa «vorläufig suspendieren». Doch der Parteigründer zog vor Gericht und bekam sogar recht. Ein Gericht in Nanterre erklärte die Suspendierung aus formalen Gründen für ungültig. Kurz danach wurde er vom Exekutivbüro des FN dann endgültig aus der Partei ausgeschlossen. Damit war der Weg für Marines Form des Rechtspopulismus frei, man konnte nun neue Wählerschaften erobern: Frauen, die jüngere Generation und Franzosen mit höherem Bildungsgrad, also jene Gruppen, die sich bislang vom rechtsextremistischen FN ferngehalten hatten.

						Ein neues Parteiprogramm sollte diese Wählerschaft anlocken. Marine Le Pens moderne Sicht auf Frauenrechte und Rechte der LGBTQ-Gemeinschaft war dazu ein erster Schritt. Sie war nicht einmal gegen die gleichgeschlechtliche Ehe; hier kopierte sie in Teilen die Strategie der niederländischen Rechtspopulisten Pim Fortuyn und Geert Wilders, die diese Gruppen umarmten, um sie vor dem Islam «in Schutz zu nehmen». Genau jener blieb der Hauptfeind für Marine Le Pen. In diesem Sinne war auch ihr Wirtschaftsprogramm aufgebaut, bei dem es um die «préférence nationale» ging, also die Bevorzugung der französischen Bürger. Hier übernahm sie viele Ansätze des alten FN.

						Die ersten Erfolge sollten sich bald einstellen. Bei den Regionalwahlen 2011 konnte Marine Le Pens neuer FN zum ersten Mal in zwei Bezirksparlamenten seinen Durchbruch feiern. In den etwa 400 Wahlkreisen, in denen der FN angetreten war, kam die Partei auf etwa 40 Prozent der Stimmen. «Die Franzosen haben eine Tür zum Wechsel aufgestoßen», jubelte Le Pen.[9] Sie wurde eine ernst zu nehmende Gegenkandidatin für Präsident Nicolas Sarkozy bei den Präsidentschaftswahlen 2012. Man erwartete nichts weniger als eine «Revolution in Marine-blau».[10] Doch anders als ihr Vater fünf Jahre zuvor schaffte es Marine Le Pen bei ihrem ersten Anlauf nicht in die Stichwahl. Diese wurde zwischen François Hollande und Sarkozy ausgetragen. Dennoch: Mit 18 Prozent erzielte sie das bis dahin beste Ergebnis des FN bei Élysée-Wahlen überhaupt.

						Die Partei blieb auf Erfolgskurs. Bei den Regionalwahlen 2014 eroberten der FN und seine Verbündeten zwölf Rathäuser. Bei der Europawahl im selben Jahr war der FN mit 25,4 Prozent vor allen anderen französischen Parteien siegreich. Im September 2014 gewann die Partei erstmals zwei Sitze im Senat, bei den Regionalwahlen 2015 wurde sie stärkste politische Kraft in Frankreich. Rund 30 Prozent aller Franzosen erklärten bereits damals, sie wollten Marine Le Pen zur nächsten Präsidentin machen. Das Erfolgsgeheimnis war offensichtlich: die Angst der Menschen vor einem Verlust der nationalen Identität, der angeblichen Übermacht Brüssels, vor Migration, vor dem Euro, der eine Verteuerung des Lebens bedeutete.

						Hatte Nicolas Sarkozy bei seinem ersten Präsidentschaftswahlkampf seinem Gegner Jean-Marie Le Pen den Schneid abgekauft, war dies 2012 bei Marine Le Pen ganz anders. Sarkozy hatte noch als Innenminister radikale Methoden gegen illegale Einwanderer angewendet, womit er mehr Sicherheit garantieren wollte. Damit schaffte er es 2007 in den Élysée-Palast. Der Haken daran: Er holte damit Themen des FN in die Mitte der demokratisch orientierten Politik. Als Präsident gründete er sofort ein Ministerium für Immigration und nationale Identität, er ließ Roma-Camps auflösen und die Bewohner rechtswidrig abschieben. Dennoch trug Sarkozys Politik in den Augen der Franzosen wenig zur inneren Sicherheit bei. Davon profitierte Marine Le Pen als Gegenspielerin. Die Politik des FN war sozusagen verhandlungsfähig geworden, Sarkozy erschien schwach – warum dann nicht gleich sie wählen? Dass am Ende der Sozialist François Hollande in die Stichwahl kam, lag nur daran, dass sich die liberalen Kräfte vereinten, um eine rechtspopulistische Präsidentin zu verhindern.

					
					
						
							Islamistische Attentate und Präsidentschaftswahlen 2017

						
						Attentate durch radikale Islamisten hatte es in der jüngeren Vergangenheit in Frankreich immer wieder gegeben. Doch 2015 und 2016 erlebte das Land eine Terrorwelle, die den gesamten Diskurs veränderte. Im Januar 2015 kam es zum Anschlag auf die Redaktion der Satirezeitschrift Charlie Hebdo in Paris, bei dem zwölf Menschen, darunter auch landesweit bekannte Cartoonisten, ermordet wurden. Nur zwei Tage später nahm ein muslimischer Attentäter Geiseln in einem koscheren Supermarkt und tötete vier Menschen. Im November desselben Jahres kam es dann zu den Anschlägen im Stade de France und im Bataclan-Konzertsaal. Der IS zeichnete dafür verantwortlich. Insgesamt wurden dabei 130 Menschen getötet, mehr als 350 verletzt. Es war der bislang blutigste Anschlag in der Geschichte Frankreichs. 2016 ging es ähnlich weiter: Am französischen Nationalfeiertag fuhr in Nizza ein Attentäter mit einem Lkw in eine Menschenmenge, wodurch 86 Menschen getötet und über 400 verletzt wurden. Nur wenige Tage danach stürmten zwei Islamisten eine Kirche in Saint-Étienne-du-Rouvray und töteten den Priester während der Messe. Ganz Frankreich war in Aufruhr. Viele Franzosen fühlten sich in ihrer anti-islamischen Haltung bestätigt und wandten sich vermehrt dem FN zu. Jeder dritte Franzose konnte sich vorstellen, Marine Le Pen 2017 zur Präsidentin zu wählen. Marine schlachtete das Thema Migration aus, die «Illegalen», wie sie Migranten nannte, «wandern nun in unseren Nachbarschaften herum, in der Nähe der Bahnhöfe oder in Slums, sie sind der Grund für die immensen Sicherheits- und öffentlichen Hygieneprobleme Frankreichs. Wir sind gerade dabei, uns an Terrorismus zu gewöhnen.»[11]

						Ihren Präsidentschaftswahlkampf im Februar 2017 begann Marine Le Pen mit den Worten: «Ich bin die Kandidatin des Volkes.» Damit bediente sie dasselbe Narrativ, das alle Rechtspopulisten nutzen, ob Viktor Orbán, Giorgia Meloni oder andere. Sie verkaufen sich als die wahren Vertreter des Volkes, als diejenigen, die gegen «die da oben», gegen die «Eliten» antreten, um für die Interessen des kleinen Mannes (und der kleinen Frau) zu kämpfen. Le Pen schlug radikale Töne an. Es ging gegen die «Ideologie der Globalisierung», gegen die «Laxheit der Regierenden», gegen die «Unterwerfung unter einen islamistischen Obskurantismus». Sie forderte die «moralische Wiederaufrüstung» ihres Landes, da für den FN «nichts größer [sei] als Frankreich».[12] Umfragen sahen sie für den ersten Wahlgang als klare Siegerin mit 25 bis 30 Prozent der Stimmen. Ihr Konkurrent Emmanuel Macron war gerade dabei, mit seiner Bewegung «En Marche» die traditionellen Parteien zu zerstören, gehörte jedoch selbst zur Bildungselite Frankreichs. Le Pen setzte auf die «Vergessenen Frankreichs», auf jene unterprivilegierten Gruppen, die sie seit der Übernahme des FN auf ihre Seite zu ziehen suchte. Und so präsentierte sie ein Programm mit 144 Vorschlägen, das auf alle Missstände im Land eine Antwort hatte; ihr Wahlslogan «Ein beruhigtes Frankreich» klang vertrauenerweckend. Doch tatsächlich wollte sie im Falle eines Wahlsiegs einen Umbau des Staates vorantreiben.

						Vorgesehen war eine Verfassungsreform, um das Verhältniswahlrecht einzuführen und damit auch eine Verkleinerung des Parlaments, es sollte Volksbefragungen geben und ein Verbot von Parallelgesellschaften. Als Präsidentin wollte Le Pen ein Referendum über den EU-Ausstieg Frankreichs abhalten; eine Gegnerin des Euro, die eine Rückkehr zum Franc als Währung propagierte, war sie schon lange. Auch den Austritt Frankreichs aus der NATO wollte sie durchsetzen. Gegen den Terrorismus sollte natürlich mit Law and Order vorgegangen werden: mit mehr Polizei, mehr Soldaten, «null Toleranz». Und auch ihr lange angekündigtes Programm des «Protektionismus» wollte Le Pen durchsetzen, was bedeutete: Arbeit nur für Franzosen. Wer Ausländer einstellen wollte, sollte mit harten finanziellen Strafen belegt werden.

						Le Pen war kaum zu bremsen. Hatte sie einerseits die Partei inhaltlich «annehmbar» machen wollen, so sprach sie doch sehr radikal von «zwei Totalitarismen» und meinte damit die Globalisierung und den Islamismus. Beide würden Frankreich «unterjochen» wollen.[13] Le Pen zeichnete Frankreich, immerhin die sechstgrößte Volkswirtschaft der Welt, als abgewracktes Land: «Nach Jahrzehnten der Feigheit und des Laisser-faire ist unsere Wahl eine Entscheidung für die Zivilisation.»[14] Nur wenige Tage vor dem ersten Wahlgang im April kam es zu einem islamistischen Anschlag mitten in Paris. Dabei tötete der Attentäter einen Polizisten und verletzte zwei weitere. Das Attentat gab dem FN Auftrieb. Le Pens Wahlergebnis war eindrucksvoll, sie erhielt 21,7 Prozent der Stimmen.

						Im Wahlkampf für die nächste Runde änderte sie ihr Konzept, vor allem in Bezug auf die EU-Politik. Plötzlich forderte sie nicht mehr den Ausstieg aus dem Euro, sondern einen schrittweisen Rückzug, begleitet von Gesprächen mit «unseren europäischen Partnern». Schließlich sollte es eine Volksbefragung geben, ob die Franzosen tatsächlich zum Franc zurückkehren wollten. Le Pen hatte Kreide gefressen. Doch dann folgte das TV-Duell mit Emmanuel Macron – und das geriet zum Debakel. Marine Le Pens Sprache war mit Schimpfwörtern gespickt, sie war gegenüber Macron höhnisch, voller Häme und sehr aggressiv. Le Monde schrieb danach, Marine Le Pen entpuppe sich als «Erbin einer politischen Praxis, die seit jeher auf Verunglimpfung und Bedrohung beruht».[15] Macron gewann die Wahlen haushoch, dennoch konnte Le Pen 33,9 Prozent der Stimmen auf sich ziehen. Die Niederlage deutete sie schnell um, sie erhob sich selbst auf Augenhöhe mit dem Präsidenten. Nun gebe es in Frankreich nur noch «Globalisierer» oder «Patrioten». Dennoch kündigte sie große Veränderungen beim Front National an.

						Doch zuvor musste sie sich mit einem neuen Problem herumschlagen: Die französische Justiz leitete Ermittlungen ein, weil Le Pen als EU-Abgeordnete in Brüssel zusammen mit weiteren sechzehn EU-Abgeordneten des Front National Mitarbeiter als parlamentarische Assistenten bezahlt haben soll, obwohl sie in Wirklichkeit Aufgaben für die Partei übernommen hatten. Le Pen wurde auch vorgeworfen, ihre Kabinettschefin aus EU-Mitteln bezahlt zu haben. Bereits im März 2017 war Le Pens Immunität im EU-Parlament aufgehoben worden, allerdings wegen angeblicher Verbreitung von Gewaltbildern.

						Marine Le Pen musste sich in dieser Situation innerhalb des FN behaupten. Sie tourte durch die Provinz, besuchte die Parteibasis. Doch sie gab nichts zündend Neues von sich, es ging wie immer um Immigration, Islamismus, die nationale Identität und jetzt eben auch noch um Macron, der Frankreichs Wirtschaft zerstöre. Im September 2017 begann Le Pen die Partei neu aufzustellen. Sie versuchte auf diese Weise die Basis für sich zu gewinnen, mit neuen horizontalen Hierarchiestrukturen und «Transparenz». Die Themen blieben auch jetzt dieselben, nur gegenüber der EU veränderte sie den Ton. Zwar sah sie die EU weiterhin als Gefahr der nationalen Souveränität an, aber sie forderte nun eine «Union der europäischen Nationen». Ihren Plan, aus der EU und vor allem dem Euro auszusteigen, gab sie auf. Sie verstand, dass sie damit viele Wähler verprellt hatte, und erkannte ebenso, dass der rechtsextreme Touch des FN nach wie vor viele abschreckte. Nun wollte sie nichts weniger als eine «interne Kulturrevolution».[16]

					
					
						
							Ein neuer Name für die Partei

						
						«Rassemblement National», die «Nationale Sammlung». Mit diesem Namen wollte Marine Le Pen den Wandel der Partei zementieren. Auf dem Parteitag im März 2018 schlug sie die Umbenennung vor: «Dieser Name ist mehr als ein Projekt, er muss ein Aufruf sein, sich uns anzuschließen.»[17] Die Zustimmung war groß. Doch die Partei hatte ein anderes Problem: Wegen des Verfahrens um die Scheinbeschäftigung im EU-Parlament verlor sie Millionen aus öffentlichen Mitteln. Wieder einmal kamen ihr jedoch die politischen Entwicklungen in Frankreich entgegen. Die Straßenproteste der «Gilets jaunes», der «Gelbwesten», legten das Land lahm. Die Bewegung begann als Reaktion auf eine geplante neue Benzinsteuer, doch bald richtete sich die Wut der kleinen Leute gegen die allgemeinen Wirtschaftsprobleme und die hohen Lebenshaltungskosten. Macron musste einige seiner Maßnahmen zurücknehmen und sogar Zugeständnisse machen. Es waren vor allem Arbeiter, Rentner und kleine Unternehmer, die den Protest anführten, also die potenzielle oder tatsächliche Wählerschaft des RN. Anfang 2019 verkündete Marine Le Pen in einem Interview triumphierend: «Im Präsidentschaftswahlkampf haben alle gesagt: Mit Marine Le Pen wird das Chaos regieren. Heute sehen die Leute ein, dass Macron das Chaos gebracht hat.»[18] Der RN gewann an Zustimmung. Zuversichtlich ging die Partei in den Europa-Wahlkampf. Kurz zuvor hatte Marine Le Pen dafür einen Spitzenkandidaten auserkoren: den dreiundzwanzigjährigen Jordan Bardella. Er war elegant, smart und hatte nichts von einem klassischen Rechtsextremen an sich. Das Kalkül ging auf, und der RN gewann die Europa-Wahlen in Frankreich mit 23,3 Prozent. Interessant war die Wähleranalyse: Für den RN stimmten 38 Prozent aus dem Umfeld der «Gilets jaunes» und 24 Prozent der alleinerziehenden Mütter. Die Anwerbung neuer Wähler war erfolgreich.

					
					
						
							Verloren – aber neue Macht hinzugewonnen

						
						Für den nächsten Präsidentschaftswahlkampf kündigte Marine Le Pen an, dass sie den Vorsitz der Partei abgeben werde, da sie «all jene, die den nationalen Kampf führen wollen», repräsentieren möchte, nicht nur die Partei.[19] Anfang Februar 2022 begann der Wahlkampf offiziell. Le Pen wollte Frankreich retten, diesmal vor allem vor Macron. Die Themen des Wahlkampfes waren ansonsten die üblichen: die soziale Frage, die illegale Zuwanderung, Sozialleistungen erst einmal nur für Franzosen, nicht für Einwanderer. Aber auch die neue Haltung zur EU war Thema ihres Wahlkampfes: kein Ausstieg aus dem Euro, ein «Europa der Nationen», in dem nationales Recht zum Teil Vorrang vor europäischem Recht haben sollte. Le Pen schaffte es in die Stichwahl, doch Macron konnte sich durchsetzen. Allerdings erhielt Le Pen diesmal bereits 41,5 Prozent der Stimmen. Und da das Parteienbündnis Macrons in der Pariser Nationalversammlung die absolute Mehrheit verfehlte, zog der RN mit 89 Abgeordneten ins Parlament ein, sehr viel mehr, als die Partei sich ausgerechnet hatte.

						Le Pen wurde Fraktionschefin und gab den Parteivorsitz an Jordan Bardella ab, der im Europa-Parlament saß. Dass der junge Mann durchaus rechtspopulistisches Gedankengut in sich trägt, blitzte inzwischen immer mal wieder auf, etwa indem er die Verschwörungstheorie des «großen Austausches» als «Realität» anerkannte.[20] Diese in ultrarechten Kreisen kursierende Verschwörungsfantasie besagt, dass das ethnische Volk eines Landes gegen eine muslimische Bevölkerung «ausgetauscht» werden und nur noch als Minderheit existieren soll. Hinter diesem Austausch stünden geheime, internationale Eliten – eine Formulierung, die häufig Juden meint. Die Gespenster des alten FN, sie existieren noch.

					
					
						
							Der Weg ins Élysée

						
						Anfang 2023 kam es in Frankreich wieder zu sozialen Unruhen aufgrund der Rentenreform der Regierung. Nächtelang lieferte sich die französische Polizei in großen Städten wie Paris, Strasbourg oder Rennes mit wütenden Jugendlichen und Studenten Straßenschlachten. Es war genau jenes Bild, das Rechtspopulisten so gern haben: «Die da unten» kämpfen gegen die «Eliten», die das Volk nicht interessiert. Während Macrons Beliebtheitswerte abstürzten, legte Le Pen zu, bei den Arbeitern konnte sie 18 Prozent hinzugewinnen, sogar bei konservativen Republikanern kam sie auf einen Zugewinn von 11 Prozent. Unterdessen versuchte der RN durch seriöse Arbeit in der Nationalversammlung zu punkten. Obwohl RN-Politiker nun in Kommissionen saßen, obwohl sie mitbestimmen konnten, worüber gesprochen wurde, und die Fraktion nun regelmäßige Pressetermine hatte, brachten sie so gut wie keine Anträge ein, selbst in den Kommissionen hielten die Abgeordneten meistens still. Das hatte Methode, denn es war das Ziel der Partei, den Menschen in Frankreich zu zeigen, dass mit dem RN im Parlament kein Chaos ausbricht. Und es funktionierte. In Umfragen wurde der RN rasch als glaubwürdigste Oppositionspartei angesehen.

						Wieder spielten unvorhergesehene Entwicklungen dem RN in die Hände: Im Juli 2023 wurde in Nanterre, einem Vorort von Paris, bei einer Kontrolle der siebzehnjährige Nahel Merzouk von der Polizei aus nächster Nähe erschossen. Der Junge hatte einen marokkanisch-algerischen Background. In den Banlieues und anderswo brachen massive Unruhen aus, Gewalt ohne Grenzen, ein Aufschrei gegen die sozialen Missstände. Es war genau das, wovor der RN seit Jahren gewarnt hatte. Das Ergebnis bei Umfragen in diesen Tagen konnte sich sehen lassen. Laut der französischen Tageszeitung Libération war Marine Le Pen mit 37 Prozent gleich hinter Ex-Premier Édouard Philippe die zweitbeliebteste Politikerin des Landes, 60 Prozent hielten sie für mutig, 29 Prozent sagten, ihr Image habe sich verbessert. Bei den Prognosen für die Europawahl 2024 lag die Partei über Wochen auf Platz eins. In anderen Parteien begann man allmählich zu glauben, dass Marine Le Pen echte Chancen habe, 2027 Präsidentin der Republik zu werden.

						Es war Spitzenkandidat Jordan Bardella, der im Europa-Wahlkampf 2024 die Haltung seiner Partei deutlich formulierte: «Unsere Zivilisation kann sterben … Sie kann sterben, weil sie von Migranten überschwemmt wird, die unsere Bräuche, unsere Kultur und unsere Lebensweise unwiderruflich verändert haben werden.»[21] Unsere Bräuche, unsere Kultur, unsere Lebensweise – das ist die Ideologie Marine Le Pens. Tatsächlich hat sie kein Problem mit Hautfarbe oder Religion, solange es sich um einen «Franzosen» handelt. Darin unterscheidet sie sich vom klassischen Rassismus der Rechtsextremen. Sie übernimmt die Definition der Republik, wer Franzose ist und sein kann, und zwar im Grunde jeder, solange er die Kultur und das Wesen der Nation komplett an- und übernimmt. «Franzose» sein ist ein Prinzip, eine Idee.

						Wie der Rechtsextremismusforscher Jean-Yves Camus aber zu Recht warnt, steckt hinter Le Pens Denken eine Komplexität, die einem deutschen Beobachter verborgen bleibt, da das deutsche Nationalbewusstsein ein gänzlich anderes ist.[22] Denn mit der Tatsache, dass auch ein Muslim, ein Jude, ein Schwarzer Franzose sein kann, ist bei ihr eine Aufforderung verbunden, die weit über das hinausgeht, was in Deutschland mit dem Begriff «Integration» verbunden wird. Selbiges galt früher auch noch für die Konservativen in Frankreich. Doch Le Pen spricht nicht von «Integration», sie fordert «Assimilation». Und dies, so erklärt Camus, verlange die Selbstaufgabe aller Identitäten, die ein Mensch jenseits der «französischen Identität» möglicherweise haben könnte. Das beziehe sich beim RN zunächst einmal nur auf die Muslime, etwa auf jene, die in den Moscheen auf Arabisch beten, die sich möglicherweise sogar anders kleiden als Westeuropäer, die in einer zweiten Kultur zu Hause sind, die für sie parallel existiert. Assimilation, so Camus, fordere daher eine Art Selbstaufgabe. Und das könne jederzeit auch auf andere Gruppen ausgeweitet werden, etwa auf praktizierende Juden, die als solche auch zu erkennen sind, weil sie Kippa tragen oder Kaftan zum Beispiel, weil sie koscher essen oder in der Synagoge auf Hebräisch beten.

						Doch zurück zum Europa-Wahlkampf 2024. Mit 31,37 Prozent gelang dem RN ein triumphaler Erfolg. Denn die Koalition von Präsident Macron, die «Besoin d’Europe», kam auf gerade mal 14,6 Prozent. Eine riesige Klatsche für das französische Staatsoberhaupt – und sie sollte Konsequenzen haben.

					
					
						
							Frankreich in der Dauerregierungskrise

						
						Emmanuel Macron sah seine katastrophale Niederlage und reagierte mit einer Entscheidung, die viele Beobachter für den womöglich größten Fehler seiner Karriere halten. Er löste die Nationalversammlung auf und kündigte ohne Not Neuwahlen an. Das löste ein politisches Erdbeben aus. In der Panik, Marine Le Pen könnte die Wahlen gewinnen, schlossen sich sofort die Sozialisten, die Kommunisten, die Grünen und die linkspopulistische, zum Teil sogar linksextreme LFI von Jean-Luc Mélenchon zusammen, um mit gemeinsamen Kandidaten einen Wahlsieg des RN zu verhindern. Doch im ersten Wahlgang sah es fast so aus, als ob Le Pen tatsächlich die Macht übernehmen könnte: Mit 33,2 Prozent war der RN zum ersten Mal die stärkste Kraft. Da das Mitte-Lager von Macron eine heftige Niederlage erlitt und abgewählt wurde, rief der Präsident sofort zu einer Koalition aller übrigen Kräfte gegen rechts auf. Schließlich gelang es, einen weiteren triumphalen Wahlsieg des RN zu verhindern. Dennoch bekam dieser 125 Sitze, 26 Sitze mehr als zuvor. Nach langem Hin und Her berief Macron Michel Barnier zum Premierminister. Der formte eine Regierung, die keine Mehrheit im Parlament hatte – und das in einer Zeit, in der sich Frankreich in einer Haushaltskrise befand. Barnier wollte dringend notwendig gewordene Einsparungen durchsetzen. Die Staatsschulden waren gigantisch. Le Pen drohte, gemeinsam mit dem eigentlich verhassten Linksbündnis gegen die Regierung zu stimmen. Sie forderte Barnier auf, nicht die Steuern zu erhöhen, sondern Ausgaben bei der Einwanderung zu sparen und die medizinische Versorgung für Einwanderer ohne Papiere zu kürzen.

						Es kam schließlich zum Misstrauensvotum Anfang Dezember 2024, und der RN und die Linke stimmten gemeinsam gegen die Regierung. Nach nur drei Monaten stürzte Frankreich also wieder in eine politische Krise. Präsident Emmanuel Macron war endgültig angeschlagen und angezählt. In der Nationalversammlung kann man jedoch erst wieder im Sommer 2025 wählen. Bis dahin bleibt die Lage extrem instabil, auch wenn es mit François Bayrou einen neuen Premier gibt.

					
					
						
							2027: Präsidentin Le Pen?

						
						Am 31. März 2025 verurteilte das Tribunal Judiciaire von Paris Marine Le Pen wegen der Veruntreuung öffentlicher Gelder und des Aufbaus eines betrügerischen Systems in ihrer Zeit als EU-Abgeordnete in Brüssel zu einer Gefängnisstrafe von vier Jahren, davon zwei auf Bewährung. Außerdem muss sie eine Geldstrafe von 100000 Euro zahlen. Doch die entscheidende Strafe verkündete die Vorsitzende Richterin am Schluss: Marine Le Pen darf in den kommenden fünf Jahren nicht zu Wahlen antreten und damit auch nicht bei der Präsidentschaftswahl 2027. Ein herber, ein bitterer Schlag für Marine Le Pen und den RN – aber auch ein politisch tödlicher für die Rechtspopulisten?

						Wie erwartet hat Marine Le Pen nach der Verurteilung ihre Strategie deutlich gemacht. In den Medien und bei öffentlichen Auftritten präsentiert sie sich als «Opfer» einer politisierten Justiz, der es darum ging, ihre Chancen auf die Präsidentschaft zunichtezumachen. Das Urteil löste in Frankreich eine heftige Diskussion aus, inwieweit die Justiz ins politische Geschehen eingegriffen hat. Einige Stimmen meinten, es sei Sache der Bürger, bei Wahlen zu entscheiden, ob Marine Le Pen als Präsidentin geeignet sei. Andere, wie sogar der französische Premierminister François Bayrou, betonten zwar die Verpflichtung des Gerichts, in Strafsachen schwerwiegende Entscheidungen zu treffen, doch dass Le Pen das passive Wahlrecht genommen wurde, könne irreversible Folgen haben. Marine Tondelier, die Vorsitzende der französischen Grünen, fürchtete negative Folgen für die Demokratie Frankreichs aufgrund des Urteilsspruchs. Marine Le Pen ist auf jeden Fall nicht bereit, klein beizugeben. Dass sie in Berufung gehen würde, war klar. Doch die Gerichte in Frankreich sind normalerweise langsam, insofern dürfte es ausgeschlossen sein, dass sie rechtzeitig zu den Präsidentschaftswahlen eventuell noch ein anderes Urteil erreichen könnte – so zumindest lautete die allgemeine Einschätzung der französischen Öffentlichkeit unmittelbar nach dem Urteil. Inzwischen hat die Justiz jedoch reagiert: Das Berufungsverfahren wird nun doch beschleunigt und soll bis Sommer 2026 abgeschlossen sein. Damit hätte Le Pen durchaus noch eine Chance, als Präsidentschaftskandidatin antreten zu können, wenn das aktuelle Urteil revidiert wird. Le Pen, die sich bis dahin mit Sicherheit als «Märtyrerin» des Systems präsentieren wird, könnte das gesamte Gerichtsverfahren politisch noch zum Vorteil gereichen. Sie wird die Franzosen zu einem «Jetzt erst recht!» bewegen wollen, sollte sie antreten dürfen.

						In der Geschichte hat es so eine Wahl schon einmal gegeben: 1986 trat der ehemalige Generalsekretär der UN, Kurt Waldheim, für die Präsidentschaftswahlen in Österreich an. Mitten im Wahlkampf kam heraus, dass Waldheim in der Nazizeit Mitglied der SA-Reiterstandarte gewesen war und unter anderem Ordonnanzoffizier in Griechenland, wo es zu Kriegsverbrechen und Deportationen gekommen war. Waldheim bestritt natürlich jede Beteiligung. Im zweiten Wahlgang für die Präsidentschaft versahen seine Anhänger seine Wahlplakate mit einem Zusatzaufkleber mit der Aufforderung: «Jetzt erst recht!» Kurt Waldheim gewann die Wahlen und wurde österreichischer Präsident.

						Sollte Le Pen 2027 tatsächlich Präsidentin der Republik werden, will sie massive Veränderungen vornehmen, ganz nach dem bereits bekannten Drehbuch der Populisten: in der Justiz und in den Medien. Bereits während des Präsidentschaftswahlkampfs 2022 erklärte Marine Le Pen, wie sie sich einen Umbau des Justizsystems vorstellt. Zunächst soll das französische Zwei-Runden-Wahlsystem durch ein Verhältniswahlrecht ersetzt werden. Zudem will sie Volksreferenden einführen, die sie anstelle der repräsentativen Demokratie bevorzugt, da sie ja, wie alle Populisten, gerne an das Volk appelliert: «Das Volk kann nicht fünf Jahre lang beiseitegeschoben werden.»[23] Die Idee dahinter: Le Pen will die Praxis der etablierten Parteien aufbrechen, die sich bei Wahlen oft zusammenschließen, um den Rassemblement National am Wahlsieg zu hindern.

						Dazu will Le Pen die Verfassung reformieren, mit einem Referendum über die «nationale Priorität». Das Grundgesetz soll so geändert werden, dass es Volksabstimmungen zu allen Themen geben kann. Allerdings: Le Pen würde sich vorbehalten, in einem Beschluss mit dem Parlament jedes Referendum zu blockieren, das «den nationalen Interessen besonders schaden würde».[24] Sie würde auch nicht auf ein Gesetz verzichten, das es der Exekutive ermöglicht, ein Gesetz durchzusetzen, ohne dass es in der Nationalversammlung per Abstimmung angenommen werden muss.[25] Im Grunde also will Le Pen am Parlament und am französischen Verfassungsrat vorbeiregieren. Das semipräsidentielle System mit seiner außerordentlichen Exekutivgewalt würde ihr dabei helfen.

						Wenn Marine Le Pen allerdings Präsidentin würde und der RN nicht gleichzeitig die Parlamentswahlen gewönne, könnte sie die Nationalversammlung sofort auflösen, ein Referendum zur Wahlrechtsreform in ihrem Sinne abhalten und schließlich Neuwahlen ansetzen. Dann könnte sie nach einer Verfassungsänderung zum Beispiel auch entscheiden, wer nicht mehr ins Land darf. Natürlich würden in so einer Situation der Verfassungsrat und der Kassationsgerichtshof einzuschreiten versuchen. Doch Le Pen könnte über Volksreferenden diese Kontrollinstanzen umgehen. Und nicht nur das. Als Präsidentin könnte sie Artikel 16 der Verfassung anwenden, der dem Präsidenten der Republik für eine gewisse Zeit die gesamten legislativen und judikativen Befugnisse überträgt, falls die «territoriale Integrität» Frankreichs in Gefahr ist.[26] Zwar würde das nur für eine gewisse Zeit gelten. Aber wenn eine rechtspopulistische Regierung einmal an der Macht ist, dann ist es kaum noch möglich, sie wieder wegzubekommen.

						Ähnliches gilt auch für den Umgang Le Pens mit den Medien. Wie bei allen Rechtspopulisten ist auch Marine Le Pens Verhältnis zu den Medien angespannt. Social Media eröffnete auch ihr und ihrer Partei Ausspielungswege, die an den etablierten Medien vorbeilaufen, um ihre Botschaften unters Volk zu bringen. Zugleich sehen sich Le Pen und ihre Partei stets als Opfer der Medien. Dieses Lamento ist hinlänglich auch von Rechtspopulisten aus anderen Ländern bekannt.

						Im Sommer 2024, als die Regierungskrise in Frankreich auf ihrem Höhepunkt war, kündigte der RN an, wie er mit den Medien umgehen wolle, falls er den Wahlsieg erringen würde. Vorgesehen war nicht mehr und nicht weniger als die Zerschlagung der öffentlich-rechtlichen Medien. Sie sollten privatisiert und von «linken Einflüssen» befreit werden. Wie bei den Rechtspopulisten üblich, wird den Sendern vorgeworfen, mit ihrem Pluralismus nicht dem «wahren Willen» des Volkes zu entsprechen. Sollten die Pläne des RN jemals umgesetzt werden, wäre das für die Medienbranche eine Katastrophe. Im öffentlich-rechtlichen Rundfunk arbeiten rund 16000 Angestellte. Viele würden entlassen werden, viele würden sich weigern, den neuen Weg mitzugehen. Die EU wacht allerdings über die öffentlich-rechtlichen Sender, seit 2024 gibt es ein Gesetz, das den Zugang zu ausgewogener und unparteiischer Berichterstattung einfordert. Doch Ungarn und Italien haben bereits vorgemacht, wie man die öffentlich-rechtlichen Sender dennoch umkrempeln kann: mit Umbesetzungen der Chefposten, mit Absetzung von bestimmten Sendungen, mit einer Umstrukturierung der Rundfunk- und Aufsichtsräte. Hinzu kommt, dass ausgerechnet Emmanuel Macron die Unabhängigkeit des «service public audiovisuel» bereits 2022 beschnitten hat. Seit damals gibt es nämlich keine Rundfunkgebühren mehr, die Sender werden über den Staatshaushalt finanziert. Damit hat sich die politische Einflussnahme automatisch vergrößert. Le Pen könnte sich darauf berufen, nichts anderes zu tun als ihr Vorgänger, so wie Giorgia Meloni dies auch schon getan hat.

					
					
						
							Freund Russland

						
						Le Pens Kontakte zu Moskau reichen weit zurück. Im Präsidentschaftswahlkampf 2017 zeigte sie sich an der Seite Putins, sie nahm bereits 2014 einen millionenschweren Kredit einer russischen Bank an, die gute Beziehungen zum Kreml hatte. Schon früher hatte sie beste Beziehungen zu rechten Kreisen in Russland, zu einflussreichen Figuren wie dem russischen Unternehmer Konstantin Malofejew oder dem rechtsextremen Universitätsprofessor Alexander Dugin, einem der wichtigsten Vordenker der Neuen Rechten in Russland, den auch Putin schätzt. Auch wenn Marine Le Pen sich mit Ausbruch des Ukrainekrieges verbal immer wieder auf die Seite der Ukrainer stellte, so verwendete sie dennoch gerne eine Rhetorik, die stark an die Argumente des Kreml erinnerte, etwa bei ihrer Kritik, dass Waffenlieferungen die eigene Armee schwächen würden: «Was würden Sie morgen tun, wenn unsere Truppen nicht in der Lage wären, auf eine Krise hoher Intensität zu reagieren, weil ihnen die Mittel fehlen?»[27] Im Dezember 2023 veröffentlichte die Washington Post einen Artikel mit dem Titel «Russia is working to subvert French support for Ukraine» («Russland versucht die französische Unterstützung für die Ukraine zu untergraben»), in dem mittels Geheimdienstdokumenten nachgezeichnet wird, wie der Kreml versucht, Moskaus Argumente in Frankreich zu verbreiten. Zwar wird Marine Le Pen nicht ausdrücklich genannt, doch ihre Argumentation klingt sehr nach Kreml-Sprech, etwa als sie 2022 erklärt, die Sanktionen gegen Russland würden «keinem anderen Zweck dienen, als die Menschen in Europa leiden zu lassen».[28] Der französische Politikwissenschaftler Gilles Ivaldi bringt Le Pens Taktik auf den Punkt: «Marine Le Pen hat sich gezwungenermaßen zu Beginn des Ukraine-Kriegs [von Russland] distanziert, aber ihre politische DNA ist weiterhin stark von einer ideologischen Nähe zu Russland geprägt.»[29] Auch eine Untersuchungskommission der französischen Nationalversammlung konstatierte dem RN, dass er privilegierte Beziehungen zu Russland habe und als Kommunikationskanal des Kremls, als «Transmissionsriemen» diene.

						Le Pens Forderung, Russland solle mit einem einkehrenden Frieden ein Partner Europas werden, kam, kurz nachdem sie Putin noch als Aggressor verurteilt hatte. Ihr schwebt sogar eine strategische Annäherung der NATO an Moskau vor, einer integrierten Kommandostruktur des Militärbündnisses will sie den Rücken kehren – «ein erster Schritt Richtung Putin», meint Ivaldi.[30] Sollte also Marine Le Pen Präsidentin werden, könnte ihr Schmusekurs mit Moskau für die EU zur Zerreißprobe werden.

					
				
					
						8. USA: Hin zur Autokratie?

					
					Als feststand, dass Joe Biden die Präsidentschaftswahl im November 2020 gewinnen würde, war die Erleichterung im liberalen Washington groß. Nach vier turbulenten Jahren unter Donald Trump hoffte man, dass mit dem neuen Präsidenten eine Ära der ruhigeren, berechenbareren Politik zurückkehren würde. Trumps Wahl wurde als historischer Ausrutscher betrachtet – ein Irrtum, der sich niemals wiederholen würde. Und in der Tat: Bis weit in Bidens Amtszeit schien eine Rückkehr Trumps ins Weiße Haus ausgeschlossen. Noch im Dezember 2022 beschrieb ihn das New York Magazine als «traurig, einsam, gebrochen» und seine Bemühungen, eine Wiederwahlkampagne zu starten, als «vorgetäuscht».[1]

					Doch entgegen allen Erwartungen gewann Trump im November 2024 die Präsidentschaftswahl ein zweites Mal – noch dazu mit einem besseren Ergebnis als acht Jahre zuvor. Und auch die Art, wie er in seiner zweiten Amtszeit zu regieren begann, kam als Überraschung. Denn im Gegensatz zu seinen ersten vier Jahren, die außer Chaos und Getöse wenig Substanzielles produziert hatten, schien es ihm diesmal ernst. Sein Populismus war nicht mehr nur eine rhetorische Waffe, sondern folgte einem konkreten Programm. Auch verfügte er diesmal über ein viel größeres Team, das ihm bedingungslos loyal war und seine Agenda mit Nachdruck umsetzte. Mit anderen Worten: Beim zweiten Anlauf hatte Trump einen Plan – und er schien fest entschlossen, diesen zu verwirklichen.

					Was war das Ziel? Ein Großteil der öffentlichen Diskussion kreist seit Jahren um die Frage, ob Trump den Faschismus will. Als er sich weigerte, seine Wahlniederlage vom November 2020 anzuerkennen und einen gewalttätigen Mob dazu aufstachelte, das Kapitol zu stürmen, fühlten sich viele Unterstützer dieser These bestätigt. Und auch nach seinem zweiten Wahlsieg ist die Idee, dass Trump in Amerika eine Art modernen Faschismus etablieren möchte, wieder häufig zu hören. Kein Wunder: Trump ist selbstbewusster denn je. Er scheint wild entschlossen, den gesamten Staatsapparat unter seine Kontrolle zu bringen, und die von ihm vorgeschlagenen Maßnahmen widersprechen demokratischen Prinzipien immer unverhohlener.

					Innerhalb von nur sechs Monaten hat Trumps Vorgehen liberale Institutionen geschwächt, den Pluralismus untergraben und dem Machtmissbrauch Tür und Tor geöffnet. Sollte er – wie von vielen befürchtet – irgendwann einen Notstand inszenieren, um die Verfassung außer Kraft zu setzen, würde er tatsächlich zu einer Art Diktator. In welchem Zustand sich die amerikanische Demokratie zum Ende seiner Amtszeit befinden wird, lässt sich also schwer voraussagen. Doch eines ist bereits sicher: Die amerikanische Demokratie ist unter ihm nicht stärker, sondern schwächer geworden. Und obwohl er sich selbst für einen «Superdemokraten» hält, würde er dem Ende der liberalen Demokratie wohl keine Träne hinterherweinen. Der Historiker Federico Finchelstein bringt es auf den Punkt, wenn er sagt: Trump ist ein «Möchtegern-Faschist».[2]

					
						
							Erster Anlauf

						
						Trumps erste Präsidentschaftskampagne begann im Sommer 2015 und folgte einem klassisch populistischen Drehbuch. Sein Slogan – «Make America Great Again» – richtete sich an alle, die sich von der Politik des Establishments alleingelassen oder vergessen fühlten. Sein Versprechen war, dass man die Uhr zurückdrehen könne: zu einer Zeit vor dem Strukturwandel, der «Masseneinwanderung», der Finanzkrise und den beschämenden Kriegen in Irak und Afghanistan – als Amerika angeblich noch «groß» war. Auch schien er genau zu wissen, wer an der Misere Schuld hatte: zum einen die Migranten, die – je nach Gruppe – entweder Kriminelle, Vergewaltiger oder Terroristen waren; und zum anderen die liberalen Eliten, die den «Fremden» die Tür geöffnet und den amerikanischen Traum mit Bürokratie und politisch korrekten Vorschriften kaputt gemacht hätten. Dies war der «Sumpf», den er als Präsident trockenlegen wollte («Drain the swamp») – eine Aufgabe, für die er sich als politischer Außenseiter und knallharter Geschäftsmann in Szene setzte.[3]

						Anfangs wurde Trumps Wahlkampagne allgemein belächelt, denn er verfügte weder über politische Erfahrung noch über eine Organisation, ein Wahlkampfbudget oder irgendeine Form von Unterstützung im republikanischen Establishment. Und selbst als er in zahlreichen Umfragen vorne lag, gingen viele davon aus, dass seine Kandidatur irgendwann implodieren würde. Auch seine engsten Gefolgsleute rechneten offenbar nicht damit, dass er eine realistische Chance hatte. Recherchen zufolge begannen zwei seiner wichtigsten Berater, Kellyanne Conway und Steve Bannon, bereits vor dem Wahltag mit der Jobsuche. Und als am Wahlabend die Nachricht von seinem Sieg durchsickerte, konnte offenbar sogar Trump selbst nicht glauben, dass er gewonnen hatte: «Er sah aus, als hätte er ein Gespenst gesehen.»[4]

						Der Mangel an Vorbereitung machte sich schnell bemerkbar. Weder er noch sein Team hatten konkrete Maßnahmen ausgearbeitet, die nach seinem Amtsantritt umgesetzt werden sollten. Ein hoher Beamter berichtete, dass Trumps Vertraute plötzlich in Ministerien auftauchten und «ganz offensichtlich keine Ahnung hatten, wie Regierung und Verwaltung funktionieren. Es war wie im Wilden Westen.» Vor allem aber fehlte es ihm an Leuten. Nach dem Wahlsieg verfügte er über maximal drei oder vier Dutzend Verbündete, von denen die wichtigsten – wie etwa seine Tochter Ivanka und sein Schwiegersohn Jared Kushner – zur eigenen Familie gehörten. Selbst zwei Jahre nach seinem Amtsantritt blieb die Hälfte der siebenhundert wichtigsten Posten, die nach einem Regierungswechsel in den USA neu zu besetzen sind, vakant. Die andere Hälfte wurde meist von traditionellen Republikanern gefüllt, die seinen Populismus nicht teilten – oder ihn sogar für gefährlich hielten. Verteidigungsminister Jim Mattis rühmte sich später, Trumps Anweisungen mehrmals ignoriert zu haben.[5]

						Es war also kein Zufall, dass sich Trump schwer damit tat, seine populistische Agenda umzusetzen. Zunächst versuchte er, durch präsidentielle Dekrete zu regieren; später fing er damit an, politische Entscheidungen per Tweet zu verkünden – wohl in der Hoffnung, damit öffentlichen Druck aufzubauen. Erst in der zweiten Hälfte seiner Amtszeit arbeitete er systematisch mit Abgeordneten zusammen und suchte Mehrheiten im Kongress. Viele seiner Vorhaben blieben deshalb lange Zeit auf der Strecke. Sein angekündigtes Einreiseverbot für Muslime brauchte drei Anläufe, bis es in Kraft treten konnte (und war zu diesem Zeitpunkt kein Einreiseverbot mehr). Von der Mauer, die er an der (3100 Kilometer langen) Grenze nach Mexiko bauen wollte, waren bis zum Ende seiner Amtszeit nur 76 Kilometer fertiggestellt. Das einzige wichtige Gesetz, das er während seiner ersten Amtszeit verabschieden konnte, war eine Steuersenkung für Unternehmen, die er mithilfe traditioneller Republikaner zustande brachte.[6]

						Streng genommen war Trumps erste Amtszeit also ein Fehlschlag, aber er schaffte es, durch seine Präsenz und seinen Modus Operandi das gesamte politische System zu destabilisieren. In nur vier Jahren brach er mit jeder präsidentiellen Norm. Keine der Konventionen, an die sich seine Vorgänger gehalten hatten, blieb intakt. Viele hatten erwartet, dass ihn das Amt zähmen würde – aber das Gegenteil trat ein: Seine Partei wurde so radikal wie er selbst. Am Ende seiner Präsidentschaft konnte kein Republikaner ohne seine Zustimmung Erfolg haben, und die einstige Establishment-Partei hatte sich quasi über Nacht in eine tobende populistische Bewegung verwandelt.

						Trump bereitete damit den Boden für den vielleicht schwersten Bruch demokratischer Normen: die Nichtanerkennung seiner Wahlniederlage im November 2020. Dass siebzig Prozent der republikanischen Wähler den Putschversuch vom 6. Januar 2021 verharmlosten und Joe Biden nicht als rechtmäßig gewählten Präsidenten anerkannten, war sein wahres Vermächtnis – und es reichte weit über seine erste Amtszeit hinaus.

					
					
						
							Ich, das Volk

						
						In vielerlei Hinsicht ist Donald Trump das Gegenteil eines populistischen Volkstribuns. Er stammt aus einer wohlhabenden New Yorker Familie, ging auf teure Schulen, und hätte er das Erbe seines Vaters konservativ angelegt, wäre sein Vermögen wahrscheinlich noch größer, als es tatsächlich ist. Trotzdem gelang es ihm, sich als «Mann des Volkes» zu inszenieren – nicht zuletzt durch die TV-Show «The Apprentice», in der er elf Jahre lang als CEO auftrat und mit seiner direkten Art viele Amerikaner für sich gewann. In seinem Kopf hat sich die Idee, dass er – und er allein – das Volk repräsentiert, im Laufe der Zeit so verfestigt, dass ihm mittlerweile jeder Gegner als «Volksfeind» gilt.

						Am deutlichsten sieht man das in seinem Verhältnis zu Wahlen. Einfach ausgedrückt: Keine Wahl, aus der Donald Trump nicht als Gewinner hervorgeht, ist aus seiner Sicht eine legitime Wahl. Im Jahr 2016 behauptete er schon Tage vor der Abstimmung, dass Millionen illegaler Einwanderer gewählt hätten. Als er die Wahl dennoch gewann, zog er den Vorwurf nicht etwa zurück, sondern beharrte darauf, dass illegale Stimmen der Grund dafür seien, dass er keine absolute Mehrheit erreicht habe. Vier Jahre später wiederholte sich das Schauspiel – allerdings mit einem dramatischeren Ausgang. Bereits vor dem Wahltag erhob er entsprechende Vorwürfe, und als Biden am 6. Januar 2021 offiziell zum Sieger gekürt wurde, hetzte er seine Anhänger zu einem Umsturzversuch auf, in dessen Folge fünf Menschen starben. Sein eigener Vizepräsident Mike Pence, dessen Aufgabe es war, das Wahlergebnis zu zertifizieren, entkam dem gewalttätigen Mob nur knapp. Doch statt Verantwortung zu übernehmen, spielte Trump die Ereignisse herunter. Mehrfach behauptete er, die Bundespolizei FBI habe den Umsturzversuch initiiert, um ihm politisch zu schaden. Dass er die Wahl verloren hatte, gestand er niemals ein. Und gleich am ersten Tag seiner zweiten Amtszeit verfügte er Hunderte von Begnadigungen, durch die zahlreiche Umstürzler aus der Haft entlassen wurden.[7]

						Selbst bei der Wahl im November 2024 behauptete Trump Betrug: Diesmal ging es um den Schlüsselstaat Pennsylvania, wo nach seiner Meinung Tausende Stimmen zu Unrecht gezählt worden seien. Doch trotz Dutzender Gerichtsverfahren und Untersuchungen – die teils von ihm selbst in Auftrag gegeben wurden – hat sich bis heute kaum einer der Vorwürfe erhärtet. Trump hat diese Tatsache bisher fast völlig ignoriert: Aus seiner Sicht ist es unvorstellbar, dass ihn das Volk – sein Volk – in einer korrekt durchgeführten Abstimmung ablehnen würde.

						Eine ähnliche Einstellung prägt auch seinen Umgang mit dem Justizsystem. Obwohl die Berufung von drei konservativen Verfassungsrichtern einer der größten – und wahrscheinlich nachhaltigsten – Erfolge seiner ersten Amtszeit ist, weigert sich Trump hartnäckig, Gerichtsentscheidungen zu akzeptieren, die seinen Vorstellungen zuwiderlaufen. Dies betrifft nicht nur vermeintlich politische Verfahren, wie zum Beispiel die Untersuchungen zur russischen Einflussnahme auf die Wahl 2016 oder zum Umsturzversuch vom Januar 2021. Auch Urteile, die gegen seine Geschäftsinteressen gehen, wie etwa im Fall seiner Diplomfabrik «Trump University», betrachtet Trump grundsätzlich als fehlerhaft und voreingenommen.

						Der perfideste Vorwurf, den er und seine Anhänger immer wieder äußern, ist, dass Richter «ungewählt» seien – im vollen Wissen, dass Bundesrichter in den USA niemals gewählt werden. So beschimpfte er im März 2025 einen Bundesrichter, der sich ihm widersetzt hatte, nicht nur als «radikalen Linksextremisten, Unruhestifter und Agitator», sondern machte klar: «Er hat die Volksabstimmung nicht gewonnen … Er hat nicht alle sieben Swing States gewonnen. Er hat nicht 2750 zu 525 Countys gewonnen. ER HAT GAR NICHTS GEWONNEN! ICH HABE GEWONNEN.»[8] Seine Anhänger entfachten daraufhin einen mehrtägigen Shitstorm, durch den der Richter diskreditiert und eingeschüchtert werden sollte. Die Absicht hinter solchen Angriffen ist klar: Niemand soll das Recht haben, den «wahren» Willen des Volkes zu bestimmen – außer Donald Trump.

						Nach Meinung des New York Times-Journalisten Charles Homans dient auch der gezielte Einsatz von Verschwörungstheorien diesem Zweck.[9] So verleumdete Trump Hillary Clinton 2016 nicht nur als Kriminelle, die eingesperrt gehöre, sondern auch als Marionette «liberaler Finanzinteressen» und Mitglied einer politischen Dynastie, die um jeden Preis an der Macht bleiben wolle. Joe Biden, gegen den er 2020 antrat, war nicht nur «Oberhaupt einer Verbrecherfamilie», sondern zugleich ein Werkzeug ausländischer Mächte und ein «trojanisches Pferd» von Linksextremisten. 2024 ging er noch weiter. Während seiner Wahlkampfauftritte im Herbst sprach er in apokalyptischen Bildern und kündigte unverhohlen an, das bestehende System zerstören zu wollen. «2024 ist unser letzter Kampf», so Trump wenige Tage vor dem Wahltag. «Wir werden die Globalisten hinausdrängen … Wir werden den Deep State zerschlagen … Wir werden die kranke politische Klasse abschütteln.» Hieran schloss sich eine konkrete Drohung an: «Wir werden die Kommunisten, Marxisten … und radikalen Linksextremisten, die wie Ungeziefer in unserem Land leben, ausrotten.» Für den Historiker Finchelstein waren dies nicht mehr die Worte eines Populisten, sondern «die eines Faschisten».[10]

					
					
						
							Staatszerstörung

						
						Eine von Trumps häufigsten Beschwerden in seiner ersten Amtszeit galt der übermächtigen Bürokratie. Für einen Republikaner ist das eigentlich nichts Ungewöhnliches: Seit Jahrzehnten prangern Präsidentschaftskandidaten der Partei eine vermeintlich ausufernde und von Linken dominierte Bundesverwaltung an, die außer zusätzlichen Vorschriften und Regulierungen nichts zustande bringe. Doch unter Trump hatte die Kritik eine neue Qualität, denn sie beruhte nicht mehr nur auf klassischem Konservatismus, sondern enthielt auch Elemente einer Verschwörungstheorie. Seiner Überzeugung nach waren er, seine Präsidentschaft und damit der Wille des amerikanischen Volkes systematisch von einem «tiefen Staat» – dem sogenannten Deep State – sabotiert worden. Dies sollte sich nun ändern.

						Ein entscheidender Faktor dabei war der neue ideologische Eifer von libertären Technologieunternehmern wie etwa Elon Musk. Während sich die meisten noch vor wenigen Jahren aus Rücksicht auf ihr Geschäft zurückhielten, betrachten sich heute viele als politische Visionäre. Den intellektuellen Überbau dafür lieferte ein Programmierer namens Curtis Yarvin, der auf seinem Blog in den Jahren 2007 bis 2014 eine Reihe von politischen Ideen entwickelte, die später als «Neo-Reaktion» bekannt wurden. Die Grundidee ist, dass sich eine linke Elite – die er «Kathedrale» nennt – des Staates bemächtigt habe und dass Demokratie (im Sinne von Mehrheitsherrschaft) unter den aktuellen Bedingungen nicht mehr möglich sei. Die einzige Lösung bestehe aus einem neuen, kleinen, autoritären, aber hocheffizienten Staatsapparat, in dem eine Art CEO dafür sorgt, dass die Verwaltung funktioniert, Sicherheit gewährleistet ist und individuelle Freiheitsrechte garantiert sind. Was sich wie eine rechtslibertäre Utopie anhört, wurde in den Augen vieler Tech-Milliardäre durch den Fortschritt neuer Technologien – insbesondere der künstlichen Intelligenz – zur realistischen Option.[11] Und Donald Trump bot ihnen die Möglichkeit, sie in die Praxis umzusetzen.

						Noch vor seinem Wahlsieg im November 2024 beauftragte Trump Musk damit, die amerikanische Bundesverwaltung radikal zu reformieren. Das Ergebnis war die «Abteilung für Regierungseffizienz» («Department of Government Efficiency» oder DOGE), die bereits am Tag von Trumps Amtsantritt ihre Arbeit aufnahm. Musk versammelte darin eine kleine Gruppe von Beamten, Geschäftspartnern und jungen Software-Ingenieuren, deren Aufgabe es sein sollte, die «Tyrannei der Bürokratie» (Musk) zu beenden. DOGE bekam Zugang zu den Computersystemen aller Ministerien, und innerhalb von zwei Monaten hatte die Einheit durch eine Kombination von Betrugserkennung, Vertragskündigungen, Neuverhandlungen, Verkäufen und Entlassungen nach eigenen Angaben über hundert Milliarden Dollar eingespart.[12]

						Auch wenn das Ausmaß der Einsparungen umstritten ist (Kritiker sprechen von weniger als einem Zehntel), erschütterte DOGE das gesamte System. Der Grund war zum einen ihr rabiates, häufig illegales Vorgehen. Mitarbeiter von DOGE tauchten unangekündigt in Ministerien oder Behörden auf, und wer sich weigerte, mit ihnen zu kooperieren, hatte in vielen Fällen tags darauf keinen Job mehr. Wie sich inzwischen herausgestellt hat, ist ein Großteil der Kündigungen, die DOGE ausgesprochen hat, unrechtmäßig, doch besonders anfangs waren viele Mitarbeiter so eingeschüchtert, dass sie Abfindungen akzeptierten und ihre Jobs freiwillig verließen. Der vorläufige Höhepunkt war eine E-Mail an alle 2,5 Millionen Bundesangestellten, in der DOGE sie aufforderte, fünf Erfolge der letzten Woche zu nennen – andernfalls würden sie gefeuert.[13]

						Hinzu kam, dass sich die Einsparungsentscheidungen von DOGE oft stärker nach der Ideologie des Präsidenten richteten als nach Effizienzkriterien. Gekürzt wurde zuerst bei Diversitätsprogrammen und Förderungen, die man für «woke» oder «politisch korrekt» hielt. Die Entwicklungshilfeagentur USAID und das Amt für Verbraucherschutz im Finanzwesen mussten komplett schließen, während beim (als links verschrienen) Bildungsministerium die Hälfte der Stellen abgebaut wurde. Auch die Auslandssender Radio Free Europe und Radio Liberty, die besonders in Ländern gehört werden, in denen es keine freien Medien gibt, sollten den Betrieb einstellen. Laut Elon Musk seien deren Journalisten «radikale linke Verrückte, die Selbstgespräche führen, während sie jährlich eine Milliarde Dollar an amerikanischen Steuergeldern verbrennen».[14]

						Währenddessen sorgte der Rest von Trumps Team dafür, dass Behördenspitzen mit Leuten besetzt wurden, die dem Präsidenten gegenüber bedingungslos loyal waren. Im Gegensatz zur ersten Amtszeit sollten diesmal keine wichtigen Posten vakant bleiben oder an «Pseudo-Republikaner» vergeben werden. Bewerber mussten umfangreiche Loyalitätstests durchlaufen, bei denen ihre Haltung zu Trump überprüft wurde: Wer sich in den sozialen Medien kritisch geäußert hatte oder seinen angeblichen Wahlsieg im November 2020 infrage stellte, wurde gnadenlos aussortiert. Übrig blieben vor allem «Ultras» und Verschwörungstheoretiker, die in vielen Fällen mit Positionen weit über ihrer Qualifikation belohnt wurden.

						Bestes Beispiel ist das FBI, dem Trump in seiner ersten Amtszeit immer wieder «Hexenjagden» gegen ihn und seine Familie vorgeworfen hatte. Neuer Chef wurde der vormalige Staatsanwalt Kash Patel – ein langjähriger Trump-Unterstützer, der seit Jahren als Kritiker des FBI gilt. Nach einer Untersuchung zur russischen Einflussnahme auf die Wahl 2016 – die von einem ehemaligen FBI-Direktor geleitet wurde – forderte Patel mehrfach, die Behörde zu zerschlagen und ihr die nachrichtendienstlichen Befugnisse zu entziehen. Das Hauptquartier im Zentrum von Washington wollte er komplett auflösen und in ein «Museum des Deep State» verwandeln. Bei anderen Gelegenheiten raunte er von vermeintlichen «Verrätern» und «Verschwörern» innerhalb der Behörde – die er dann in einem Buch mit dem Titel Government Gangsters («Regierungsgangster») auflistete. Genauso wie Trump ist Patel fest davon überzeugt, dass Biden die Wahlen im November 2020 manipuliert hat, und noch bis vor Kurzem behauptete er sogar, das FBI habe den Umsturzversuch vom 6. Januar 2021 mitorganisiert.[15]

						Ähnliches hört man auch von seinem neuen Stellvertreter, dem Ex-Polizisten und Fernsehkommentator Dan Bongino. Auch Bongino ist ein glühender Anhänger der Deep-State-Hypothese, hat unzählige Male die Lüge von Trumps Wahlsieg im November 2020 wiederholt und galt während des Umsturzversuchs als einer der wichtigsten Verbreiter von Desinformation in den sozialen Medien.[16] Beide haben Trump bereits eine Art Blankoscheck ausgestellt, wollen «politisch motivierte» Ermittlungen gegen ihn verhindern und haben gleichzeitig «dramatische Veränderungen» in ihrer Behörde angekündigt.

						Noch bevor klar ist, woraus genau diese Veränderungen bestehen sollen, hat Trump bereits viele seiner Ziele erreicht. Alle Ermittlungsbehörden, die ihm gefährlich werden könnten, sind fest in seiner Hand. Weite Teile der Bundesverwaltung befinden sich im Chaos. Und selbst erfahrene Beamte fürchten sich vor DOGE und den KI-gesteuerten «Säuberungsaktionen» der Behörde. Nicht zuletzt ist allen bewusst, dass ihre Arbeitsstellen nur sicher sind, wenn sie dem Präsidenten bedingungslose Loyalität zeigen und seine Falschbehauptungen zur Wahl im November 2020 öffentlich – und enthusiastisch – unterstützen. In gewisser Weise hat Trump die Bundesverwaltung damit schon jetzt «gebrochen» – vielleicht nicht physisch, aber als politisch neutrale Institution, die nicht einer einzelnen Person, sondern Land und Verfassung dienen soll.

						Dass hinter diesem Vorgehen ein System steckt, belegen ähnliche Maßnahmen, mit denen die Trump-Regierung versucht hat, die Zivilgesellschaft unter Druck zu setzen. Nichtregierungsorganisationen wurde mit Entzug der Gemeinnützigkeit gedroht. Anwaltskanzleien, die sich an Verfahren gegen Trump beteiligt hatten, sollten keinen Zutritt mehr zu Regierungsgebäuden bekommen. Journalisten, die kritisch über Trump berichten, wurden aus Pressekonferenzen ausgeschlossen. Und Universitäten, die sich weigerten, ihre Diversitätsprogramme zu beenden, strich man staatliche Fördermittel. In Trumps Augen, so scheint es, richtet sich der Kampf nicht nur gegen den «tiefen Staat», sondern gegen die offene Gesellschaft insgesamt.

					
					
						
							Korruption

						
						Ein scheinbarer Widerspruch in Trumps politischer Inszenierung war stets, dass sich ein Mann mit seinem Reichtum als Vertreter der einfachen Leute präsentierte. Doch er verstand es, diesen Widerspruch zu seinem Vorteil zu wenden. Bereits während seines ersten Wahlkampfs erklärte er: «Ich brauche kein Geld von niemandem. Ich benutze mein eigenes Geld. Ich nehme kein Geld von Lobbyisten. Ich nehme kein Geld von Spendern. Es ist mir egal.» Die Tatsache, dass er nicht auf das Geld anderer angewiesen war, wurde so zu einem wichtigen Bestandteil seiner populistischen Anziehungskraft. Unter seiner Führung, so glaubten viele seiner Anhänger, würde kein Wirtschaftsboss oder Industrievertreter in der Lage sein, die Interessen des «kleinen Mannes» zu korrumpieren.

						Das einzige Problem: Es stimmte nicht. Zum einen war Trump wahrscheinlich nie so reich, wie er von sich selbst behauptet. Zum anderen hat Trump seine beiden Wahlkampagnen zum allergrößten Teil aus Spenden finanziert. Folgerichtig nahmen bereits während seiner ersten Amtszeit Spender Einfluss auf seine Politik. Und während der zweiten Amtszeit ist die Macht der Geldgeber noch größer geworden. Allein Elon Musk hat Trump im Wahlkampf 2024 mehr als 250 Millionen Dollar gespendet.[17] Für Unterstützer wie ihn – und für Trump selbst – sind durch den Wahlsieg zahlreiche neue Möglichkeiten entstanden, sich selbst zu bereichern. Und wie bereits in den ersten Wochen klar wurde, sind sie fest entschlossen, diese zu nutzen.

						Eine der wichtigsten Voraussetzungen schuf Trump gleich zu Beginn seiner Amtszeit. Bereits vier Tage nach seiner Rückkehr ins Weiße Haus verfügte er die Kündigung von siebzehn sogenannten Generalinspekteuren. Diese Position existiert in allen amerikanischen Bundesministerien und dient dazu, über Betrug, Korruption, Verschwendung und andere Fehlverhalten zu wachen. Generalinspekteure sind mit weitreichenden Ermittlungsbefugnissen ausgestattet und haben in den vergangenen Jahrzehnten zahlreiche Skandale aufgedeckt. Republikaner und Demokraten haben ihre Stellung deshalb immer wieder gestärkt.

						Doch Trump hatte daran offenbar kein Interesse. Mit ihrer fristlosen Entlassung missachtete Trump sowohl die rechtlich vorgeschriebene Kündigungsfrist von dreißig Tagen als auch die Konvention, nach der Generalinspekteure nur mit starker Begründung und unter außergewöhnlichen Umständen ausgetauscht werden sollten. Die Konsequenz ist, dass die Position in vielen Ministerien nach wie vor vakant ist und – wenn überhaupt – nur mit Loyalisten neu besetzt wird. Sogar Republikaner waren über die Entscheidung schockiert: «Ich verstehe es nicht», so etwa die Senatorin Susan Collins. «Warum sollte man Leute entlassen wollen, deren Job es ist, Betrug, Korruption und Amtsmissbrauch zu bekämpfen?»[18]

						Zu den unmittelbaren Profiteuren von Trumps Vorgehen zählte die Krypto-Industrie. Während Trump in seiner ersten Amtszeit Kryptowährungen wie Bitcoin oder Ethereum noch als «Abzocke» bezeichnete, wurde er im Laufe des Wahlkampfs 2024 zum enthusiastischen Unterstützer. Krypto-Unternehmer investierten Millionen von Dollar in seine Wahlkampagne und mussten nicht lange warten, bis er den Gefallen erwiderte. Nur wenige Tage nach seinem Amtsantritt stoppte die US-Finanzaufsichtsbehörde Verfahren gegen zwei Handelsplattformen, die Geld an Trumps Kampagne gespendet hatten, und unterbrach ein Betrugsverfahren gegen den prominenten Krypto-Investor Justin Sun.[19] Letzteres war besonders pikant, denn Sun hatte wenige Wochen zuvor 75 Millionen Dollar in eine neue Kryptowährung namens $TRUMP investiert, deren Haupteigentümer der jüngste Sohn des Präsidenten, Barron, ist. Für Trumps vormaligen Kommunikationschef Anthony Scaramucci war dies ein klarer Fall von Korruption. Mehr noch: Es repräsentiere ein völlig neues «Geschäftsmodell»: «Nun kann jeder auf der Welt mit nur wenigen Klicks Geld auf das Bankkonto des Präsidenten der USA einzahlen», so Scaramucci auf X (vormals Twitter). «Jeder Gefallen – sei es geopolitisch, unternehmerisch oder persönlich – ist jetzt zum Verkauf angeboten, ganz offen.»[20]

						Es wäre nicht das erste Mal, dass die Trump-Familie versucht, aus der Präsidentschaft finanziellen Nutzen zu ziehen. Pioniere auf diesem Gebiet waren Trumps Tochter Ivanka und sein Schwiegersohn Jared Kushner, die während Trumps erster Amtszeit hochrangige Positionen im Weißen Haus bekleideten. Kurz nach ihrem Ausscheiden aus dem Regierungsapparat gründete Kushner den Investmentfonds Affinity Partners, dem die Regierung von Saudi-Arabien umgehend ein Startkapital von zwei Milliarden Dollar überwies. Wenig später beteiligten sich auch die Regierungen von Katar und der Vereinigten Arabischen Emirate, sodass Kushners Firma mittlerweile ein Kapital von über 3,5 Milliarden Dollar zur Verfügung hat. Das Kuriose daran: Affinity Partners hatte selbst drei Jahre nach seiner Gründung kaum Investitionen getätigt, was bedeutet, dass die Firma jährlich Millionen an Verwaltungsgebühren einstrich, ohne dafür irgendeine Leistung zu erbringen. Nach Auffassung des Korruptionsexperten Norm Eisen von der Denkfabrik Brookings Institution war dies genau die Absicht. Die Zahlungen an den Fonds seien «Geld für nichts», so Eisen. «Ihr Zweck ist, sich bei Kushner und seiner Familie einzuschmeicheln.»[21]

						Der eindeutigste finanzielle Nutznießer von Trumps Präsidentschaft war jedoch bis zum öffentlichen Bruch im Juni 2025 Elon Musk. Seine großzügige Investition in die Wahlkampagne hatte sich zu diesem Zeitpunkt bereits bezahlt gemacht, denn praktisch alle seine Firmen profitierten innerhalb weniger Wochen von Entscheidungen der neuen Regierung: Mitte Februar erhöhte das Weiße Haus seine Werbeausgaben auf X; wenige Tage später verkündete das Außenministerium, es wolle «diplomatische Fahrzeuge» von Tesla kaufen; und am Ende des Monats beschloss die Flugaufsichtsbehörde einen Vertrag über 2,4 Milliarden Dollar mit Musks Satellitenfirma Starlink.[22] Anfang März veranstaltete der amerikanische Präsident sogar eine kaum verhüllte Werbeaktion: Er ließ Musk die neuesten Tesla-Modelle auf dem Rasen des Weißen Hauses vorfahren, lobte die Autos als «wunderschön» und erklärte, selbst eines kaufen zu wollen. Der Fernsehsender NBC berichtete, Trump habe seinen Amtssitz in einen «Ausstellungsraum von Tesla» verwandelt.[23]

					
					
						
							Ideologie à la Trump

						
						Wenn es um tatsächliche Politik geht, agiert Trump meist genauso opportunistisch wie beim Geld. «Trump glaubt nicht an Nationalismus oder irgendeine politische Philosophie», meint Joshua Green, Autor eines Buches über Trumps politischen Aufstieg. «Er ist im Grunde genommen ein Geschöpf seines Egos.»[24] Dies wird auch an seinen wechselnden Parteimitgliedschaften deutlich: Trump war bis 1999 Republikaner, danach Mitglied der libertären Reform Party, von 2001 bis 2009 Demokrat, dann zwei Jahre lang Unabhängiger und anschließend wieder Republikaner. Als rechts oder konservativ gilt er erst seit den 2010er Jahren.

						Das einzige politische Thema, bei dem Trump zeit seines Lebens konsequent war, ist interessanterweise die Außenpolitik. Schon 1987, als er zum ersten Mal in Betracht zog, für die Präsidentschaft zu kandidieren, schaltete er ganzseitige Zeitungsanzeigen, in denen er sich darüber beklagte, dass andere Nationen größere Handelsüberschüsse erzielten als die USA, ohne jemals irgendeinen Beitrag zur internationalen Sicherheit zu leisten. Seine Forderung: «Wir sollten Japan, Saudi-Arabien und andere zur Kasse bitten. Diese reichen Nationen sollten besteuert werden, nicht Amerika.»

						Im Laufe der Zeit übertrug sich sein auf Transaktion basierender Ansatz von der Handelspolitik auf alle anderen Bereiche der Außenpolitik. Bereits während seiner ersten Amtszeit bekamen das Verbündete zu spüren, die Amerikas Weltmachtrolle – und die daraus resultierenden Vorteile – für selbstverständlich hielten. So machte Trump gegenüber Europa deutlich, dass Amerika seine Bündnisverpflichtungen nur dann erfüllen werde, wenn sie selbst mehr in Verteidigung investierten. Und an die Adresse arabischer Staaten gerichtet erklärte er, dass selbst der Kampf gegen den IS fortan nur für einen gewissen Preis zu haben sei. «Wir helfen immer gern Ländern, die durch den Aufstieg des radikalen Islam bedroht sind», so Trump im Jahr 2016, «aber das muss eine gegenseitige Sache sein. Sie müssen auch gut zu uns sein.»[25] Keine von Trumps Initiativen während seiner zweiten Amtszeit – wie etwa die Verhängung von Zöllen oder der Versuch, die Ukraine zu einem Deal mit Russland zu zwingen – ist deshalb überraschend. Diese Art von Außenpolitik ist sein Markenzeichen.

						Hiervon abgesehen gibt es nur zwei weitere Politikfelder, bei denen Trumps politische Haltung im Laufe der Jahre relativ konsistent war. Das ist zum einen das Thema Migration, wo er sich seit den frühen 2010er Jahren als Hardliner positionierte und mit dem er die Wahl 2016 gewann. Zum anderen ist es das Thema Abtreibung, das er später für sich entdeckte und womit er sich die Unterstützung von konservativen Christen sicherte. Dies sind die zwei Politikfelder, an denen sich der «Rechtsruck» in seiner zweiten Amtszeit messen lassen wird.

						Die Ablehnung der «Massenmigration» war von Beginn an Trumps zentrales Thema und prägte seine gesamte aktive politische Laufbahn. Schon in seiner ersten Amtszeit setzte er umstrittene Maßnahmen zur Zurückweisung illegaler Einwanderer durch. 2024 ging er dann noch einen Schritt weiter und kündigte «Massenausweisungen» von bis zu zwanzig Millionen Migranten an. Danach gefragt, wie diese umgesetzt werden sollen, verwies er mehrmals auf «Operation Wetback» – eine groß angelegte Abschiebungsaktion in den 1950ern, bei der Hunderttausende Menschen ohne jegliches Verfahren inhaftiert und ausgewiesen wurden. Außerdem erwähnte er ein Gesetz aus dem Jahr 1798, das es möglich machen soll, Ausländer aus «feindlichen Staaten» ohne Grund festzunehmen und bei Bedarf abzuschieben.

						Trumps Einwanderungsbehörde hat inzwischen bereits mehrere Ausweisungen mit diesem Gesetz begründet. Der prominenteste Fall betraf die Abschiebung von 238 mutmaßlichen venezolanischen Gang-Mitgliedern nach El Salvador im März 2025. Trump wollte mit der Aktion ganz offensichtlich ein Exempel statuieren: Getreu seiner Philosophie, wonach Grausamkeit eine abschreckende Wirkung hat, wurde die Abschiebung öffentlich verkündet, die Gefangenen als «Schlimmste aller Schlimmen» bezeichnet und ihre Ankunft in El Salvador mit Videos auf allen Kanälen inszeniert. Dass sich wenige Tage später herausstellte, dass einige der Abgeschobenen gar keine Gang-Mitglieder waren, schien weder Trump noch die Einwanderungsbehörde zu interessieren. Trotz richterlicher Anordnung weigerte sich die Regierung sogar, die Unschuldigen in die USA zurückzuholen.[26]

						Sollte sie weiterhin so verfahren, wäre dies nach Ansicht praktisch aller Experten ein systematischer Rechtsbruch, denn der «Alien Enemies Act» von 1798 ist eigentlich nur für den Kriegsfall vorgesehen, und die «Operation Wetback» gilt vielen Historikern wegen ihrer Brutalität als eines der dunkelsten Kapitel der jüngeren amerikanischen Geschichte. Trumps Politik wäre dann nicht mehr nur «rechts» im Sinne einer konservativen, auf Begrenzung von Migration ausgerichteten Politik, sondern mit rechtsstaatlichen Prinzipien unvereinbar. Der Migrationsexperte Gerald Knaus spricht gar von einer «Migrationspolitik des Terrors».[27]

						Beim Thema Abtreibung hatte Trump eigentlich bereits während der ersten Amtszeit «geliefert». Durch die Berufung von drei konservativen Verfassungsrichtern brachte Trump den jahrzehntelangen Konsens zum Abtreibungsrecht zu Fall, sodass mittlerweile zwölf Bundesstaaten Abtreibungen ausnahmslos verbieten. Gestärkt durch ihren Erfolg bemühen sich Trumps christliche Unterstützer nun jedoch, weitere Einschränkungen durchzusetzen. Ganz oben auf ihrer Liste steht ein «nationales Abtreibungsverbot», das Schwangerschaftsabbrüche in den restlichen achtunddreißig Bundesstaaten illegal machen würde. Ein weiteres Vorhaben ist das Verbot der «Pille danach», die aus Sicht konservativer Christen ebenfalls eine Form der Abtreibung darstellt. Am Ende, so befürchten liberale Aktivisten, könnte ein Verbot jeglicher Form von Empfängnisverhütung und Familienplanung stehen, die nicht zu den Vorstellungen religiöser Christen passt.[28]

						Trump hat eine klare Positionierung zu diesen Themen bisher vermieden. In einer seiner ersten Amtshandlungen widerrief er zwei Direktiven der Biden-Regierung, die Abtreibungen für betroffene Frauen sicherer machen und einkommensschwache Gruppen bei der Rückerstattung bestimmter Kosten unterstützen. Doch die Erwartungen seiner christlichen Unterstützer gehen weit über diese Punkte hinaus. Project 2025 – ein Maßnahmenkatalog der konservativen Denkfabrik Heritage Foundation, der häufig als «Drehbuch» für die Trump-Regierung beschrieben wird – erwähnt das Wort Abtreibung zweihundertmal und enthält mindestens ein Dutzend Forderungen, die auch andere Formen der Geburtenkontrolle betreffen oder den Zugang zu reproduktiver Gesundheitsfürsorge für einkommensschwache Frauen einschränken.[29] Sollte Trump dieser Agenda nachgeben, würde es den Charakter des amerikanischen Staates schrittweise verändern – weg von einer strikten Trennung von Staat und Kirche hin zu einem System, das im Wesentlichen von religiösen Geboten bestimmt wird.

						In Amerika steht also viel auf dem Spiel. Trumps radikale Absichten sind unbestreitbar: Er ist fest davon überzeugt, dass er den Willen des Volkes verkörpert, und hat kein Problem damit, dass ein einziger Mann absolute Kontrolle über alle Aspekte der US-Regierung hat – solange dieser Mann er selbst ist. Das war schon 2017 so, als er zum ersten Mal die Präsidentschaft antrat, doch dieses Mal hat er einen besseren Plan und mehr Erfahrung. Vor allem aber hat er mächtige Unterstützer, die ihn als Vehikel für ihre eigenen Ambitionen begreifen.

						Dass Trump noch keine faschistische «Machtergreifung» (siehe Kapitel 2) durchgeführt hat, liegt nicht daran, dass er grundsätzlich gegen autoritäre Herrschaft oder Ultranationalismus wäre, sondern dass ihn das System der Gewaltenteilung (bisher) daran gehindert hat. Während seiner ersten Amtszeit stellten sich ihm noch Justiz, Verwaltung und seine eigene Partei in den Weg. Ob dies auch in seiner aktuellen Amtszeit der Fall sein wird, weiß niemand. Sowohl Partei und Verwaltung sind bereits «gebrochen», und wie lange die Justiz seinen Angriffen noch standhalten kann, ist eine offene Frage. Vielerorts wird spekuliert, Trump könne einen Notstand herbeiführen und diesen dafür nutzen, um die Verfassung außer Kraft zu setzen. In diesem Fall wäre er dann tatsächlich die Art absoluter Herrscher, für die er Präsidenten immer gehalten hat. Egal, was passiert: Die USA steuern mit großen Schritten auf eine Staatskrise zu.

						Die Entwicklung in den Vereinigten Staaten ist keine Ausnahme: Wie gezeigt, befinden sich Rechtspopulisten überall in Europa und Nordamerika auf dem Vormarsch. Ob in Ungarn, Frankreich, den Niederlanden, Italien oder den USA: Der Plan ist überall gleich oder ähnlich, auch wenn die jeweiligen Bewegungen in unterschiedlichen Phasen der Umsetzung sind. Während Ungarn der Vorreiter ist, an dem sich alle orientieren, wäre Frankreich der große Durchbruch, der die Rechtspopulisten und ihre Idee der «illiberalen Demokratie» zum neuen europäischen Mainstream machen würde. Demokratie im Sinne von Wahlen würde dadurch nicht von heute auf morgen verschwinden, aber es wäre eine grundlegend andere Form als die liberale Demokratie, die den Westen in den letzten achtzig Jahren geprägt hat. Was bedeutet das für Deutschland? Und wichtiger noch: Was kann getan werden, um das Sterben der Demokratie aufzuhalten?

					
				
					
						9. Deutschland: Die Nachzügler

					
					Deutschland hat mit dem Rechtspopulismus weniger Erfahrung als seine europäischen Nachbarn. Bis Mitte der 2010er Jahre spielten rechtspopulistische Bewegungen in Deutschland kaum eine Rolle. Parteien wie Die Republikaner erzielten in den 1990er Jahren kurzzeitig Erfolge, verschwanden aber ebenso schnell wieder in der Bedeutungslosigkeit. Die offen neonazistische NPD war zwar dauerhaft präsent, blieb aber ohne politischen Einfluss. Als die Alternative für Deutschland (AfD) im Jahr 2013 gegründet wurde, war Viktor Orbán bereits drei Jahre in seiner zweiten Amtszeit, Marine Le Pen hatte schon für die Präsidentschaft kandidiert, und Geert Wilders’ Partei saß seit Jahren im niederländischen Parlament. Auch in den USA hatte sich die rechtspopulistische Tea Party, deren Anhänger in großer Zahl später Donald Trump unterstützten, bereits fest etabliert.

					Für Politikwissenschaftler war dies ein Rätsel, denn natürlich war auch Deutschland von Politikverdrossenheit, Strukturwandel und Einwanderung betroffen – Themen, mit denen Rechtspopulisten in anderen Ländern punkten konnten. Dass es auch in Deutschland hierfür ein Potenzial gab, zeigte nicht zuletzt der Erfolg von Thilo Sarrazins Buch Deutschland schafft sich ab, das im Herbst 2010 erschien, ein halbes Jahr lang die Bestsellerliste anführte und von dem mehr als 1,5 Millionen Exemplare verkauft wurden. Warum also dauerte es bis 2017, bis mit der AfD eine rechtspopulistische Partei ins Parlament einzog?

					Die Antwort lag nach Meinung vieler Experten in der deutschen Vergangenheit. So argumentierte der Politikwissenschaftler Frank Decker Mitte der 2000er, Parteien rechts der Union seien in Deutschland «stärker stigmatisiert … als in jedem anderen europäischen Land». Bei Wahlen hätten sie «auf Dauer keine Chance – zu tief sitzt die Abscheu vor den Neonazis».[1] Und tatsächlich: Auch die AfD positionierte sich anfangs vorrangig als liberalkonservative Anti-Euro-Partei, die mit Extremismus oder Nationalismus nichts zu tun haben wollte. Selbst die linke Rosa-Luxemburg-Stiftung bescheinigte ihr vor den Bundestagswahlen 2013, sie sei «in ihrer gegenwärtigen Ausprägung keine Partei der extremen Rechten … Sie ist weder neofaschistisch ausgerichtet, noch finden sich bisher Formen der NS-Verherrlichung oder eines völkischen Nationalismus oder völkischen Rassismus.»[2]

					Doch dies änderte sich ab dem Jahr 2015. Nachdem sich der Euro stabilisiert hatte, geriet die Partei ins Stocken – im Sommer des Jahres lag sie in Umfragen bei lediglich vier Prozent. Als im Herbst dann die sogenannte Flüchtlingskrise begann, setzte sie voll auf das Thema Migration und öffnete sich gegenüber der völkisch-nationalistischen Rechten. Unter Führung des Thüringer Landesvorsitzenden Björn Höcke gewann diese Strömung rasch an Einfluss und verdrängte die liberalkonservative Gründergeneration. In der heutigen AfD lehnen viele Mandatsträger die liberale Demokratie ab, äußern sich offen rassistisch und fordern die Massendeportation von Personen ausländischer Herkunft. Nachdem dies bereits für die Landesverbände Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt gegolten hatte, stufte das Bundesamt für Verfassungsschutz die Partei deshalb im Mai 2025 auch bundesweit als «gesichert rechtsextremistisch» ein.

					Ungewöhnlich an der AfD ist, dass die immer offenere Annäherung an extremistische und völkisch-nationalistische Positionen die Partei keine Stimmen gekostet hat, sondern sie – im Gegenteil – immer populärer zu machen scheint. Bei den Bundestagswahlen 2017 und 2021 erhielt die AfD ungefähr zehn Prozent, bei der Wahl 2025 waren es über zwanzig. Mehr noch: Dort, wo die Partei am radikalsten auftritt, erzielt sie regelmäßig die besten Ergebnisse. Dies gilt insbesondere für Ostdeutschland, wo sie 2025 fast alle Wahlkreise gewann und mit zweiunddreißig Prozent zur stärksten Partei wurde.

					Auch wenn die AfD auf Bundesebene noch weit von einer Regierungsverantwortung entfernt scheint, lohnt es sich deshalb, einen genaueren Blick auf ihre politischen Vorstellungen zu werfen. Anstatt sich nur auf Wahlprogramme oder offizielle Verlautbarungen zu stützen, lässt sich das Weltbild der Partei exemplarisch an drei ihrer einflussreichsten Vertreter skizzieren: Parteichefin Alice Weidel, die ihren Hass auf das «System» kaum verbirgt; der Abgeordnete Maximilian Krah, der offen Sympathien für ausländische Autokratien hegt; und nicht zuletzt Björn Höcke, der als zentraler Architekt des völkisch-nationalistischen Rechtsrucks gilt.

					
						
							Die Hasserin

						
						Alice Weidel ist das wandelnde Paradoxon der Partei. Sie stammt aus einer wohlhabenden Familie in Westfalen, studierte Volks- und Betriebswirtschaft und schrieb anschließend eine Doktorarbeit über das chinesische Rentensystem. Während ihrer Promotion lebte sie jahrelang in Asien und arbeitete später als Wirtschaftsanalystin und Unternehmensberaterin – unter anderem für die amerikanische Investmentbank Goldman Sachs. Im Gegensatz zum traditionellen Familienbild der Partei («Vater, Mutter, Kinder») ist sie mit einer Frau verheiratet, und diese Frau – mit der sie zwei Söhne hat – wurde in Sri Lanka geboren. In den Worten eines ehemaligen Nachbarn: Weidels Familie «sieht genau so aus wie die Leute, gegen die sie hetzt».[3]

						Was macht so eine Frau in der AfD? Und wie schafft sie es, mit den offenkundigen Widersprüchen zu leben? In der Berichterstattung über Weidel dominieren zwei Erklärungsansätze. Der erste porträtiert sie als Opportunistin, die die Partei als Vehikel für ihre persönlichen Ambitionen nutzt. Hierfür spricht, dass sie als eines der wenigen Mitglieder der Gründergeneration den Weg der Radikalisierung mitgegangen ist. Anfang 2017, als Höcke das Berliner Holocaust-Mahnmal in einer Rede als «Denkmal der Schande» bezeichnete, forderte sie noch seinen Rauswurf. Doch sobald klar wurde, dass sich Höckes Flügel durchsetzen würde, ging sie auf ihn zu. Zwei Jahre später kam es unter Vermittlung des neurechten Verlegers Götz Kubitschek zu einem Treffen, bei dem Weidel und Höcke eine Art «Nichtangriffspakt» aushandelten. Und wieder zwei Jahre später übernahm sie zusammen mit Tino Chrupalla, einem Malermeister aus Görlitz, die Führung von Bundestagsfraktion und Partei. Seit dieser Zeit ist von ihr keine kritische Äußerung mehr gegenüber Höcke zu hören. Mehrmals lobte sie ihn sogar und zollte ihm für seine Arbeit in Thüringen «höchsten Respekt». Dass er ihren Lebensentwurf explizit ablehnt und sein Landesverband öffentlich vor einer «Durchmischung der Bevölkerung mit Personengruppen anderer Hautfarbe» gewarnt hat, scheint sie komplett auszublenden.[4]

						Von dieser (nahezu schizophrenen) Einstellung profitiert nicht nur Weidel, sondern auch ihre Partei. Ihre Prominenz signalisiert der Öffentlichkeit, dass die liberalkonservative Gründergeneration nach wie vor eine Rolle spielt und der Vorwurf der Radikalisierung unbegründet ist. Die implizite Botschaft lautet: Eine Partei, die von einer so intelligenten und modernen Frau geführt wird, kann unmöglich eine Nazi-Partei sein. Die Tatsache, dass sie in einer homosexuellen Partnerschaft mit einer nicht-europäischen Frau lebt, macht dies sogar noch glaubwürdiger. Auch Elon Musk, der Ende 2024 eine Wahlempfehlung für die AfD aussprach, nahm hierauf Bezug. In einem Gastbeitrag für die Welt schrieb er: «Die Darstellung der AfD als rechtsextrem ist eindeutig falsch, wenn man bedenkt, dass Alice Weidel … eine gleichgeschlechtliche Partnerin aus Sri Lanka hat. Klingt das für Sie nach Hitler? Ich bitte Sie!»[5]

						Neben persönlichem Ehrgeiz gibt es jedoch eine zweite Erklärung für Weidels Engagement in der AfD: eine tief sitzende Verachtung für «das System». Praktisch jeder Journalist, der sie im Laufe der Jahre begleitet hat, schreibt von der Schärfe und Unerbittlichkeit – wenn nicht sogar Abscheu –, mit der sie ihren politischen Gegnern gegenübertritt.[6] Selbst die Neue Zürcher Zeitung, die das wohlwollendste Porträt von ihr veröffentlicht hat, formuliert spitz, dass sie bereits «Wutbürgerin [war], bevor es dieses Wort [überhaupt] gab».[7] Wenn sie also mit Nachdruck erklärt, sie betrachte sich als Anwältin derjenigen, die von der «politischen Klasse brutalst über den Tisch» gezogen würden, dann entspricht dies offenbar ihrer tiefen Überzeugung.

						Dass es sich bei solchen Aussagen um keine bloße Rhetorik handelt, belegt auch eine (später geleakte) E-Mail, die sie im Februar 2013 – also noch vor ihrem Eintritt in die AfD – an einen Bekannten gesendet hat. Darin bezeichnet sie die politischen Eliten der Bundesrepublik als «Verfassungsfeinde» und «Schweine», die in keiner Weise die Interessen des deutschen Volkes vertreten würden. Ähnlich wie die sogenannten Reichsbürger argumentiert sie, Deutschland sei gar kein souveräner Staat, und gewählte Politiker seien «nichts anderes als Marionetten der Siegermaechte [sic] des 2. WK». Sowohl die Eurorettungspolitik als auch die Einwanderung durch «kulturfremde Völker» und eine «korrumpierte Judikative» dienten ihrer Meinung nach einem einzigen Ziel: dem «Kleinhalten» des deutschen Volkes und der «systematischen Zerstörung der buergerlichen [sic] Gesellschaft».[8]

						Basierend auf dieser E-Mail (deren Authentizität sie nicht länger bestreitet) verfolgt die in ihrem Privatleben scheinbar so moderne Weidel nichts weniger als eine komplette Beseitigung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Ihr persönlicher Ehrgeiz steht hierzu in keinem Widerspruch, wie sie kurz vor der Bundestagswahl 2025 verriet: «Mit neutralen Medien hätte ich die CDU schon längst überholt … Das schaffe ich nicht bis zum 23. Februar [2025]. Aber das schaffe ich bis zur nächsten Bundestagswahl.»[9]

					
					
						
							Der Autokrat

						
						Eine weitere schillernde Führungspersönlichkeit ist der sächsische Anwalt Maximilian Krah. Nach mehreren gescheiterten Versuchen, CDU-Bundestagskandidat in Dresden zu werden, trat er 2016 der AfD bei, für die er 2019 ins Europaparlament und 2025 in den Bundestag einzog. Während dieser Zeit produzierte er nicht nur skurrile TikTok-Videos («Echte Männer sind rechts!»), sondern auch eine Reihe von handfesten Skandalen. Einer seiner Mitarbeiter wird verdächtigt, für den chinesischen Geheimdienst gearbeitet zu haben; er selbst pflegt enge Kontakte zu einem Putin-nahen Oligarchen, von dem er möglicherweise auch Zahlungen erhalten hat. Für die meiste Aufregung sorgte ein Interview mit der italienischen Zeitung La Repubblica, in dem er behauptete, «nicht jeder SS-Mann» sei zwangsläufig ein Verbrecher gewesen.[10] Selbst Marine Le Pen ging das zu weit, und die AfD musste daraufhin die rechtspopulistische Fraktion im Europaparlament verlassen. Obwohl Krah als Enfant terrible gilt und zeitweise sogar von der eigenen Fraktion ausgeschlossen wurde, ist er an der Basis sehr beliebt und konnte sich deshalb immer wieder an die Spitze der Partei zurückkämpfen.

						Doch Krah ist mehr als nur ein (mutmaßlich) korrupter Clown. Seit Beginn seiner Abgeordnetentätigkeit unterhält er enge Kontakte zum bereits erwähnten Verleger Kubitschek und seinem «Institut für Staatspolitik», das mit der zunehmenden Radikalisierung der Partei immer einflussreicher wurde. Er gab dort mehrere Vorträge zu Themen wie Volkssouveränität, Geopolitik und dem «deutschen Schuldkomplex». Bei Veranstaltungen vernetzte er sich außerdem mit neurechten Aktivisten, wie etwa dem ehemaligen Anführer der «Identitären Bewegung» Martin Sellner. 2023 veröffentlichte er dann in Kubitscheks Verlag ein Buch mit dem Titel Politik von rechts, das innerhalb weniger Monate zum Bestseller wurde und mit dem er sich erfolgreich als «politischer Vordenker» positioniert hat.[11]

						Was verrät dieses Buch über seine politischen Vorstellungen? Vom ersten Kapitel an wird klar, dass für Krah die Wurzel allen Übels ein «woker» Linksliberalismus ist, der praktisch alle etablierten Parteien erfasst habe. Dessen ultimatives Ziel sei es, die Verwurzelung der Völker in unterschiedlichen Kulturen durch eine Art globalisierten Einheitsmenschen zu ersetzen. In allen westlichen Staaten befinde sich deshalb «eine linksliberale Elite im Kampf gegen die Existenz und Selbsterhaltung des Staates und des ihn tragenden Volkes». Hieraus folgert er, dass Kompromisse mit etablierten Parteien kaum vorstellbar seien. Ausgehend von Carl Schmitts Freund-Feind-Typologie kategorisiert er den Linksliberalismus – und mit ihm die liberale Demokratie insgesamt – als Feind: «Wer diesen Feind nicht erkennen kann oder nicht als solchen definieren will, der kann nicht rechts sein. Der steht objektiv auf der anderen Seite.»[12]

						Krahs Vorstellung vom Volk, das gegen den angeblich übergriffigen Liberalismus verteidigt werden soll, ist eindeutig ethnisch. Die europäische Identität beruht seiner Ansicht nach auf einer Kombination aus «griechischem Denken, römischem Recht, christlichem Glauben, aufklärerischer Rationalität … und demselben, eben europäisch-weißen Menschenschlag».[13] An anderer Stelle behauptet er sogar, dass Deutsche aufgrund von «harten Wintern» und «jahrtausendelanger evolutionärer Selektion» einen höheren Intelligenzquotienten hätten als Afghanen, Afrikaner oder Syrer.[14] Vom Grundgesetz, das die Zugehörigkeit zum Volk mit dem Besitz der Staatsangehörigkeit verbindet, hält er wenig: «Volk als Gemeinschaft der Staatsbürger ist bloße Bevölkerung», schreibt er. «Es gibt kein Demos ohne Ethnos.»[15]

						Demokratie spielt in Krahs Überlegungen praktisch keine Rolle. Falls sie überhaupt zur Sprache kommt, dann kalt und nüchtern als «Wahlmechanismus zur Erlangung politischer Macht».[16] Im Vordergrund steht die Idee eines allmächtigen Staates, der das Volk verkörpere und sein Schicksal lenke. Anders als Liberale sieht er den Staat nicht als Bedrohung, die es zu zügeln gelte, sondern – im Gegenteil – als ungeheure Kraft, die entfesselt werden müsse, um den Volkswillen zu verwirklichen. Darüber, wie dieser Volkswillen zustande kommt, wer den Staat anführen soll und auf welche Weise seine Führer legitimiert werden, hat er wenig zu sagen. Bürgerrechte und Verfassungen sind seiner Meinung nach zweitrangig, weil sie «beliebig änderbar und auch sehr weitgehend interpretierbar» seien.[17] Und auch über Gewaltenteilung und Kontrollinstanzen findet sich kaum ein Wort. Seine Vision ist letztlich die eines kruden Autoritarismus.

						Hierzu passt auch Krahs Bewunderung für ausländische Autokratien – insbesondere solche, die sich als Gegenmodell zum linksliberalen Westen verstehen. Für ihn geht die größte, ja einzig wirkliche Gefahr für den Weltfrieden vom Globalismus und dem gleichmacherischen Drängen des Westens aus. Regime wie Russland und China hätten keinerlei expansive Absichten, sondern würden sich lediglich im Rahmen ihrer kulturellen und historischen Prägung innerhalb ihrer jeweiligen «Großräume» entwickeln. Wenn der Westen sich dort einmische – etwa indem er Demokratie und Selbstbestimmung in der Ukraine, den baltischen Staaten oder Taiwan unterstütze –, dann provoziere er damit Krieg.[18] Aus seiner Sicht sind Russland und China daher nicht Aggressoren, sondern Opfer – und zugleich Verbündete im Widerstand gegen den «universalen Machtanspruch des woken Westens».[19]

					
					
						
							Der Ultranationalist

						
						Noch stärker als Krah verkörpert nur Björn Höcke den extremen Rechtsruck der Partei. Höcke ist ein ehemaliger Gymnasiallehrer, der 2013 den Landesverband der AfD Thüringen mitgründete. Bereits in den Jahren zuvor nahm er an Demonstrationen mit Neonazis teil und hatte sich mit einem NPD-Funktionär befreundet, für dessen Zeitschrift er mehrere Artikel schrieb. In der AfD gehörte er von Beginn an zu jenen, für die die Opposition zum Euro lediglich der Einstieg in eine viel umfassendere Kritik an der liberalen Demokratie war. Auch baute er bereits früh eine Beziehung zu Kubitschek und dessen Institut auf. Anfangs stieß das noch auf Widerstand, doch mit klugem Netzwerken und Wahlerfolgen in Thüringen setzten sich er und seine Mitstreiter zunehmend durch. Obwohl er auf Bundesebene kein Amt bekleidet, zählen mittlerweile zwei Drittel des Parteivorstands zu seinen Unterstützern. Vielen gilt er deshalb als «der wahre Chef der AfD».[20]

						Doch wofür genau steht Höcke? In erster Linie ist er ein deutscher Nationalist: Deutschland bildet den Mittelpunkt seines Denkens, und seine politische Motivation ist der Wunsch nach einer nationalen «Wiedergeburt». Aus seiner Sicht wurde das «wahre» Deutschland von den Siegermächten zerstört, zur Kolonie einer «globalen Geldelite» degradiert und sein «Volksgeist» durch den «westlich-dekadenten Liberalismus» verdorben.[21] Auch wenn seine Problembeschreibung der von Weidel und Krah ähnelt, ist die Vision eines «wiedergeborenen» Deutschlands bei Höcke viel stärker historisch aufgeladen. Wie er in seinem Interviewband Nie zweimal in denselben Fluss erklärt, sieht er das «wahre» Deutschland im Preußen Bismarcks verkörpert: ein selbstbewusster und schützender Staat, innerlich geeint, äußerlich stark und im Zentrum eines von ihm dominierten europäischen «Großraums». Problematische Aspekte des preußischen Erbes, insbesondere den militaristischen Nationalismus, der vielen Historikern als Voraussetzung für den Aufstieg des Nazismus gilt, blendet er komplett aus. Aus seiner Perspektive repräsentiert der preußische Nationalstaat – beziehungsweise die von ihm idealisierte Version – ein «unglaubliches Erfolgskonzept», das ein «wiedergeborenes» Deutschland nachahmen sollte, sobald es sich von den Fesseln der liberal-demokratischen Vorherrschaft befreit habe.[22]

						Ähnlich wie bei Krah liegt Höckes Nationalismus ein ethnischer Volksbegriff zugrunde. Er distanziert sich zwar vom Etikett des «Völkischen» und nennt den biologischen Rassismus der Nazis «absurd», doch seine Vorstellung vom deutschen Volk basiert letztlich auf dem Abstammungsprinzip. So versteht er Völker als «leib-seelische Einheiten» und macht klar: «Wir können den Körper nicht einfach von der Seele trennen, und Körper haben nun einmal bestimmte Erscheinungsformen.»[23] Auch wenn er die Möglichkeit zur Integration nicht völlig ausschließt, verlangt er von Migranten die vollständige Aufgabe ihrer ursprünglichen kulturellen Identität. Wer dazu nicht bereit sei, müsse im Rahmen eines «großangelegten Remigrationsprojekts» aus dem deutschen Staatsgebiet entfernt werden.[24] Und mehr noch: Selbst ethnisch Deutsche, die «zu schwach oder nicht willens sind, sich der fortschreitenden Afrikanisierung, Orientalisierung und Islamisierung zu widersetzen», hätten in der neuen, wiedergeborenen deutschen «Volksgemeinschaft» nichts zu suchen.[25] In dieser Hinsicht ist Höckes Volksbegriff sogar eine Steigerung dessen, was traditionell unter «völkisch» verstanden wird.[26]

						Klar ist auch, dass ein auf diese Weise ethnisch und politisch «gesäubertes» Deutschland keine liberale Demokratie sein würde. Ganz im Sinne von Schmitt verachtet Höcke die politischen Parteien und beschreibt das gegenwärtige System als «Ochlokratie» – als Herrschaft der Schlechten.[27] Die AfD ist aus seiner Sicht «die letzte evolutionäre Chance für unser Vaterland», bevor die liberale Moderne an ihren Krisen zerbreche und es zu einem Bürgerkrieg komme. Anders als Weidel begreift er die Partei als «Fundamentalopposition» und strebt weder Posten noch «ein paar Korrekturen oder Reförmchen» an.[28] Sein Ziel ist nichts Geringeres als ein Systemwechsel, der nur dann möglich sei, wenn die AfD einen «vollständigen Sieg» erringe.[29] In seinem Buch beschreibt er, wie er sich diesen Moment vorstellt: «Wir [werden] die Sache gründlich und grundsätzlich anpacken. Wenn einmal die Wendezeit gekommen ist, dann machen wir Deutschen keine halben Sachen. Dann werden die Schutthalden der Moderne beseitigt.»[30]

						Ist Höcke nun, wie von seinen Gegnern oft behauptet, ein Faschist? Er selbst bestreitet das vehement und behauptet, der Faschismus sei «eine geschichtlich und räumlich begrenzte Er-scheinung gewesen», die unter heutigen Bedingungen gar nicht wiederholbar sei.[31] Doch einige Parallelen sind unverkennbar. Genauso wie Mussolini versteht sich Höcke als Ultranationalist; er träumt von einer «nationalen Wiedergeburt»; und er betreibt parlamentarische Politik mit dem ultimativen Ziel, diese abzuschaffen. In seinem Buch sagt er sogar, Mussolinis fordernde Politik gegenüber seinen Landsleuten erinnere ihn «an die kratzige, aber wärmende preußische Jacke, von der Bismarck sprach».[32] Dass die Bedingungen in den 1920er und 1930er Jahren anders waren als heute, ist zweifellos richtig. Aber wenn sich das geschichtliche Phänomen Faschismus verallgemeinern ließe, dann wäre Höcke – mehr noch als Meloni – so etwas wie sein modernes Gesicht.[33]

					
					
						
							Die AfD verbieten?

						
						Nicht nur wegen Björn Höcke sticht die AfD unter den rechtspopulistischen Parteien heraus. Ihre politischen Vorstellungen sind in vielen Fällen weit extremer als die ihrer Schwesterparteien, und im Gegensatz zu jenen haben sich diese mit wachsendem Erfolg nicht gemäßigt, sondern weiter radikalisiert. Von zentraler Bedeutung für diese Entwicklung sind zweifellos Götz Kubitschek und sein Institut, die der Partei seit Jahren als rechtsextreme Ideengeber dienen. Sollte die AfD je an die Macht gelangen, würde sie vor allem deren antiliberale und antidemokratische Agenda umsetzen. Die Folgen für Deutschland wären verheerend: eine Delegitimierung der Demokratie, die Aushöhlung liberaler Institutionen und ein massiver Rechtsruck in Richtung eines völkisch-autoritären Staats.

						Was also tun? Zivilgesellschaftliche Gruppen und eine größer werdende Zahl von Politikern fordern seit etwa zwei Jahren ein Verbot der AfD. Sie argumentieren, dass die Partei freiheitlich-demokratische Prinzipien ablehne und durch ihre Vernetzung mit rechtsextremistischen Gruppen sogar Straftaten und Gewalt fördere. Aus ihrer Sicht reicht es nicht aus, die AfD nur politisch zu bekämpfen, weil sie die demokratischen Spielregeln längst nicht mehr akzeptiere und bereits so tief in Politik und Gesellschaft vorgedrungen sei, dass nur ein komplettes Verbot Schaden von der liberalen Demokratie abwenden könne. Ein Verbot sei zudem weder undemokratisch noch beispiellos, da Artikel 21 des Grundgesetzes Parteienverbote ausdrücklich erlaube und das Bundesverfassungsgericht in zwei Fällen bereits entsprechenden Anträgen stattgegeben habe.[34]

						Ein Verbot hätte zweifellos den Vorteil, dass die Partei und ihre Strukturen von heute auf morgen verschwinden würden. Rund 450 Abgeordnete auf Landes-, Bundes- und Europaebene sowie Tausende von Mitarbeitern – viele davon aus dem rechtsextremen Milieu – stünden auf der Straße. Die staatliche Finanzierung, aus der die Partei jährlich etwa 25 Millionen Euro erhält, würde schlagartig enden. Wahlkreisbüros, die ihr als lokale Stützpunkte dienen und eine ständige Präsenz in der Gesellschaft verschaffen, müssten schließen. Niemand dürfte der AfD mehr Veranstaltungsräume zur Verfügung stellen, ihre Plakate drucken oder Geld spenden. Vor allem: Niemand könnte die Partei mehr wählen.

						Für Gegner eines Verbots sind diese Argumente nicht überzeugend. Sie befürchten, dass bereits die Debatte darüber das populistische Narrativ bestätige, wonach die liberale Demokratie nichts weiter als eine «Simulation» sei, in der kritische Stimmen unterdrückt werden – und zwar besonders dann, wenn sie dem Establishment gefährlich werden. In den drei bis fünf Jahren, die ein Verbotsverfahren üblicherweise dauert, hätte die AfD reichlich Gelegenheit, sich als Opfer der sogenannten Altparteien zu inszenieren. Der Eindruck, vom «System» unterdrückt zu werden, würde die Proteststimmung weiter anheizen und der AfD noch bessere Ergebnisse bescheren. Frei nach dem Motto: «Jetzt erst recht!»

						Wie zwei gescheiterte Verbotsverfahren gegen die NPD zeigen, wäre ein Erfolg vor dem Bundesverfassungsgericht außerdem keineswegs garantiert. Und selbst wenn es so weit käme, wäre das Problem damit nicht gelöst. Kein AfD-Wähler würde deshalb seine politische Meinung ändern, und innerhalb kurzer Zeit entstünden wahrscheinlich neue Parteien, die ähnliche Positionen vertreten und bei denen dieselben Netzwerke im Hintergrund agieren. Hinzu komme die Gefahr, dass die radikalsten Anhänger in den Untergrund gehen und ihren «Kampf» auf gewaltsame Weise fortsetzen könnten.[35] Kurzum: Verbotsgegner bezweifeln, dass sich das politische Phänomen Rechtspopulismus einfach so «abschalten» lässt. Ihrer Meinung nach würde es sich mit einem Verbot der AfD sogar noch zuspitzen.

						In der Tat: Selbst Verbotsbefürworter glauben nicht, dass sich die Bedrohung für die liberale Demokratie allein durch ein Parteienverbot in den Griff bekommen lässt. Egal, wie man zu der Frage steht, ist eine umfassendere Strategie also nach wie vor notwendig. Was lässt sich dabei aus dem Aufstieg rechtspopulistischer Parteien in anderen Ländern lernen? Und was ist jetzt für Deutschland besonders wichtig?

					
				
					Worauf Deutschland jetzt achten muss

				Wer den Aufstieg der Rechtspopulisten verstehen will, muss mit der anhaltenden Krise westlicher Gesellschaften beginnen.[1] Nach Ende des Zweiten Weltkriegs ging es lange Zeit fast überall nur aufwärts. Mit jeder Generation wurde der Wohlstand größer, die Gesellschaften freier, die Lebenserwartung höher, und nach dem Ende der Ost-West-Konfrontation herrschte das Gefühl, dass nichts und niemand den Westen besiegen könne. Für viele war das «Ende der Geschichte», von dem Francis Fukuyama zu dieser Zeit schrieb, eine reale Empfindung: Man konnte sich überhaupt nicht mehr vorstellen, dass es zum Westen – dieser scheinbar unschlagbaren Kombination aus Demokratie, Marktwirtschaft, Menschenrechten und Individualismus – eine Alternative geben würde.
Zu ersten Zweifeln hieran kam es in den Jahren nach der globalen Finanzkrise in den späten 2000ern – also zu genau jener Zeit, als der Vormarsch der rechtspopulistischen Parteien begann. Die allgemeine «Malaise», von der diese Parteien bis heute politisch profitieren, besteht nicht nur aus den innen- und außenpolitischen Schocks, die bereits in Kapitel 1 erwähnt wurden, sondern auch aus einer Reihe längerfristiger Entwicklungen. Die erste davon ist ein Vertrauensverlust in staatliche Institutionen. Während der Staat noch bis vor wenigen Jahrzehnten als Garant für gesellschaftliche Stabilität galt, fühlen sich immer mehr Menschen heutzutage im Stich gelassen. Trotz ausufernder Bürokratie und immer komplexeren Strukturen scheint nichts mehr zu funktionieren: Die Infrastruktur ist marode, die Schulen werden schlechter, die Polizei lässt sich von Verbrechern auf der Nase herumtanzen, und selbst die Renten sind nicht mehr sicher. Ob diese Wahrnehmungen immer der Realität entsprechen, ist dabei gar nicht so wichtig. Denn in den sozialen Medien findet sich für jede Behauptung ein Beleg. Und am Ende steht oft die Schlussfolgerung, dass die «korrupten Eliten» schuld sind.
Damit einher geht eine profunde Unsicherheit über die demografische Entwicklung. Viele Menschen sind sich bewusst, dass westliche Gesellschaften «schrumpfen» und der Anteil älterer Menschen zunimmt, während die Zuwanderung steigt und besonders die jüngere Generation inzwischen stark von ihr geprägt ist. Viele machen sich Sorgen darüber, ob die Gesellschaft, die sie ihren Kindern und Enkeln «vererben», noch so sein wird wie die Gesellschaft, in der sie selbst aufgewachsen sind. Sie fragen sich: Werden wir über kurz oder lang zu Fremden im eigenen Land? Was wird aus unserer Kultur und Lebensweise? Und vor allem: Wer hat künftig das Sagen? Auch wenn die meisten Menschen verstehen, dass Veränderung notwendig und nicht immer negativ ist, macht sie die Geschwindigkeit der Veränderung nervös. Und es ist genau dieses diffuse Gefühl, das die Verschwörungstheorie vom «großen Austausch» (siehe Kapitel 2) anspricht und für ihre Zwecke instrumentalisiert.
Nicht zuletzt spüren viele Menschen, dass sich die Weltordnung verändert. Jahrzehntelang herrschte die Überzeugung, dass der Westen weltweit als Vorbild gilt, andere Gesellschaften ihm nacheifern und bereit sind, seinem Kurs zu folgen. Doch spätestens seit den Kriegen im Irak und in Afghanistan wurde klar, dass westliche Ideen nicht so populär und selbstverständlich sind wie oft angenommen. Mehr noch: Der Aufstieg Chinas zur Weltmacht sowie der aggressive Revisionismus Russlands haben gezeigt, dass es mittlerweile alternative Gesellschaftsmodelle gibt, die die Vormacht des Westens infrage stellen und aktiv herausfordern. Kurz gesagt, die tektonischen Platten der Weltordnung verschieben sich, und obwohl die meisten Menschen diese Veränderungen nicht am eigenen Leib spüren, wächst das Gefühl, dass der Westen auf dem Rückzug ist.[2] Nach Jahrzehnten, in denen man sich an der vermeintlichen Überlegenheit des eigenen Systems berauscht hat, durchleben westliche Gesellschaften eine Art kollektiven Kater. Und es sind die Rechtspopulisten, die hieraus am meisten politisches Kapital schlagen.

					
						Zurück in die Zukunft

					
					Wie genau schaffen sie das? Mit einem einfachen und gleichzeitig verlockenden Angebot, das lautet: «Zurück in die Zukunft». Nach Ansicht der Rechtspopulisten ist es möglich, die Uhr zurückzudrehen, und zwar auf eine Zeit, als alles noch in Ordnung schien: als der Staat die Bedürfnisse seiner Bevölkerung erfüllte, als die eigene Gesellschaft noch stabil war, als man noch keine Migranten brauchte und als das eigene Land von allen bewundert wurde. Dies ist das Versprechen, das hinter Slogans wie «Deutschland. Aber Normal» (AfD) oder «Make America Great Again» (Trump) steckt.

					Dass es so eine Zeit tatsächlich gab, davon sind die Rechtspopulisten überzeugt. Und sie meinen auch zu wissen, was schiefgelaufen ist: Für sie liegt die Schuld bei den «liberalen Eliten», die Staat und Gesellschaft angeblich mit einer Kombination aus Gier und ideologischem Eifer zugrunde gerichtet haben. Wer die Krise überwinden will, der muss ihrer Auffassung nach diese Eliten entmachten und den «wahren» Volkswillen wiederherstellen. Das ist ihr zentrales politisches Projekt, und sie selbst spielen darin die Rolle der einzig legitimen Volksvertreter.

					Dass sie bei Wahlen nur selten absolute Mehrheiten erringen, tut dieser Überzeugung – und dem damit verbundenen «Alleinvertretungsanspruch» – keinen Abbruch. Auf den Widerspruch hingewiesen, argumentieren sie (ironischerweise) ähnlich wie Marxisten: Das Volk leide unter einem «falschen Bewusstsein», heißt es dann, doch das werde sich ändern, sobald man selbst die Zügel in die Hände bekomme und dem «wahren» Volkswillen freien Lauf ließe.

					Wo sie es an die Macht geschafft haben, verfolgen Rechtspopulisten stets einen ähnlichen Plan. Sie sprechen zwar gerne von direkter Demokratie und mehr Bürgerbeteiligung. Vor allem aber geht es ihnen darum, die Exekutive zu stärken und «liberale Institutionen», insbesondere die Justiz, das Parlament, die Verwaltung und die Medien, in manchen Fällen auch Sicherheitsbehörden, die Wissenschaft und Teile der Zivilgesellschaft, zu neutralisieren. Sie argumentieren, dass der Wille des Volkes dadurch nicht mehr eingeschränkt, sondern paradoxerweise gestärkt würde. Doch in Wirklichkeit entfernen sie zugleich alle Kontrollmechanismen, die die Macht der Exekutive begrenzen könnten. Am Ende steht entweder ein «wahrer» Volkspräsident, der sich als Diener seiner Bevölkerung versteht und den «Vergessenen» eine Stimme gibt. Oder das Ergebnis ist ein autoritärer Herrscher, der sich als Demokrat inszeniert, dessen Macht jedoch faktisch unbegrenzt ist und der seine Position nach Belieben missbrauchen kann. Welches der beiden Szenarien eintritt, lässt sich manchmal erst beurteilen, wenn es bereits zu spät ist.

					Ob Rechtspopulisten die Grenze hin zum Autoritarismus überschreiten, dafür haben wir in diesem Buch drei Kriterien entwickelt. Beim ersten Kriterium geht es um die Haltung zum Pluralismus: Ist der Ansatz von Rechtspopulisten lediglich polarisierend, oder delegitimieren sie das gesamte System? Das zweite Kriterium beschäftigt sich mit dem Verhältnis zur Gewaltenteilung: Wollen sie tatsächlich nur die Exekutive stärken, oder werden «liberale Institutionen» so stark geschwächt, dass die Machtposition der Exekutive unumkehrbar wird? Und das dritte Kriterium beurteilt das Ausmaß des angestrebten Rechtsrucks: Geht es wirklich nur um eine konservativere Politik, oder werden Veränderungen angestrebt, die mit liberalen und demokratischen Prinzipien unvereinbar sind? Obwohl eine präzise Einordnung nicht immer einfach ist, haben uns diese «Tests» dabei geholfen, die Gefährlichkeit rechtspopulistischer Bewegungen besser einzuschätzen.

					Zu welchen Erkenntnissen sind wir gekommen? Unsere Fallstudien aus fünf Ländern zeichnen ein gemischtes Bild. Alle fünf stellen die Legitimität der liberalen Demokratie sowie demokratischer Parteien und Institutionen infrage. Sie verstehen sich als Alternative zu den «Altparteien» (beziehungsweise zur liberaldemokratischen «Einheitspartei»), die sie als undemokratisch und illegitim bezeichnen. Die vier, die sich bereits in Machtpositionen befinden, haben allesamt versucht, die Rechte und Kompetenzen von «liberalen Institutionen» zu beschneiden. Nur im Fall von Ungarn ist dieser Prozess jedoch so weit vorangeschritten, dass es für andere Parteien schwierig – wenn auch nicht unmöglich – geworden ist, ihn umzukehren. In Italien und den Niederlanden sind die jeweiligen Parteien noch nicht lange genug an der Regierung, um die Auswirkungen auf die Gewaltenteilung abschließend bewerten zu können (auch wenn sich Italien bereits mit großen Schritten in Richtung Ungarn bewegt). Was die Inhalte angeht, so finden sich bei allen Parteien Positionen, die im Falle ihrer Umsetzung eindeutig diskriminierend oder unvereinbar mit liberalen Freiheitsrechten wären – sei es gegenüber Migranten (Ungarn, Italien, USA) und/oder gegenüber Menschen islamischen Glaubens (Frankreich, Niederlande).

					Basierend auf unserer Recherche gibt es also keinen Zweifel: Alle der untersuchten Parteien und Bewegungen schaden der Demokratie. Sie sind definitiv keine «normalen» Parteien und sollten auch nicht als solche behandelt werden. Gleichzeitig ist das Ausmaß des Schadens, den sie angerichtet haben, unterschiedlich – und selbst im Falle von Ungarn ist die Rückkehr zur liberalen Demokratie nicht komplett ausgeschlossen. Eine vollständige «Machtergreifung», wie in Kapitel 2 beschrieben, hat bisher in keinem der Länder stattgefunden, und deshalb ist es trotz seiner unbestreitbaren Schädlichkeit nach wie vor richtig, den Rechtspopulismus vom Faschismus zu unterscheiden.

					In gewisser Weise ist es genau diese Zweideutigkeit, die Rechtspopulisten an der Macht kennzeichnet: Zum einen streben sie nach autoritären Vollmachten und wollen alle Institutionen entmachten, die ihnen in die Quere kommen; zum anderen sind sie hinreichend als Demokraten sozialisiert, um die öffentliche Bestätigung zu suchen und ein bestimmtes Maß an Widerspruch und Debatte zu tolerieren. In vielen Fällen glauben sie tatsächlich, sie seien «Superdemokraten» – die einzigen, die den «wahren» Volkswillen kennen. Und egal, wie widersprüchlich es auch sein mag: Die «illiberale Demokratie» ist aus ihrer Sicht das überzeugendste Konzept, um ihn zu verwirklichen.

					Die größte Gefahr von Rechtspopulisten an der Macht ist deshalb nicht, dass sie bereits Faschisten sind, sondern dass sie zu welchen werden. Nicht jeder Rechtspopulist verfolgt dieses Ziel, aber sobald «liberale Institutionen» geschwächt und alle Kontrollinstanzen beseitigt sind, ist es allein ihre Entscheidung, in welche Richtung sich ihr Land entwickelt. Ist es ihnen weiterhin wichtig, als «Superdemokraten» zu gelten? Oder wäre es nicht einfacher, die ganze Macht an sich zu reißen? Ohne wirksame institutionelle, politische und juristische Beschränkungen kann es letztlich von einer einzigen Person abhängen, ob ein Land in den Autoritarismus abdriftet. Und genau das ist das Problem in den Vereinigten Staaten, wo Donald Trump nicht erst seit dem gescheiterten Umsturzversuch vom 6. Januar 2021 eindeutig autokratische Tendenzen zeigt. Sollte es ihm gelingen, das traditionell starke System der Gewaltenteilung in den USA außer Kraft zu setzen – möglicherweise mithilfe einer absichtlich herbeigeführten Krise –, könnte dies die Tür zu einer modernen Form des Faschismus öffnen. Die Demokratie würde dann nicht mehr sterben. Sie wäre tot.

				
					
						Die Gegenstrategie

					
					Wie kann dies verhindert werden? Dass es keine einfache Lösung gibt, bedeutet natürlich nicht, dass man die Hände in den Schoß legen sollte – dafür ist die liberale Demokratie zu wertvoll. Die in diesem Buch analysierten Länder liefern Erkenntnisse, die zu Bausteinen für eine Gegenstrategie werden könnten. Fünf Elemente sind dabei unserer Meinung nach besonders wichtig.

					Zunächst geht es darum, politische Konflikte zu entschärfen. Wie bereits im ersten Kapitel gezeigt, ist Populismus eine «illiberale Antwort» auf real existierende Konflikte und Bruchlinien innerhalb einer Gesellschaft. Populisten sprechen Menschen an, die sich – aus unterschiedlichen Gründen – vergessen fühlen und den Eindruck haben, die Eliten würden sich nicht mehr für ihre Probleme interessieren. Besonders gut gelingt ihnen dies beim Thema Migration – dem für Rechtspopulisten am meisten Erfolg bringenden Problemfeld, in dem sich ein gefühlter Kontrollverlust mit Identitätsfragen, Verteilungskonflikten und nicht zuletzt dem allgemeinen Unwohlsein über die Zukunft der Gesellschaft verbindet.

					Der entscheidende Punkt: Anders als die jeweiligen Parteien haben ihre Wähler mehrheitlich keine starre, völkisch geprägte Vorstellung von nationaler Identität, und viele akzeptieren auch die Notwendigkeit von Migration. Es ist für demokratische Parteien deshalb weder notwendig noch ratsam, die extreme Rhetorik – oder gar die Forderungen – der Rechtspopulisten zu übernehmen. Was sie tun sollten, ist, durch politisches Handeln Migration so zu steuern und zu ordnen, dass Menschen das Gefühl bekommen, Staat und Gesellschaft hätten die Kontrolle über das Thema zurückgewonnen. In Ländern, in denen dies gelungen ist, wie zum Beispiel Dänemark, haben Rechtspopulisten erheblich an Zustimmung verloren.

					Das zweite Element ist das Aufrechterhalten von «Brandmauern». Da rechtspopulistische Parteien trotz ihrer Rhetorik meist keine absoluten Mehrheiten erzielen, brauchen sie Koalitionspartner, um an die Macht zu kommen. Konservative Kommentatoren tun häufig so, als sei das Verweigern dieser Kooperation ein «Trick» der Linken, um Mehrheiten für konservative Politik unmöglich zu machen. Doch in Wirklichkeit sind solche Brandmauern im ureigenen Interesse sowohl von Mitte-rechts-Parteien als auch der Demokratie insgesamt. Es gibt unseres Wissens keine konservative Partei, die von einer Kooperation mit Rechtspopulisten dauerhaft profitiert hätte. Viele haben dadurch sogar ihre führende Stellung im Parteiensystem verloren oder wurden gänzlich zerstört.

					Hinzu kommt die Tatsache, dass Rechtspopulisten in aller Regel die demokratischen Spielregeln zu ihren Gunsten verändern, sobald sie an die Macht kommen. Absolute Mehrheiten erreichen sie meist erst dann, wenn das Wahlrecht geändert wurde oder die Möglichkeiten der demokratischen Mitbewerber eingeschränkt sind. Wer das Sterben der Demokratie verhindern will, darf sich also nicht zum Steigbügelhalter machen – selbst wenn es bedeutet, dass komplizierte oder scheinbar unnatürliche Koalitionen für eine Weile zur Norm werden.

					Drittens müssen Rechtspopulisten viel konsequenter gestellt werden. Zu lange hat sich die Auseinandersetzung mit Rechtspopulisten darin erschöpft, dass man sie entweder totschwieg oder als Nazis beschimpfte. Beides war größtenteils ineffektiv und hat ihnen – wenn überhaupt – eher genutzt. Die Folge ist, dass ihre widersprüchlichen und oftmals unpopulären Positionen weitgehend unhinterfragt bleiben. Im Falle der AfD gehören dazu große Teile ihrer Wirtschafts- und Sozialpolitik, die Gering- und Mittelverdienern schadet; ihre Außen- und Europapolitik, die Deutschlands Souveränität nicht stärkt, sondern untergräbt; und sogar ihre Migrationspolitik, die praktisch undurchführbar ist. Am offensichtlichsten falsch ist die Behauptung, dass sie – und nur sie – den «wahren» Volkswillen vertritt, wenn ebenjenes Volk zu achtzig Prozent andere Parteien wählt. Dass sie damit durchkommt, liegt – auch – am fehlenden Mut der Demokraten.

					Das langfristigste Element ist eine Offensive in der politischen Bildung. Auch wenn Staaten wie Deutschland bereits viel Geld in politische Bildung investieren und sich ganze Behörden mit dieser Aufgabe beschäftigen, scheinen selbst die Grundlagen in weiten Teilen der Bevölkerung unbekannt oder umstritten zu sein. So zum Beispiel, dass Demokratien vom Wettbewerb verschiedener Meinungen und Interessen leben und es zwar Mehrheiten, aber in der Regel keinen einheitlichen – oder gar «wahren» – Volkswillen gibt. Oder dass die Gewaltenteilung ein unabdingbarer Bestandteil der liberalen Demokratie ist und ihre Schwächung das Risiko von Machtmissbrauch erhöht. Und vielleicht am wichtigsten: dass Demokratie nicht nur aus der Herrschaft von Mehrheiten besteht, sondern den Schutz von Minderheiten und individuellen Freiheitsrechten voraussetzt. Dass Populisten diese grundlegenden Prinzipien so leicht infrage stellen können und auf wenig Widerstand stoßen, wenn sie an ihrem Fortbestand rütteln, ist eine verheerende Erkenntnis – und zwar nicht nur für die Politik, sondern für die gesamte Gesellschaft. Offenbar sind viele Menschen so sehr an das Funktionieren der Demokratie gewöhnt, dass sie sie weder ausreichend schätzen noch wirklich verstehen. Das muss sich ändern.

					Der fünfte und letzte Punkt: Liberale Demokraten müssen Verkrustungen im System aufbrechen und wieder für die liberale Demokratie kämpfen. Die Anti-AfD-Proteste Anfang 2024 waren ein positives Zeichen – nicht zuletzt, weil sie deutlich gemacht haben, dass es auch einen anderen «Volkswillen» gibt als den der AfD. Doch dabei darf es nicht bleiben. Jede gesellschaftliche und politische Gruppe muss sich überlegen, wie sie Menschen wieder für die liberale Demokratie begeistern kann. Dafür braucht es positive Zukunftserzählungen, die besser und attraktiver sind als die rechtspopulistische Dystopie eines «Zurück in die Zukunft». Und es macht notwendig, dass liberale Demokraten ihre Filterblasen verlassen. Das betrifft jeden Einzelnen im Betrieb, in der Familie oder der Universität.

					Ganz besonders gilt es jedoch für die etablierten Parteien, die noch immer viel zu selten dort zu finden sind, wo die politische Auseinandersetzung stattfindet. Wenn über vierzig Prozent der unter Dreißigjährigen ihre politischen Informationen inzwischen aus den sozialen Medien beziehen, dann ist unerklärlich, warum große Parteien nach wie vor Millionen Euro für Plakate und Flugblätter ausgeben, aber keine schlüssige – geschweige denn erfolgreiche – Strategie für TikTok und Instagram entwickelt haben.[1] Während Populisten dort bereits große Erfolge feiern, scheint es so, als müsste man liberalen Demokraten erst beibringen, wie man einen Computer bedient.

					Das Sterben der Demokratie ist weder Zufall noch unabwendbares Schicksal. Dieses Buch hat gezeigt, dass Rechtspopulisten einen Plan haben – und zwar sowohl für den Weg zur Macht als auch dafür, wie sie anschließend genutzt werden soll. In den von uns untersuchten Ländern sind sie dabei unterschiedlich weit gekommen; nur in Ungarn haben sie ihre Macht weitgehend konsolidiert. Noch ist es deshalb nicht zu spät, die liberale Demokratie vor ihrem Tod zu bewahren. Wer sie retten will, darf sich jedoch keinen Illusionen hingeben: Einfache oder schnelle Lösungen gibt es nicht. Der Kampf gegen die Rechtspopulisten erfordert Zeit und Engagement. Vor allem aber braucht er einen Plan.
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	[25]

Zitiert in Neumann: Bluster, S. 17.



	[26]

Siehe Zachary Basu: «Trump’s Deportation Spectacle», Axios, 29.3.2025. Ebenso Noah Lanard und Isabela Dias: «You’re here because of your tattoos», Mother Jones, 26.3.2025.



	[27]

Gerald Knaus bei Markus Lanz, 28.3.2025, https://www.youtube.com/watch?v=PBqDQfNCmUE.



	[28]

Siehe «Timeline: Trump’s Attacks on Access to Birth Control», Planned Parenthood, undatiert, https://www.plannedparenthoodaction.org/fight-for-birth-control/facts/timeline-trumps-attacks-access-birth-control.



	[29]

Paul Dans und Steven Groves (Hg.): Project 2025: Mandate for Leadership – The Conservative Promise (Washington, D.C., 2023).




9. Deutschland: Die Nachzügler
	[1]

Frank Decker: «In Hitlers Schatten», Die Zeit, 24.2.2005.



	[2]

Gerd Wiegel: «Aufstieg des Rechtspopulismus auch in Deutschland?», Rosa-Luxemburg-Stiftung, September 2013.




Die Hasserin
	[3]

Zitiert in «Alice Weidel. Ein Porträt», ZDF, 19.2.2025.




Die Hasserin
	[4]

Positionspapier der Thüringer AfD-Landtagsfraktion, zitiert in «Höcke stellt Positionspapier gegen ‹Multikulti-Extremisten› vor», FAZ, 15.5.2018.



	[5]

«Warum Elon Musk auf die AfD setzt – und warum er dabei irrt», Die Welt, 28.12.2024.



	[6]

Siehe Melanie Amann: «Das erste Leben der Alice Weidel», Der Spiegel, 19.7.2017; Deike Diening: «So viel Hass», Der Spiegel, 1.2.2025; «Wer ist Alice Weidel wirklich?», ZDF Inside PolitiX, 7.12.2024.



	[7]

Margrit Sprecher: «Politisch immer radikaler, privat betont offen: Unterwegs mit der AfD-Chefin und Wahlschweizerin Alice Weidel», Neue Zürcher Zeitung, 11.1.2025.



	[8]

Zitiert in Sven-Felix Kellerhoff, Martin Lutz und Uwe Müller: «‹Diese Schweine sind nichts anderes als Marionetten der Siegermächte›», Die Welt, 9.9.2017.



	[9]

Zitiert in Sprecher: «Politisch immer radikaler».




Der Autokrat
	[10]

«La versione di Krah: ‹Non prendo soldi dai russi. Le SS criminali? Sbagliato generalizzare›», La Repubblica, 18. 5. 2024.



	[11]

Maximilan Krah: Politik von rechts. Ein Manifest (Schnellroda, 2023), S. 23f. Siehe auch Armin Pfahl-Traughber: «Maximilian Krah will Vordenker für eine ‹Politik von rechts› werden», Endstation Rechts, 25. 1. 2024.



	[12]

Krah: Politik von rechts, S. 204f.



	[13]

Ebd., S. 64.



	[14]

Ebd., S. 178f.



	[15]

Ebd., S. 56f.



	[16]

Ebd., S. 114.



	[17]

Ebd., S. 78f.



	[18]

Krah greift auch hier auf Schmitt – in diesem Fall: sein «Großraumkonzept» – zurück. Ebd., S. 127f.



	[19]

Ebd., S. 204.




Der Ultranationalist
	[20]

Ann-Katrin Müller: «Der wahre Chef der AfD», Der Spiegel, 7.10.2022.



	[21]

Björn Höcke mit Sebastian Hennig: Nie zweimal in denselben Fluss (Berlin, 2018), S. 179, 230, 250.



	[22]

Ebd., S. 237. Siehe auch ebd., S. 124.



	[23]

Ebd., S. 115.




Der Ultranationalist
	[24]

Ebd., S. 224.



	[25]

Ebd., S. 226.



	[26]

Siehe Mosse: The Crisis, S. 4.



	[27]

Höcke: Nie zweimal, S. 199.



	[28]

Ebd., S. 226.



	[29]

Zitiert in «Höcke-Rede im Wortlaut: ‹Gemütszustand eines total besiegten Volkes›», Tagesspiegel, 19.1.2017.



	[30]

Höcke: Nie zweimal, S. 226.



	[31]

Ebd., S. 123.



	[32]

Ebd., S. 124.



	[33]

Der renommierte Faschismusforscher Roger Griffin definiert Faschismus in seiner berühmten «Ein-Satz-Definition» als «eine auf nationaler Wiedergeburt basierende Form des populistischen Ultranationalismus». Siehe Roger Griffin: Fascism (Cambridge, 2018), S. 45ff.




Die AfD verbieten?
	[34]

Siehe Hendrik Cremer: «Warum die AfD verboten werden sollte», Vorwärts, 21.2.2024. Siehe auch «Was spricht für und was gegen ein AfD-Verbotsverfahren?», Deutschlandfunk, 30.1.2025.



	[35]

Siehe «Weshalb ein Verbotsverfahren heikel ist», Redaktionsnetzwerk Deutschland, 7.10.2024. Siehe auch Max Kolter und Markus Sehl: «Wer lässt sich von so einem AfD-Verbot überzeugen?», Legal Tribune Online, 4.12.2024.




Worauf Deutschland jetzt achten muss
	[1]

Hierzu auch Mounk: The People vs. Democracy, Teil 1.



	[2]

Siehe Peter R. Neumann: Die neue Weltunordnung. Wie sich der Westen selbst zerstört (Berlin, 2022).




Die Gegenstrategie
	[1]

Siehe «Cost of living and the environment are the main concerns for young people in the EU», Europäisches Parlament, 17.2.2025.
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